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Vorwort

Der Gerichtshof konnte auch im Jahr 2021 seine Kernaufgabe
trotz der widrigen Umstande der Pandemie nahezu ohne
Abstriche erfiillen. Dies ist mafRgeblich dem Einsatz der
Richterinnen und Richter und aller Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter zu danken.

Das Rechtsprechungsjahr 2021 war neuerlich von wichtigen
Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes gepragt.

Im Zusammenhang mit der Bekampfung der Pandemie
ergingen weitere wichtige Leitentscheidungen. Im Asyl- und
Fremdenrecht war die Rechtsprechung ab dem Sommer un-
mittelbar vom politischen Umsturz in Afghanistan betroffen.
Besondere Herausforderungen erwuchsen dem Verfassungs-
gerichtshof in der ersten Jahreshalfte aus Verfahren tber
Meinungsverschiedenheiten aus dem ,IBIZA-Untersuchungs-
ausschuss® Erstmals musste eine Exekution durch den Bun-
desprasidenten nach Art. 146 Abs. 2 B-VG beantragt werden.

Die Arbeitsbelastung blieb hoch, die Zahl der durch Ent-
scheidung beendeten Verfahren bewegte sich ebenso wie die
im internationalen Vergleich sehr kurze Verfahrensdauer auf
dem Niveau der Vorjahre. Dennoch wurde deutlich, dass der
Gerichtshof nun zusatzlichen Personal- und Raumbedarf hat,
um seine Aufgaben auch in Hinkunft in der gewohnten Quali-
tat und angemessenen Verfahrensdauer erfullen zu konnen.
Durch den Umbau des Beratungszimmers und die Mehrfach-
belegung von Raumen konnte auf den bestehenden Flachen
eine erste Abhilfe geschaffen werden.

Das Veranstaltungsprogramm des Verfassungsgerichtshofes
musste Einschrankungen hinnehmen, einiges konnte aber
stattfinden. So konnten tber 10.000 Menschen an 13 Stand-
orten in ganz Osterreich die Wanderausstellung ,VfGH auf
Tour” besichtigen, viele konnten mit dem Gerichtshof und
seinen Richterinnen und Richtern in Kontakt kommen.

Univ.-Prof. Dr. Verena Madner
Vizeprasidentin des Verfassungsgerichtshofes



Univ.-Prof. DDr. Christoph Grabenwarter
Prasident des Verfassungsgerichtshofes

Hohepunkt war der Besuch der Ausstellung durch den Bun-
desprasidenten, einigen Mitgliedern der Bundesregierung
und mehreren Schulklassen am Platz vor dem Verfassungs-
gerichtshof im Oktober. Der Kontakt zu Schulen wird im Rah-
men des 2019 gestarteten Projekts ,Verfassung macht Schule”
intensiviert, fur das Jahr 2022 sind wieder Besuche in Schulen
und Fihrungen von Schulklassen am Verfassungsgerichtshof
geplant, erweitert um ein Ausstellungsprogramm.

Auch die internationalen Kontakte konnten nach einjahriger
Pause wieder mit personlichen Begegnungen aufgenommen
werden. Hohepunkte waren das vom Verfassungsgerichtshof in
Wien veranstaltete Treffen aller deutschsprachigen Verfassungs-
gerichte und der europaischen Gerichtshofe sowie der Besuch
unseres Gerichts beim deutschen Bundesverfassungsgericht.

Die Feiern zum 100-jahrigen Jubilaum des Verfassungsge-
richtshofes, geplant fur Oktober 2020, konnte mit einjahriger
Verspatung nachgeholt werden. Der ehemalige Prasident des
deutschen Bundesverfassungsgerichts Andreas VolRkuhle und
die Schriftstellerin Sabine Gruber hielten beeindruckende
Vortrage im Rahmen eines Festakts, der im Fernsehen live
ubertragen wurde. Die beiden Reden wurden auch in diesen
Tatigkeitsbericht aufgenommen.

In erster Linie versucht der Bericht allerdings das zu tun,

was man von Tatigkeitsberichten erwartet: Ubersichtlich

und prazise Uber die Arbeit des Gerichtshofes zu informieren.
Die im Vorjahr begonnene Reihe von Interviews wird fort-
gesetzt mit einem Gesprach mit dem langjahrigen, ehemaligen
Prasidenten des Verfassungsgerichtshofes Ludwig Adamovich,
derim Jahr 2022 das 90. Lebensjahr vollenden wird.
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2021 1n Zahl

Der VIGH kann vor allem befasst werden mit

+ Beschwerden gegen Entscheidungen der Verwaltungsgerichte
+ Antragen auf Gesetzes-, Verordnungs- und Staatsvertragsprifung
+ vermogensrechtlichen Klagen, die gegen eine der Gebietskorperschaften

gerichtet sind
+ Wahlanfechtungen

- Streitigkeiten betreffend Einsetzung und Tatigkeit von

Untersuchungsausschiissen

6
Wahlsachen
nach Art. 141 B-VG

54,3 %
Asyl
(2.491)

4.588
Beschwerdeverfahren
nach Art. 144 B-VG

5.332

neue Rechtssachen

697

Normenkontrollverfahren

180
64
248
195
10

46,2 %
Verordnungs-
prifungsverfahren
(322)

Gerichtsantrage
von Amts wegen
Individualantrage
Parteiantrage
sonstige

c1l

2
Kompetenzfest-
stellungsverfahren

26
Klagen
nach Art. 137 B-VG

o
6

U-Ausschuss-
Verfahren
nach Art. 138b B-VG

53,7%
Gesetzesprufungs-
verfahren

(374)

0,1%
Staatsvertrags-
prifungsverfahren

(1)



Personalia, Budget, Website

14

Mitglieder

6

Ersatz-
mitglieder

28,57 %
Frauen

71,43 %
Manner

33,3% 66,7 %
Frauen Manner
114 O © 0006006000600 000 0 0 00
Bedienstete O 0 0000606000000 0000 00
O © 0060600600 0060000000 0 00
O © 0006006000060 000 0 0 0 00
O © 00606 0060000600000 0 0 0 00
O © 0060600000600 000 0 0 0 00
63,72% 36,28 %
Frauen (73) Manner (41)
Haushalt 2021 Website 2021 Burgerservice 2021
€ 18,085 Mio. 1,3 Mio. 150
total visits schriftliche Anbringen/Monat

8,9 Mio.

Seitenaufrufe

100

telefonische Anbringen/Monat



1921-2021 Historisches in Zehnerschritten
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2021 in Zahlen

Erlassung des VfGG 1921, dem ersten
Organisations- und Verfahrensgesetz des VfGH

VfGH zu Begriff und Wesensmerkmalen der Verordnung iSd B-VG

Spaterer Prasident Antoniolli wird Mitglied des VfGH

VfGH zur Bezeichnungspflicht fur verfassungsandernde Staatsvertrage
VfGH zur Anfechtung von Gesetzen durch OGH und VwGH
VfGH erklart sich in der Causa Otto Habsburg fiir unzustandig
Nationalrats-WahlO 1971 halt vor VfGH

Zulassigkeit eines Individualantrags und Aufhebung von
Bestimmungen des Israelitengesetz wegen Unsachlichkeit

der Organisation der Auslibung der judischen Religion in

Form einer ,Einheitsgemeinde”

VfGH trifft Entscheidung zur Familienbesteuerung

VfGH: Das Recht auf Achtung des Privatlebens iSd Art. 8 EMRK
umfasst auch das Recht, die Gestaltung des Privatlebens dem

Blick der Offentlichkeit und des Staates zu entziehen

VfGH hebt ,Ortstafelregelung” im Volksgruppengesetz wegen
Widerspruchs zum Staatsvertrag von Wien 1955 auf

VfGH hebt erstmals eine Verfassungsbestimmung (§ 126a BVergG 1997)
wegen Widerspruchs zum rechtsstaatlichen und demokratischen
Prinzip auf

VfGH hebt Bestimmung der Vbg. Landesverfassung wegen

Widerspruch einer ,Volksgesetzgebung” zum reprasentativ-

demokratischen Grundprinzip der Bundesverfassung auf

VfGH hebt die durch das BBG 2009 eingeflihrte Beschrankung
der Verfahrenshilfe auf natrliche Personen auf

Vorschrift lber Anbringen eines Kreuzes in Kindergarten halt vor VfGH

Siehe Abschnitt 111.4. Riickblick auf die wichtigsten Entscheidungen (- S. 28)

Verfassungsgerichtshof — Tatigkeitsbericht 2021
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Personalia




Angelobung von Univ.-Prof. Dr. Michael Mayrhofer
als Ersatzmitglied des Verfassungsgerichtshofes

durch den Prasidenten des Verfassungsgerichtshofes
im Beisein der Mitglieder

Angelobung von Univ.-Prof. Dr. Michael Mayrhofer
als Mitglied des Verfassungsgerichtshofes

durch den Prasidenten des Verfassungsgerichtshofes
im Beisein der Mitglieder

12

Riicktritt des Mitgliedes
Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Brandstetter

von seiner Funktion als Mitglied des Verfassungsgerichtsho-
fes

Ernennung von Univ.-Prof. Dr. Daniel
Ennockl LL.M. zum Ersatzmitglied
des Verfassungsgerichtshofes

durch den Bundesprasident auf Vorschlag der Bundes-
regierung; die Angelobung erfolgte im Janner 2022



I1.1.

Das Kollegium des Vertassungsgerichtshotes

Der Verfassungsgerichtshof besteht aus
dem Prasidenten, der Vizeprasidentin,
zwolf weiteren Mitgliedern und sechs
Ersatzmitgliedern, die (iber Vorschlag der
Bundesregierung, des Nationalrates oder
Bundesrates vom Bundesprasidenten
ernannt werden. Sie scheiden mit Ablauf
des Jahres aus dem Amt, in dem sie das
70. Lebensjahr vollendet haben.

Die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes
geniellen die Garantien der richterlichen
Unabhangigkeit.

Unterstutzend sind 114 nichtrichterliche
Bedienstete im Verfassungsgerichtshof tatig.

IT.1.1.
Anderungen in der Zusammensetzung

Dr. Wolfgang Brandstetter legte Anfang Juni 2021 sein Amt

als Mitglied des Verfassungsgerichtshofes zurlick. Thm folgte
im September dieses Jahres Dr. Michael Mayrhofer, der erst

im Mai 2021 zum Ersatzmitglied des Verfassungsgerichtshofes
bestellt worden war, als Mitglied des Verfassungsgerichtshofes
nach. Als (neues) Ersatzmitglied wurde im Dezember 2021

Dr. Daniel Ennockl LL.M. vom Bundesprasidenten auf Vorschlag
der Bundesregierung ernannt; seine Angelobung durch

den Prasidenten des Verfassungsgerichtshofes erfolgte im
Janner 2022.

Univ.-Prof. Dr. Michael Mayrhofer wurde 1975 in Linz geboren.
Das Jus-Studium absolvierte er an der Johannes Kepler Uni-
versitat Linz (JKU); Promotion zum Dr. iur. im Jahr 2003. Von
2003 bis 2005 war Michael Mayrhofer verfassungsrechtlicher
Mitarbeiter am Verfassungsgerichtshof. Nach einer Tatigkeit
als Universitatsassistent am Institut fir Verwaltungsrecht und
Verwaltungslehre an der JKU habilitierte er sich 2014 fiir die
Facher Verfassungsrecht, Verwaltungsrecht und Europarecht.
Seit 2016 ist Mayrhofer an der JKU Universitatsprofessor fiir
Offentliches Recht und Dekan der Rechtswissenschaftlichen

Fakultat. Er ist seit 2017 Mitglied der Bioethikkommission beim

Bundeskanzleramt und leitet seit 2018 das Weiterbildungs-
programm der Osterreichischen Akademie der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit.

Univ.-Prof. Dr. Daniel Enndckl LLM. wurde 1973 in Linz geboren;

er ist Professor fir Offentliches Recht und Leiter des Instituts fir
Rechtswissenschaften an der Universitat fiir Bodenkultur in Wien.

Personalia

IT.1.2.
Stindige Referentinnen und Referenten

Die standigen Referentinnen und Referenten werden vom
Plenum des Verfassungsgerichtshofes aus dessen Mitte
jeweils auf drei Jahre gewahlt. Die Wiederwahl ist zuldssig.
Dem Verfassungsgerichtshof standen in der ersten Jahres-
halfte des Berichtsjahres 13, danach 12 standige Referentin-
nen und Referenten, darunter auch die Vizeprasidentin,

zur Verfligung. 2021 wurden Dr. Ingrid Siess-Scherz,

Dr. Andreas Hauer, Dr. Michael Rami und Dr. Johannes Schnizer
als standige Referenten wiedergewahlt.

Verfassungsgerichtshof — Tatigkeitsbericht 2021 13



Die Mitglieder und Ersatzmitglieder

des Verfassungsgerichtshofes

Mitglieder

DDr. Christoph Grabenwarter

geboren 1966 in Bruck an der Mur
Universitatsprofessor, WU Wien
Mitglied seit 2005, Vizeprasident Feb-
ruar 2018 bis Februar 2020, wiederholt
zum standigen Referenten gewahlt,
Prasident seit Februar 2020, nominiert
von der Bundesregierung

Dr. Johannes Schnizer

geboren 1959 in Graz
Parlamentsrat a.D.

Mitglied seit 2010, wiederholt zum
standigen Referenten gewahlt,
nominiert von der Bundesregierung

14

L F N
Dr. Verena Madner

geboren 1965 in Linz
Universitatsprofessorin, WU Wien
Vizeprasidentin seit 2020, zur standigen
Referentin gewahlt, nominiert von der
Bundesregierung

Dr. Helmut Hértenhuber

geboren 1959 in Linz

Landtagsdirektor a.D., Honorarprofessor
Mitglied seit 2008, wiederholt zum
standigen Referenten gewahlt,
nominiert von der Bundesregierung

Dr. Claudia Kahr

geboren 1955 in Graz

Sektionschefin im Bundesministerium ftr
Verkehr, Innovation und Technologie i.R.
Mitglied seit 1999, wiederholt zur stan-
digen Referentin gewahlt, nominiert
von der Bundesregierung

Dr. Markus Achatz

geboren 1960 in Graz
Universitatsprofessor, JKU Linz,
Wirtschaftstreuhander

Mitglied seit 2013, wiederholt zum
standigen Referenten gewahlt,
nominiert vom Nationalrat



Dr. Christoph Herbst

geboren 1960 in Wien
Rechtsanwalt

Mitglied seit 2011, wiederholt zum
standigen Referenten gewahlt,
nominiert vom Bundesrat

Dr. Sieglinde Gahleitner

geboren 1965 in St. Veit im Muhlkreis
Rechtsanwaltin, Honorarprofessorin
Mitglied seit 2010, wiederholt zur
standigen Referentin gewahlt,
nominiert vom Bundesrat

Dr. Michael Rami

geboren 1968 in Wien
Rechtsanwalt

Mitglied seit 2018, wiederholt zum
standigen Referenten gewahlt,
nominiert vom Bundesrat

Personalia

Dr. Georg Lienbacher

geboren 1961 in Hallein
Universitatsprofessor, WU Wien
Mitglied seit 2011, wiederholt zum
standigen Referenten gewahlt,
nominiert von der Bundesregierung

Dr. Andreas Hauer

geboren 1965 in Ybbs an der Donau
Universitatsprofessor, JKU Linz
Mitglied seit 2018, wiederholt zum
standigen Referenten gewahlt,
nominiert vom Nationalrat

Dr. Michael Mayrhofer

geboren 1975 in Linz
Universitatsprofessor, JKU Linz

Ersatzmitglied April — September 2021

Mitglied seit September 2021,
nominiert von der Bundesregierung

Verfassungsgerichtshof — Tatigkeitsbericht 2021

Dr. Michael Holoubek

geboren 1962 in Wien
Universitatsprofessor, WU Wien
Mitglied seit 2011, wiederholt zum
standigen Referenten gewahlt,
nominiert vom Nationalrat

Dr. Ingrid Siess-Scherz

geboren 1965 in Wien
Parlamentsratin a.D.

Mitglied seit 2012, wiederholt

zur standigen Referentin gewahlt,
nominiert von der Bundesregierung
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Ersatzmitglieder

Dr. Robert Schick

geboren 1959 in Wien
Senatsprasident des Verwaltungs-
gerichtshofes, Honorarprofessor
Ersatzmitglied seit 1999, nominiert
vom Nationalrat

Mag. Werner Suppan

geboren 1963 in Klagenfurt
Rechtsanwalt

Ersatzmitglied seit 2017, nominiert
vom Bundesrat

Dr. Nikolaus Bachler

geboren 1967 in Graz

Hofrat des Verwaltungsgerichtshofes
Ersatzmitglied seit 2009, nominiert
von der Bundesregierung

Dr. Daniel Ennéckl LL.M.

geboren 1973 in Linz
Universitatsprofessor, BOKU Wien
Ersatzmitglied seit 2021, nominiert
von der Bundesregierung

Dr. Angela Julcher

geboren 1973 in Wien

Hofratin des Verwaltungsgerichtshofes,
Honorarprofessorin

Ersatzmitglied seit 2015, nominiert
vom Nationalrat

MMag. Dr. Barbara
Leitl-Staudinger

geboren 1974 in Linz
Universitatsprofessorin, JKU Linz
Ersatzmitglied seit 2011, nominiert
von der Bundesregierung

Detaillierte Werdegange der Mitglieder und Ersatzmitglieder sind auf der Website des Verfassungsgerichtshofes abrufbar:

https://wwwyfgh.gv.at/verfassungsgerichtshof/verfassungsrichter/mitgliederde.html

https://wwwyfgh.gv.at/verfassungsgerichtshof/verfassungsrichter/ersatzmitglieder.de.html
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Herbert Haller (1940-2021)
zum Gedenken

Am 31.Juli 2021 ist
Herbert Haller im 82. Lebensjahr
unerwartet verstorben.

Herbert Haller kam am 7. Februar 1940
in Munchen zur Welt. Nach dem Schul-
besuch in Wien studierte er Rechts-
wissenschaften an der Universitat Wien
und promovierte 1963. Noch im selben
Jahr wurde er Assistent am Institut fur
Staats- und Verwaltungsrecht der Uni-
versitat Wien bei Gunther Winkler.
Abdem Jahr 1967 verbrachte er zwei
Jahre als Forschungsstipendiat der
Alexander von Humboldt-Stiftung an
der Ludwig-Maximilians-Universitat
Miinchen. Nach seiner Riickkehr nach
Wien unterbrach er die universitare
Laufbahn, um fur funf Jahre als ,Schrift-
flhrer”im Verfassungsgerichtshof beim
spateren Prasidenten Erwin Melichar zu
arbeiten. Sein primares wissenschaft-
liches Interesse galt in all den Jahren
bereits der Verfassungsgerichtsbarkeit
und hier vornehmlich der Befugnis zur
Normenkontrolle, welche den Oster-
reichischen Verfassungsgerichtshof fir
viele andere Gerichte weltweit zum
Modell und Vorbild werden lief3.

Im Jahr 1975 wechselte Haller als
Assistent an das Institut fur Verfas-
sungs- und Verwaltungsrecht der Wirt-
schaftsuniversitat Wien, wo er sich im
Jahr 1978 mit der Arbeit ,Die Priifung
von Gesetzen. Ein Beitrag zur verfas-
sungsgerichtlichen Normenkontrolle®
habilitierte. Dieses Werk bildet — 60 Jahre
nach der Entstehung der Bundesverfas-
sung —die erste umfassende Analyse
der Zustandigkeit zur Gesetzesprifung
in Monographieform. Neben der Ver-
fassungsgerichtsbarkeit galt Hallers
wissenschaftliches Interesse dem
Wirtschaftsverwaltungsrecht, dem
Datenschutzrecht und dem Verwal-
tungsverfahrensrecht. Diese Interessen
waren getrieben von seiner beruflichen
Tatigkeit nach der Habilitation. Haller
arbeitete zunachst im Rahmen einer

Personalia

zweijahrigen Dienstzuteilung im Bun-
desministerium fir Handel, Gewerbe
und Industrie, bevor er im Jahr 1981
an der Wirtschaftsuniversitat zum
Universitatsprofessor ernannt wurde.
Seine aufRergewodhnlichen didaktischen
Fahigkeiten und die vielfaltigen Praxis-
erfahrungen lieBen ihn nicht nur zu
einem beliebten Lehrer an der Univer-
sitat, sondern auch zu einem gefragten
Vortragenden im auleruniversitaren
Bildungsbereich werden (u.a. an der
Verwaltungsakademie des Bundes).

Ende 2002, wenige Jahre vor der Pen-
sionierung als Hochschullehrer, wurde
Herbert Haller von der Bundesregie-
rung als Mitglied des Verfassungs-
gerichtshofes vorgeschlagen und

vom Bundesprasidenten ernannt. Als
Wissenschaftler mag er mancher Praxis
des Verfassungsgerichtshofes durchaus
kritisch gegenuiber gegenstanden sein,
in seiner Zeit als Richter hat er sich aber
—ohne seine Haltung aufzugeben —
stets die Wahrung des Ansehens des
Verfassungsgerichtshofes zur Richt-
schnur seiner AuBerungen gemacht.

Die Reform der Verfassungs- und Ver-
waltungsgerichtsbarkeit beschaftigte
Herbert Haller Zeit seines juristischen

Lebens, zunachst in friihen Arbeiten zur
Verfassungsnovelle 1975, 30 Jahre spater

als Vorsitzender jenes Ausschusses 9
im Osterreich-Konvent, der sich der
Gerichtsbarkeit des offentlichen Rechts
widmete. Haller leitete den Ausschuss
bestehend aus Gerichtsprasidenten,
Verfassungsrichtern, Professoren und

Politikerinnen und Politikern mit ruhiger

Verfassungsgerichtshof — Tatigkeitsbericht 2021

Hand und konnte Entwiirfe vorlegen,
die zehn Jahre spater, in den Jahren
2014/15, Eingang in das Verfassungs-
recht fanden —eine zweistufige Verwal-
tungsgerichtsbarkeit, die diesen Namen
verdient, ebenso wie eine Ausweitung
der konkreten Normenkontrolle auf
Antrag von Einzelpersonen auf den
Bereich des Zivil- und Strafprozesses.

Nach seinem Ausscheiden aus dem
Gerichtshof Ende 2010 zog sich

Herbert Haller immer mehr in seine
neue Heimat an den Karntner Langsee
zurlck. Dem Natur- und Umweltschutz
verschrieben konnte er durch ehren-
amtliches Engagement in der Gemeinde
ebenso wie im Rahmen von Biirger-
initiativen im ganzen Bundesland
manchen Erfolg verbuchen und wurde
von allen als Gesprachspartner geschatzt.

Der Verfassungsgerichtshof wird

seinem ehemaligen Mitglied stets
ein ehrendes Andenken bewahren.
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Das nichtrichterliche Personal

Personalstand

Dem Verfassungsgerichtshof standen im Berichtsjahr mit
Inkrafttreten des Bundesfinanzgesetzes 2021 insgesamt
105 Planstellen fiir nichtrichterliche Bedienstete zur Verfligung.

Von den 60 Bediensteten der Verwendungs- bzw. Entloh-
nungsgruppe A/Al bzw. a/v1 waren zum Ende des Berichts-
jahres 40 als verfassungsrechtliche Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter bei den standigen Referentinnen und Referenten
tatig. Das am Interesse einer funktionierenden Verfassungs-
gerichtsbarkeit ausgerichtete und dem europaischen Standard
entsprechende Ziel, den als standigen Referentinnen und
Referenten tatigen Mitgliedern je drei wissenschaftliche
Mitarbeiter(innen) zur Verfligung zu stellen, konnte daher

zur Ganze erreicht werden.

Frauenférderung sowie Aus- und

Fortbildung im Verfassungsgerichtshof

Das Frauenforderungsgebot des § 11 Bundes-Gleichbehand-
lungsgesetz wurde auch 2021 wieder erfullt: Von den 114
im Verfassungsgerichtshof Beschaftigten waren 72 Frauen.
Der Frauenanteil bei den Bediensteten im Verfassungsge-
richtshof liegt sohin bei 63,7 % und ist damit deutlich hoher
als im gesamten 6ffentlichen Dienst, der laut dem aktuellen
Gleichbehandlungsbericht des Bundes Ende 2019 bei 42 %
gelegen ist; auf der Ebene der Fiihrungskrafte betrug der
Frauenanteil im Verfassungsgerichtshof 50 %.

Bei Neuaufnahmen sowie im Rahmen einer konsequenten
Aus- und Weiterbildung legt der Verfassungsgerichtshof
hochsten Wert auf Qualifikation.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfahren jede Unter-
stitzung bei berufsbegleitender Fortbildung und der Ab-
solvierung von Grundausbildungslehrgangen sowie Praktika
bei anderen Institutionen im In- und Ausland (zB im Europa-
ischen Gerichtshof fir Menschenrechte, im Bundeskanzler-
amt-Verfassungsdienst oder bei einer Bezirkshauptmann-
schaft). Der Verfassungsgerichtshof sieht es insbesondere

als seine Aufgabe, die bei ihm tatigen wissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu hochqualifizierten juris-
tischen Nachwuchskraften auszubilden. Dariiber hinaus hat
er 2021 sechs jungen Juristinnen und Juristen die Moglichkeit
zur Absolvierung eines Praktikums am Verfassungsgerichts-
hof geboten. Auch MaBnahmen, die die Vereinbarkeit von

18

Dazu kamen funf Landesbedienstete, welche die Lander
Karnten, Oberosterreich, Tirol und Wien dem Verfassungs-
gerichtshof dankenswerterweise zu Ausbildungszwecken
flr mehrere Monate unentgeltlich abgeordnet hatten, wobei
die jeweiligen Planstellen im Land gebunden geblieben sind.

Die Aufgabe der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter besteht vor allem in der Unterstiitzung

der standigen Referentinnen und Referenten bei der Vorver-
fahrensfihrung und der Ausarbeitung von Entscheidungen
(Vorpriifung der formalen Voraussetzungen, Judikatur- und
Literaturrecherche, Vorbereitung von Beratungsvorentwiirfen).
Daneben flihren sie das Protokoll bei den Verhandlungen

und Beratungen des Verfassungsgerichtshofes.

Berufstatigkeit und Familie férdern, wie beispielsweise die
Maoglichkeit zur Teilzeit- bzw. Telearbeit, sind weitgehend
umgesetzt. So waren 2021 sieben Frauen in Teilzeit beschaf-
tigt und 105 Telearbeitsplatze eingerichtet.

Unter Einhaltung eines strengen COVID-19-Praventionskonzepts
fand 2021 zum achten Mal eine Tagung der verfassungsrecht-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, vftm | wissen, statt.

Diese Bundeslandertagungen haben die verfassungsrecht-
lichen Mitarbeiter(innen) seit Mitte der 1980er Jahre zum
Adressaten und stehen unter der Schirmherrschaft des
jeweiligen Prasidenten bzw. der jeweiligen Prasidentin

des Verfassungsgerichtshofes.

Die Veranstaltung findet alle zwei Jahre in einem anderen
Bundesland statt. Im Zentrum steht eine wissenschaftliche
vortrags- und diskussionsgetriebene Auseinandersetzung
uber bestimmte Themen des offentlichen Rechts.

Die diesjahrige Tagung wurde in Sankt Polten, Niederoster-
reich, zum Thema ,Verwaltung und Verfassung” abgehalten.
Der Prasident des Niederdsterreichischen Landtags konnte in
Vertretung der Landeshauptfrau rund 150 Teilnehmer/innen
im Landtagssitzungssaal begrien.



Tagung der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Verfassungsgerichteshofes in St. Plten, 15. Oktober 2021
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2021 im Uberblick

Janner/Februar/Mirz

Ablehnung der Ladung einer Auskunftsperson vor dem
Beschluss ,Ibiza-Untersuchungsausschuss® durch Mehrheit
des Ausschusses mangels Begriindung rechtswidrig

Tragen einer Tiermaske bei einer Milchwirtschaft-Werbeveranstal-
tung verstoRt nicht gegen das Gesichtsverhiillungsverbot (- S. 36)

COVID-19: Keine Zustandigkeit des VfGH fur Haftpriifungsantrage
gegen Quarantaneverpflichtung — VfGH weist Haftprifungs-
antrage gemal Art. 6 Abs. 1 PersFrSchG 1988 zurlick

Apothekenvorbehalt fir nicht rezeptpflichtige Arzneimittel
verfassungskonform; ebenso bleibt absolutes Verbot der
Abgabe von Arzneimitteln in Selbstbedienung aufrecht

Rlckholung eines Pflegekindes aus Obhut der Pflegeeltern
ist Akt der Privatwirtschaftsverwaltung — VfGH weist Antrag
auf Entscheidung eines negativen Kompetenzkonflikts
mangels Vorliegens eines solchen zurlick

Rlckholung eines Pflegekindes aus Obhut der Pflegeeltern ist
Akt der Privatwirtschaftsverwaltung — VfGH weist Antrag auf
Entscheidung eines negativen Kompetenzkonflikts mangels
Vorliegens eines solchen zurtick

Wegweisung von ,Besetzern” aus TU Wien war unzulassig:
Gesetzwidrigkeit einer VO der LPD Wien nach SPG; keine
Berechtigung zur Auflésung der —auf Grund der konkreten
Umstande als Versammlung zu wertenden — Zusammenkunft
auf Grund des SPG

Verzogerte schriftliche Ausfertigung mundlich verkiindeter
Entscheidungen verletzt Rechtsstaatsgebot

COVID-19: Wr. Contact Tracing-VO war gesetzwidrig (- S. 29)

COVID-19: ,Distance learning“ sachlich gerechtfertigt (= S. 28)
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COVID-19: Unklare Bezirksgerichtszustandigkeit hinsichtlich
Absonderung kranker Personen verstoft gegen das Rechtsstaats-
prinzip — Aufhebung einer Bestimmung des EpidemieG 1950
(= S.44)

Mai/Juni

VfGH beantragt beim Bundesprasidenten Exekution einer
Entscheidung zum , Ibiza-Untersuchungsausschuss® (= S.32)

Imperative und rechtsgestaltende Erlasse betreffend die
Erteilung von Beschaftigungsbewilligungen fur Asylwerber
sind als Verordnungen zu verlautbaren

Unzulassige Untersagung aufeinanderfolgender Versammlungen
zum Thema ,autofreier Hauptplatz“in Linz

Bestimmung uber Deutschkenntnissen von Lehrern an
Privatschulen verletzt den Gleichheitsgrundsatz (- S.45)

Zivildienst muss von militarischer Gewalt vollstandig getrennt
sein: Zustandigkeit des Heerespersonalamtes zur Entschei-
dung Uber Entschadigungsanspriiche von Zivildienern ist
verfassungswidrig (- S. 38)

COVID-19: Beschrankung der Teilnehmerzahl bei Begrabnissen
war unzulassig, nicht aber die Einschrankung korpernaher
Dienstleistungen sowie die ganztagigen Ausgangsbeschran-
kungen (- S.31)

COVID-19: Testpflicht bei Ausreise aus Tirol war
verhaltnismaRig (- S. 30)



September/Oktober

Beschwerde eines Sektionschefs gegen Suspendierung von dieser
Funktion — Ablehnung der Beschwerdebehandlung

COVID-19: Die trotz gleichzeitiger Tests geltende Verpflichtung
zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes in Schulen
war sachlich gerechtfertigt und verhaltnismaRig

Keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die
L,Opt-Out“-Regelung bei ,Smart Meter”

Stattgabe der Anfechtung der Wiederholungswahl des
Gemeindevorstandes von Kottingbrunn: Verfassungswidrigkeit
der Anwendung einer novellierten Bestimmung der

NO GemeindeO 1973 im fortgesetzten Wahlverfahren; schwer-
wiegender Eingriff in laufendes Wahlverfahren durch die mit der
Novelle bewirkte Anderung bei der Verteilung

der Mandate

Beschwerde gegen Neubemessung der Pension nach straf-
gerichtlicher Verurteilung unter AuBerachtlassung des erlosche-
nen Ruhebezugs flr 6ffentliche Funktion — Ablehnung

der Beschwerdebehandlung

VfGH leitet im Zusammenhang mit dem Osterreichischen Struk-
turplan Gesundheit (OSG) ein Gesetzesprifungsverfahren zum
Gesundheits-ZielsteuerungsG und den

KrankenanstaltenG mehrerer Lander ein

COVID-19: Betretungs- und Veranstaltungsverbote flr Kultur-
einrichtungen waren geeignetes Mittel, Kontakte zu reduzieren;
Abweisung eines Antrags von Kulturschaffenden auf Aufhebung
von Teilen der 4. COVID-19-SchutzmalinahmenVO

Individualantrage betreffend Forderungen durch die COVID-19-
Finanzierungsagentur unzuldssig: Fixkostenzuschuss und
Lockdown-Umsatzersatz sind MafBnahmen im Bereich

der Privatwirtschaftsverwaltung; Anspruch auf Gewahrung der
Forderungen in gleichheitskonformer Weise und nach sachlichen
Kriterien kann vor ordentlichen Gerichten

durchgesetzt werden (,zumutbarer Umweg")
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November/Dezember

COVID-19: Nachtliche Ausgangssperren — Eingriffe in
das Recht auf Freizligigkeit waren verhaltnismaRig

COVID-19: SchlieBungen von Gastronomie und Einzelhandel
— Eingriffe waren im Lichte der hinreichend dokumentierten
epidemiologischen Lage verhaltnismaRig

COVID-19: FFP2-Maskenpflicht in Seilbahnen verfassungs-
konform

Verkennung des historischen Namens des Beschwerdefiihrers
als Bestandteil seiner Identitat; Verletzung im Recht auf
Achtung des Privat- und Familienlebens durch Untersagung
der Anderung eines Familiennamens

COVID-19-Finanzierungsagentur (COFAQG): Die Ausgestaltung
der Corona-Finanzhilfen stellt keine unzuldssige Vermischung
hoheitlicher und privatrechtlicher Handlungsformen und
keinen VerstoR gegen die Rechtsschutzgarantie dar (= S. 31)

Gesetzwidrigkeit der Verkleinerung des Naturschutzgebiets
,Gipslocher” in Lech durch VO der Vbg. Landesregierung zur
Verwirklichung einer Liftanlage: keine hinreichende Durch-
flhrung der — naturschutzrechtlich gebotenen — Interessen-
abwadgung bei Verordnungserlassung

COVID-19: Beschrankungen fur Spielplatze und Gastronomie
mangels Begriindung rechtswidrig
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I11.2. "
Allgemeine Ubersicht

und Kurzbilanz

Der Verfassungsgerichtshof ist im Jahr 2021 zu vier Sessionen in der Dauer von jeweils
drei Wochen sowie im 1. Halbjahr zusatzlich zu zwei ein- bzw. zweitagigen Sessionen
zusammengetreten. Insgesamt fanden rund 65 Sitzungen zur Beratung und Entschei-
dung von Rechtssachen im Plenum oder in Kleiner Besetzung statt. Den Beratungen
lagen die Entwdirfe zugrunde, die von den standigen Referentinnen und Referenten
zwischen den Sessionen vorbereitet wurden. Jedes mit der Aktenbearbeitung betraute
Mitglied hat im Durchschnitt etwa 420 Erledigungen vorbereitet.

Das Geschéftsjahr 2021 weist folgende Bewegungsbilanz auf:
5.332 neu anhdngig gewordene Verfahren

1.419 Verfahren aus dem Vorjahr

5.253 abgeschlossene Verfahren

Die insgesamt 5.253 Erledigungen des

Verfassungsgerichtshofes im Zeitraum

vom 1.1.2021 bis 31.12.2021 lassen sich

untergliedern in: 10,3 % Stattgaben
(540)

3,3 % Abweisungen
(171)

(355)

(75)
453%
negative*
Entscheidungen
betr. Antrage auf 32,4% Ablehnungen

Verfahrenshilfe (1.703)
(2.378)

Ab- oder Zurlickweisungen von Verfahrenshilfeantragen. Insgesamt wurden im Berichtsjahr

rund 2.700 Antrage auf Bewilligung der Verfahrenshilfe (in unterschiedlichem Umfang) gestellt
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6,8% Zuriickweisungen

1,5% sonstige Erledigungen
Einstellungen, Streichungen



Ein hoher Prozentsatz entfiel — wie schon in den Vorjahren —

aufVerfahren nach dem Asylgesetz 2005. Betrachtet man 6.000 5.332 5253
den Gesamtzugang an Fallen im Jahr 2021, so ist festzustel- = .
len, dass Beschwerden in Asylrechtsangelegenheiten rund >000
47 % des Neuanfalls ausmachten. 4,000
Insgesamt standen im Jahr 2021 in Asylrechtsangelegenheiten 3.000
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; 267
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Monate (siehe nachfolgende Grafik); in 50 oo
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I11.3.

Die Vertahrenshilte vor dem

Vertassungsgerichtshot

Im Jahr 2021 wurden beim Verfassungsgerichtshof rund 2.700 Antrage auf
Bewilligung der Verfahrenshilfe (in unterschiedlichem, meist aber in vollem
Umfang) gestellt. Die Antrage betrafen in den allermeisten Féllen Verfahren nach
Art. 144 B-VG (und dort zu fast zwei Drittel Asylangelegenheiten), gefolgt von
Verfahren nach Art. 139 B-VG und Art. 140 B-VG, wobei es hier vor allem um Antrage
auf Aufthebungen von Regelungen zur Bewaltigung der Corona-Pandemie ging.

Rund 80 % der Antrage wurden mangels Erfolgsaussichten einer (kiinftigen)
Beschwerde bzw. eines (kiinftigen) Gesetzes- oder Verordnungspriifungsantrages
vom Verfassungsgerichtshof abgewiesen. Das hat zur Voraussetzung, dass
sich der Verfassungsgerichtshof mit der anzufechtenden bzw. angefochtenen
Entscheidung, Gesetzes- oder Verordnungsbestimmung inhaltlich auseinandersetzt
und zu dem Schluss kommt, dass eine Ablehnung der Beschwerde oder des Antrags
zu erwarten ist. Abweisungen aus Vermogensgriinden oder wegen mutwilliger
Verfahrensfihrung bilden die Ausnahme. Rund 12 % der Antrage auf Verfah-

renshilfe wurden bewilligt.

»Es gehort zum Wesen des

Rechtsstaates, jedem die Durchset-
zung seiner Rechtsanspriiche ohne

Riicksicht auf seine wirtschaftli-

chen Verhiltnisse zu ermoglichen;
der Mangel an finanziellen Mitteln

darf kein Hindernis sein, im
Bedarfsfall die staatliche Rechts-
pflege in Anspruch zu nehmen.«

ErlautRV 846 BIgNR 13. GP, 7

Was ist Verfahrenshilfe?

Ein Verfahren vor dem Verfassungs-
gerichtshof ist mit Kosten verbunden.
Gemaf} § 17a VFGG ist flr jeden verfah-
renseinleitenden Schriftsatz (Beschwer-
de, Klage, Antrag auf Aufhebung einer
Rechtsvorschrift oder auf Entscheidung
eines Kompetenzkonfliktes, auf Anfech-
tung einer Wahl etc.) eine Eingabegebuhr
iHv € 240,— zu entrichten. Zudem besteht
—von wenigen Ausnahmen abgesehen —
in Verfahren vor dem Verfassungsge-
richtshof flir die Einbringung derartiger
Schriftsatze absolute Anwaltspflicht. Es
fallen daher regelmaRig Anwaltskosten an.

Nach den Regelungen der Zivilprozessord-
nung Uber die Verfahrenshilfe (§§ 63 ff,
welche gemal? § 35 Abs. 1 VGG auch
fur Verfahren vor dem Verfassungs-
gerichtshof gelten) werden die Kosten
der Prozessfuhrung, falls notwendig,
ganz oder teilweise vom Staat getragen.
Durch das Institut der Verfahrenshilfe
soll sichergestellt werden, dass allen
Rechtsuchenden ohne Riicksicht auf die
Vermogenslage die gerichtliche Verfol-
gung ihrer Rechte maoglich ist, und damit
einer rechtsstaatlichen Grundforderung
entsprochen werden.

Die Verfahrenshilfe kann fur alle Arten
der verfassungsgerichtlichen Verfahren
bewilligt werden; Verfahrenshilfeantrage
werden aber meist flir bzw. in Verfahren
nach Art. 144B-VG gestellt, sind aber
auch in anderen verfassungsgericht-
lichen Verfahren (z.B. zur Einbringung
eines Individual- oder Parteiantrages auf
Normenkontrolle oder im Fall von vom
Verfassungsgerichtshof zu entschei-
denden Kompetenzkonflikten) méglich.
Jedenfalls muss aus dem Verfahrens-
hilfeantrag ersichtlich sein, fur welches
Verfahren Verfahrenshilfe begehrt wird.

Wer erhilt
Vertahrenshilfe

und wie wird
sie erlangt?

O
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Verfahrenshilfe erhalt, soweit der Ver-
fassungsgerichtshof im Rahmen einer
Prognoseentscheidung die weitere Ver-
fahrensfiihrung fur erfolgsversprechend
erachtet, jede naturliche oder juristische
Person, die nach ihren personlichen
und wirtschaftlichen Verhaltnissen die
Kosten der Prozessfiihrung nicht oder
nur zum Teil aufbringen kann. Dafur
muss von der Verfahrenshilfe bean-
spruchenden Partei unter Vorlage eines

Vermogensbekenntnisses ein darauf
abzielender Antrag gestellt werden,
aus dem ersichtlich sein muss, fir
welches Verfahren und in welchem
Umfang Verfahrenshilfe begehrt wird.
Antragsformulare einschlief3lich des
Vermogensbekenntnisses konnen von
der Website des Verfassungsgerichts-
hofes heruntergeladen bzw. tber die
Geschaftsstelle des Gerichtshofes
bezogen werden.



Was sind die Voraussetzungen tiir

die Bewilligung der Verfahrenshilfe?

Die Bewilligung der Verfahrenshilfe
setzt gemal § 63 Abs. 1 ZPO iVm

§ 35 Abs. 1 VfGG unter anderem voraus,
dass die antragstellende Partei aulRer
Stande ist, die Kosten der Fihrung

des Verfahrens ohne Beeintrachtigung
des notwendigen Unterhalts zu be-
streiten; als notwendiger Unterhalt

ist derjenige Unterhalt anzusehen,

den die Partei fiir sich oder ihre Familie,
fur deren Unterhalt sie zu sorgen hat,
zu einer einfachen Lebensfiuhrung
benctigt. Der Verfassungsgerichtshof
geht davon aus, dass eine Beeintrach-
tigung des notwendigen Unterhalts
bei einem monatlichen Nettoeinkom-
men unter € 1.600,— (ochne Unterhalts-
verpflichtungen und ohne sonstiges
Vermogen) gegeben ist.

Die vorlaufige unentgeltliche Beigebung
einer Rechtsanwaltin oder eines Rechts-
anwalts ist gemaf § 64 Abs. 17 3 ZPO
weiters nur dann zu bewilligen, wenn
eine anwaltliche Vertretung gesetzlich
geboten ist oder eine solche nach Lage
des Falles erforderlich ist. Angesichts
des in der Mehrzahl der Verfahren

vor dem Verfassungsgerichtshof be-
stehenden absoluten Anwaltszwangs
fir die Einbringung des verfahrensein-
leitenden Schriftsatzes ist diese Voraus-
setzung in der Regel erfiillt.

Weitere Voraussetzung fiir die Bewil-
ligung der Verfahrenshilfe ist, dass die
Rechtsverfolgung nicht mutwillig oder
aussichtslos ist.

Als mutwillig ist die Rechtsverfolgung
insbesondere dann anzusehen, wenn
eine nicht die Verfahrenshilfe beanspru-
chende Partei bei verstandiger Wur-
digung aller Umstande des Falles, von
der Fiihrung des Verfahrens absehen
wirde. Als aussichtslos erscheint eine
Rechtsverfolgung insbesondere dann,
wenn die Ablehnung der Beschwer-

de- oder Antragsbehandlung oder die
Zurtickweisung der Beschwerde bzw.
des Normenprufungsantrages zu er-
warten ist. Das ist z.B. der Fall, wenn
keine Zustandigkeit des Verfassungs-
gerichtshofes besteht, eine Beschwerde
wegen Versaumung der Beschwerdefrist
zurlckzuweisen wadre oder eine vom
Verfassungsgerichtshof wahrzuneh-
mende Rechtsverletzung der verfah-
renshilfewerbenden Partei mit hoher
Wahrscheinlichkeit auszuschlie3en ist.

Wie 1st der Verfahrensablauf?

Insgesamt lauft das Verfahren bei Stel-
lung eines Verfahrenshilfeantrages
in folgenden Schritten ab:

- Stellung eines Verfahrenshilfeantrages
+ Gegebenenfalls Verbesserungsauftrag
des Verfassungsgerichtshofes, damit
alle Formerfordernisse zur Behand-
lung eines Verfahrenshilfeantrages

erfullt werden

+ Beschluss tiber die Verfahrenshilfe

+ Gegebenenfalls Zustellung des statt-
gebenden Beschlusses an die Rechts-
anwaltskammer zur Bestellung einer/
eines Rechtsanwaltin/Rechtsanwaltes

- Zustellung des Bestellungsbescheides
an die/den bestellte(n) Rechtsan-
waltin/Rechtsanwalt mit der Auf-
forderung, die Beschwerde bzw. den
Antrag einzubringen (liegt bereits
ein[e] vom Antragsteller selbstver-
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fasste[r] Beschwerde [Antrag] vor,
diese[n] verbessert einzubringen),
oder Zustellung des abweisenden
bzw. zurlickweisenden Verfahrenshil-
febeschlusses.

Sobald die/der Verfahrenshelfer/in die
Beschwerde/den Antrag eingebracht

hat, wird wie bei allen Beschwerden/
Antragen vorgegangen.

Die Verfahrenshilfe kann in jedem
Stadium des Verfahrens beantragt und
gewahrt werden, wobei die Antragstel-
lung, wenn es zu einer meritorischen
Erledigung des Verfahrenshilfeantrages
kommt, einen etwaigen Fristenlauf
unterbricht (insbesondere die sechs-
wochige Beschwerdefrist, aber auch
die Frist zur Erhebung eines Partei-
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antrages oder eine vom Verfassungsge-
richtshof gesetzte Mangelbehebungs-
frist). Die unterbrochene Frist beginnt
in der Folge mit der Zustellung des
Bescheides Uiber die Bestellung einer/
eines Rechtsanwaltin/Rechtsanwaltes
zur/zum Verfahrenshelfer/in bzw. mit
der Zustellung des Verfahrenshilfe-
beschlusses, mit dem die Beigebung
einer/eines Rechtsanwaltin/Rechtsan-
waltes versagt wird, neu zu laufen.

Die bewilligten Beglinstigungen treten
mit dem Tag, an dem sie beantragt
worden sind, ein.
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Riickblick aut die wichtigsten
Erkenntnisse des Jahres 2021

COVID-19

Die im Zusammenhang mit der Pan-
demie erlassenen Rechtsvorschriften
(Gesetze und Verordnungen) standen
auch im Jahr 2021 im Fokus der Recht-
sprechung des VfGH.

Zu Beginn dieses Jahres lagen dem
VfGH 93 Antrage vor, die bereits im
Jahr 2020 eingebracht worden waren;
weitere 328 Antrage langten im Laufe
des Berichtsjahres ein. Diesen insgesamt
421 Antragen standen im Berichtsjahr
334 Entscheidungen gegenuber.

In 74 Fallen erwies sich der Antrag
insofern als erfolgreich, als die ange-
fochtene Rechtsvorschrift (es handelte
sich durchwegs um Verordnungen
zum COVID-19-MalRnahmengesetz)
zumindest teilweise als gesetzwidrig
erkannt oder die angefochtene ver-
waltungsgerichtliche Entscheidung
aufgehoben wurde.

Ortsungebundener Unterricht
(»Distance learning*)

Abweisung von Antragen auf Aufhe-
bung von Bestimmungen der COVID-19-
Schulverordnung 2020/21 idF

BGBI. [1 478/2020 des Bundesministers

flr Bildung, Wissenschaft und Forschung,
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mit denen fur den Zeitraum vom

17. November bis 6. Dezember 2020
flralle Schulen ortsungebundener
Unterricht angeordnet wurde.

Dem Bundesminister ist nicht ent-
gegenzutreten, wenn er auf Basis

der im Verordnungsakt dokumentierten
Entscheidungsgrundlagen diese MaR-
nahme im Entscheidungszeitpunkt

flr den genannten Zeitraum fir
erforderlich hielt.

Die Organisation des Unterrichts in
ortsungebundener Form fihrt aller-
dings zu groflRen Belastungen fur die
Schiiler/innen, die Erziehungsberechtig-
ten und das Lehrpersonal. Insbesondere
kann eine solche Form des Unterrichts
den verfassungsgesetzlich verankerten
Bildungsauftrag der Schule gemal}

Art. 14 Abs. 5a B-VG, wonach Kindern
und Jugendlichen die bestmogliche
geistige, seelische und korperliche
Entwicklung zu ermdglichen ist, auf
Dauer nicht verwirklichen. Die Intensitat
der Belastungen fir die Betroffenen
steigt, je langer und haufiger ortsunge-
bundener Unterricht angeordnet wird.
Bei der angefochtenen MaBnahme

war dementsprechend zu berlcksich-
tigen, dass die Schulen zu Beginn des
Schuljahres 2020/2021 zunachst im

Prasenzunterricht gefuhrt wurden.

Ab dem 3. November 2020 wurde
sodann fur allgemeinbildende hohere
Schulen ab der 9. Schulstufe, berufsbil-
dende mittlere und hohere Schulen
sowie Berufsschulen ortsungebundener
Unterricht angeordnet. Schliellich wurde
flir den Zeitraum vom 17. November bis
6. Dezember 2020 ortsungebundener
Unterricht fur alle Schulen angeordnet.

Angesichts der bestehenden wissen-
schaftlichen Unsicherheit hinsichtlich
der Verbreitung von COVID-19, der
aus dem Verordnungsakt ersichtlichen
Daten zur epidemiologischen Lage

im Entscheidungszeitpunkt sowie
insbesondere auch der bis zur 8. Schul-
stufe bestehenden Moglichkeit, nach
§ 38 COVID-19-SchulV 2020/21 pada-
gogische Betreuung am Schulstand-
ortin Anspruch zu nehmen, stand die
Anordnung von ortsungebundenem
Unterricht fir den genannten Zeitraum
—und nur fir diesen Zeitraum war
diese Mallnahme zu beurteilen —
nicht auRer Verhaltnis zum Gewicht
der damit verfolgten Zielsetzung.

Die Anordnung von ortsungebundenem
Unterricht verstiefld auch nicht gegen
das Recht auf Bildung. Aus Art. 2 Satz 1
des 1. ZPEMRK ergeben sich namlich



keine konkreten Verpflichtungen des
Staates hinsichtlich der Organisation
und Ausgestaltung des Schulwesens;
diese Gewahrleistung steht der Anord-
nung von ortsungebundenem Unter-
richt fiir einen bestimmten Zeitraum
nicht entgegen.

VfGH 10.3.2021,V 573/2020
Wiener Contact-Tracing-
Verordnung

Feststellung der Gesetzwidrigkeit von
Bestimmungen der Verordnung des
Magistrates der Stadt Wien betreffend
Auskunftserteilung flr Contact Tracing
im Zusammenhang mit Verdachtsfal-
len von COVID-19, ABI. der Stadt Wien
41/2020.

Bei einer weitreichenden Verordnungs-
ermachtigung, die schwerwiegende
Grundrechtseingriffe ermoglicht, ist

im Verordnungserlassungsverfahren
nachvollziehbar zu machen, auf welcher
Informationsbasis Gber die nach dem
Gesetz maligeblichen Umstdnde die
Verordnungsentscheidung fu8t und

die gesetzlich vorgegebene Abwagungs-
entscheidung erfolgt ist. Dabei ist die
aktenmafige Dokumentation im Ver-
fahren der Verordnungserlassung kein
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Selbstzweck; ihr kommt die Funktion
der Sicherung der GesetzmaRigkeit
des Verwaltungshandelns zu.

Der von der verordnungserlassenden
Behdrde vorgelegte Verwaltungsakt,
welcher der Erlassung der Contact-
Tracing-Verordnung zugrunde liegt,
enthalt keinerlei Hinweis auf die
Entscheidungsgrundlagen der ange-
fochtenen Verordnung. Aus dem vor-
gelegten Schriftverkehr geht lediglich
hervor, welche Anderungen am Text
des Verordnungsentwurfes in Abstim-
mung mit den zustandigen Personen
innerhalb des Magistrates der Stadt
Wien aus datenschutzrechtlichen
Uberlegungen und insbesondere

zur besseren Lesbarkeit und Verstand-
lichkeit der Bestimmungen im Zuge
der Verordnungserlassung vorgenom-
men wurden. Es war fur den VfGH
sohin nicht nachvollziehbar, auf Grund
welcher konkreten Umstande die
Behdrde die getroffenen Regelungen
der Contact-Tracing-Verordnung fur
erforderlich und insgesamt fir ange-
messen hielt.
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VfGH 24.6.2021,V 593/2020
Verbot des ,,Click & Collect”
im Handel

Abweisung eines Antrages auf Auf-
hebung des § 5 der COVID-19-NotmaR-
nahmenverordnung — COVID-19-NotMV
des Bundesministers fur Soziales,
Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz idF BGBI 11 528/2020 betreffend
ein Verbot, den Kundenbereich von
Betriebsstatten des Handels zum Zweck
des Abholens von Waren zu betreten
oder zu befahren.

Der COVID-19-NotmaRnahmenverord-
nung lag das Ziel zugrunde, die weitere
Verbreitung von COVID-19 durch eine
drastische Verringerung der sozialen
Kontakte zu verhindern; maRgebend
dafiir waren die hohen Infektionszah-
len, die prognostizierte Uberlastung
der Intensivpflege im Herbst und
Winter 2020 sowie der Umstand,
dass die bis dahin angeordneten
MaRnahmen nicht ausgereicht hatten,
das Infektionsgeschehen einzudam-
men. Die Verordnung sah daher ein
umfangreiches MalRnahmenpaket vor,
ua. ein weitreichendes Betretungs-
und Befahrungsverbot flir Handelsbe-
triebe mit nur wenigen Ausnahmen.
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Dieses Betretungs- und Befahrungs-
verbot fur Betriebsstatten des Handels
durch Privatkunden erfasste grundsatz-
lich alle Betriebsstatten; ausgenommen
waren nur solche Betriebsstatten oder
Glter, die zur Befriedigung der Grund-
bedirfnisse unverzichtbar sind. Das
Fehlen einer (weiteren) Ausnahme fiir
den Papier- und Schreibwarenhandel
war angesichts der Zielsetzung der
Verordnung weder unsachlich, noch
hatte der zustandige Bundesminister
damit den ihm zukommenden
—weiten — Entscheidungsspielraum
Uberschritten.

Papier- und Schreibwaren waren zwar
flr den Alltag vieler Menschen, die sich
wahrend des Lockdowns im Homeoffice
oder im Distanzunterricht befanden,
besonders wichtig. Der Bundesminister
konnte aber in einer Durchschnittsbe-
trachtung vertretbarerweise davon
ausgehen, dass bei Papier- und
Schreibwaren ein voriibergehendes
Ausweichen auf den Onlinehandel eher
moglich und zumutbar war als in den
Bereichen, die vom Betretungs- und
Befahrungsverbot ausgenommen
waren.

Der mit dem Verbot verbundene Eingriff
in das Recht auf Freiheit der Erwerbs-
auslibung und in das Eigentumsgrund-
recht war auch nicht unverhaltnisma-
RBig, zumal das angefochtene Verbot

nur fur einen Zeitraum von zehn Tagen
galt und der Onlinehandel zu keinem
Zeitpunkt untersagt war.
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Testpflicht bei Ausreise aus Tirol

Abweisung eines Antrages auf Auf-
hebung der COVID-19-Virusvarianten-
verordnung des Bundesministers fur
Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz idF BGBI. [ 85/2021

und BGBI. 1198/2021, mit der fiir den
Zeitraum vom 12. Februar bis 10. Marz
2021 angeordnet wurde, dass Personen,
die sich im Land Tirol (ausgenommen
bestimmte Bezirke) aufhalten, die Gren-
zen dieses Gebietes nur tberschreiten
dirfen, wenn sie ein negatives Ergebnis
eines Antigen- oder PCR-Tests mit sich
flhren.

Die angefochtene Verordnung verstiefd
weder gegen das Recht auf Freizligig-
keit der Person (Art. 4 Abs. 1 StGG,

Art. 2 des 4. ZPEMRK) noch gegen

die —im Lichte dieser Garantien
auszulegende — Bestimmung des

§ 24 Epidemiegesetz 1950. Die angeord-
nete Verkehrsbeschrankung diente dem
Ziel des Gesundheitsschutzes, namlich
der Verhinderung der Weiterverbreitung
von COVID-19 bzw. einer bestimmten
Variante dieses Virus. Die zu diesem
Zweck vorgesehene Nachweispflicht
stellte auch ein geeignetes Mittel dar,
das Ziel der Weiterverbreitung des
Virus durch mit COVID-19 infizierte
Personen zu erreichen.

Im zugrunde liegenden Verordnungsakt
war nachvollziehbar dokumentiert,
dass im Zeitpunkt der Verordnungser-
lassung und wahrend der Geltungsdau-
er der angefochtenen Verordnung von
einem erhohten Auftreten der COVID-19-
Virusvariante B.1.351 in Tirol bzw in
Teilen dieses Landes auszugehen war.
Die mit der Nachweispflicht verbundene
Beschrankung der Freizligigkeit erwies
sich daher im Hinblick auf das Ziel der
Verhinderung der Weiterverbreitung
des Virus als verhaltnismaRig. Auch
handelte es sich um keinen schwer-
wiegenden Eingriff in die Freizlgigkeit,

zumal die Bewegungsfreiheit fur die
Betroffenen innerhalb Tirols von der
Ausreisebeschrankung unberuhrt blieb.
Zudem hat der Bundesminister die
Notwendigkeit der Verkehrsbeschran-
kung wahrend der Geltungsdauer der
Verordnung anhand der Entwicklung
der Infektionszahlen laufend Uberpruft.

Der Umstand, dass sich die Nachweis-
pflicht auch auf Personen erstreckte,
die Antikorper gegen COVID-19 auf-
wiesen, machte die Verordnung nicht
gleichheitswidrig. Mit Blick auf die im
Verordnungsakt dokumentierten
Entscheidungsgrundlagen war namlich
davon auszugehen, dass solche Antikor-
per bei der COVID-19-Variante B.1.351
nur einen reduzierten Schutz boten.

Im Hinblick auf die Zumutbarkeit der
vorgesehenen Tests und Testverfahren
bildete die angefochtene Nachweis-
pflicht auch — gegenuiber Mitgliedern
der parlamentarischen Korperschaften —
keinen Verstol3 gegen die Freiheit

der Mandatsauslibung nach

Art. 56 Abs. 1 B-VG.



Beschrinkung der Teilnehmer-
zahl bei Begribnissen

Feststellung der Gesetzwidrigkeit

des § 12 Abs. 1 Z 7 der 2. COVID-19-
Notmalinahmenverordnung, wonach
(im Zeitraum vom 26. Dezember 2020
bis 24. Janner 2021 — 3. Lockdown")
die Teilnehmerzahl bei Begrabnissen
auf 50 Personen beschrankt war.

Die angefochtene Beschrankung
bildete einen Eingriff in das Recht auf
Achtung des Privat- und Familien-
lebens (Art. 8 EMRK) und, soweit es
sich um Begrabnisse nach religiésem
Ritus handelt, in die Religionsfreiheit
(Art. 9 EMRK). Die Regelung beruhte
auf einer gesetzlichen Grundlage,
verfolgte legitime Ziele und war zur
Erreichung dieser Ziele auch geeignet.
Sie erwies sich jedoch in der konkreten
Ausgestaltung bei gesamthafter
Betrachtung als unverhaltnismaRig:

Ein Verbot der Teilnahme an Begrabnis-
sen (auch) durch nahestehende Perso-
nen bildet namlich einen Grundrechts-
eingriff von erheblichem Gewicht.

Die letzte Verabschiedung von naheste-
henden Personen gilt vielen Menschen
als wesentlich und ist weder wieder-
hol- noch substituierbar. Angesichts
dieser Bedeutung von Begrabnissen war
auf Grund der im Verordnungsakt doku-
mentierten Entscheidungsgrundlagen
nicht erkennbar, dass die angefochtene
Beschrankung den Anforderungen der
VerhdltnismaRigkeit genugte. Dies
umso weniger, als fur —ebenfalls grund-
rechtlich geschiitzte —Versammlungen
keine entsprechenden Beschrankungen
vorgesehen waren. Die traditionell im
Anschluss an Begrabnisse vielfach in
geschlossenen Raumen von Gaststatten
stattfindenden Zusammenkinfte der
Trauergemeinde, die mit einer erhohten
Ansteckungsgefahr einhergehen, waren
in diesem Zeitraum durch andere
Bestimmungen der 2. COVID-19-
NotmaBnahmenverordnung untersagt.
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» lake-away“-Verbot
auf Schihiitten

Feststellung der Gesetzwidrigkeit der
06. COVID-19-MaRnahmenverordnung,
wonach das Abholen von Speisen und
Getranken bei Gaststatten, die nicht mit
Kraftfahrzeugen tber die offentliche
Strale erreichbar sind, untersagt war.

Der angefochtenen Verordnung lag
das Ziel zugrunde, Menschenansamm-
lungen im Nahbereich von Gastrono-
miebetrieben in Schigebieten zu verhin-
dern und damit die Ansteckungsgefahr
mit COVID-19 wahrend der Auslibung
des Schisports zu verringern. Der mit
dieser MaBnahme verfolgte Schutz
der Gesundheit stellt ein Ziel von
erheblichem Gewicht dar. Angesichts
der im Zeitpunkt der Verordnungserlas-
sung bestehenden —in der vorgelegten
Empfehlung der Corona-Kommission
vom 22. Dezember 2020 dokumentier-
ten —epidemiologischen Situation

ist der verordnungserlassenden Behorde
nicht entgegenzutreten, wenn sie ein
Verbot der Abholung von Speisen

und Getranken von in Schigebieten
gelegenen Gastgewerbebetrieben

zur Erreichung dieses Ziels flr erforder-
lich hielt.

Es ist aber kein sachlicher Grund dafiir
erkennbar, in diesem Zusammenhang
ausschlielich auf das Kriterium der
(Nicht-)Erreichbarkeit der Gaststatte
mit Kraftfahrzeugen Uber eine all-
gemein zugangliche 6ffentliche StraRe
abzustellen. Der Umstand, dass eine
LSchihltte” Uber eine 6ffentliche
Strale erreichbar ist, gibt namlich fur
sich allein noch keinen verlasslichen
Aufschluss dariiber, ob im Nahebereich
dieser Betriebsstatte ausreichend Platz
zur Konsumation von Speisen und
Getranken unter Wahrung der erforder-
lichen Mindestabstande gegeben ist.
Das Abstellen auf das Differenzierungs-
merkmal der Erreichbarkeit Gber eine
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allgemein zugangliche ¢ffentliche
Strale verstieR daher gegen das
aus dem Gleichheitsgrundsatz
abgeleitete Sachlichkeitsgebot.

COVID-19-

Finanzierungsagentur

Abweisung eines von den Abgeordne-
ten der SPO, der FPO und der Neos
gestellten Drittelantrages auf Auf-
hebung von Bestimmungen Uber die
—nicht hoheitliche — Gewahrung und
Uberprifung von COVID-19-Finanzhil-
fen durch die COVID-19-Finanzierungs-
agentur des Bundes GmbH (COFAG).

Das ABBAG-Gesetz enthalt ausreichende
Determinanten fur die vom Bundes-
minister fir Finanzen im Einvernehmen
mit dem Vizekanzler durch Verordnung
zu erlassenden Richtlinien fur die Ge-
wahrung von Forderungen. Daruber hin-
aus unterliegen diese Richtlinien dem
Gleichheitsgrundsatz; Forderungen
fir Unternehmen sind daher nach
sachlichen Kriterien auszugestalten.

In den Bestimmungen des COVID-19-
Forderungspriufungsgesetzes liegt auch
keine (unzuldssige) Vermengung von
hoheitlichen und nichthoheitlichen
Handlungsformen. Zur Geltendma-
chung von Anspriichen auf Forderungen
steht betroffenen Unternehmen der
ordentliche Rechtsweg offen; ebenso
sind Streitigkeiten uUber die Riickzahlung
solcher Forderungen vor den ordent-
lichen Gerichten auszutragen. Gegen
Zwangsakte, die das Finanzamt im
Verfahren zur Uberprifung von Férde-
rungen setzt, kann Beschwerde an

das zustandige Verwaltungsgericht
erhoben werden.
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Ibiza-Untersu-
chungsausschuss

Seit 1. Janner 2015 sind Untersuchungs-
ausschisse des Nationalrates auch auf
Verlangen eines Viertels der Mitglieder
dieses allgemeinen Vertretungskor-
pers einzusetzen (Art. 53 Abs. 1 B-VG).
Gleichzeitig mit dieser Neuregelung
des Enqueterechts wurde dem VfGH

in Art. 138b Abs. 1 B-VG die Zustan-
digkeit Ubertragen, Uber Antrage
betreffend die Einsetzung und die
Tatigkeit von Untersuchungsausschis-
sen zu entscheiden, so insbesondere
Uber Antrage auf Entscheidung von
Meinungsverschiedenheiten uber die
Verpflichtung, dem Untersuchungsaus-
schuss Informationen zur Verfiugung
zu stellen (Art. 138b Abs. 1 Z 4 B-VG),
sowie Uber Beschwerden einer Person,
die behauptet, durch das Verhalten
eines Untersuchungsausschusses

oder des Mitglieds oder Organs eines
Untersuchungsausschusses in ihren
Personlichkeitsrechten verletzt zu
sein (Art. 138b Abs. 1 Z 7 B-VG).
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Vorlage von Akten und Unter-
lagen des Bundesministeriums
fiir Finanzen

Feststellung, dass der Bundesminister
flr Finanzen verpflichtet ist, dem Ibiza-
Untersuchungsausschuss die E-Mail-
Postfacher sowie lokal oder serverseitig
gespeicherte Dateien bestimmter
Bediensteter des Bundesministeriums
flr Finanzen aus dem Untersuchungs-
zeitraum vorzulegen, ausgenommen
rein private Dateien und Kommuni-
kation sowie E-Mails und Dateien, die
dem Untersuchungsausschuss bereits
vorgelegt worden sind.

Die Beurteilung der Vorlagever-
pflichtung und damit der Frage, ob

flr den Untersuchungsausschuss
angeforderte Akten und Unterlagen
gemafd Art. 53 Abs. 3 B-VG vom Unter-
suchungsgegenstand erfasst sind,
obliegt zunachst dem informations-
pflichtigen Organ. Eine Ablehnung

der Vorlage erfordert vom vorlage-
pflichtigen Organ die Behauptung,
dass der sachliche Geltungsbereich
von Art. 53 Abs. 3 B-VG mangels
Vorliegens eines Zusammenhanges
mit dem Untersuchungsgegenstand
nicht gegeben ist. Der pauschale
Verweis allein darauf, dass bestimmte
Akten und Unterlagen nicht vom
Untersuchungsgegenstand erfasst
seien, kann das Zurlckhalten von Infor-
mationen allerdings nicht rechtfertigen.
Neben der Behauptungspflicht trifft
das Organ auch eine auf die einzelnen
—von der sonst bestehenden Vorlage-
pflicht des Art. 53 Abs. 3 B-VG erfassten —
Akten und Unterlagen naher bezogene,
substantiierte Begriindungspflicht

flr die fehlende (potentielle) abstrakte
Relevanz der nicht vorgelegten Akten
und Unterlagen.

Da der Bundesminister fiir Finanzen
dieser Begrundungspflicht gegentber
dem Ibiza-Untersuchungsausschuss
nicht entsprochen hat, ist er verpflich-
tet, diesem die in Rede stehenden
Akten und Unterlagen vorzulegen.

Der Umstand, dass das E-Mail-Postfach
eines Bediensteten und dessen lokal
oder serverseitig gespeicherte Dateien
bereits geloscht worden sind, andert
nichts an der grundsatzlichen Verpflich-
tung, auch diese Akten und Unterlagen
dem Ibiza-Untersuchungsausschuss
vorzulegen.



Antrag auf Exekution an
den Bundesprisidenten

In der Folge gaben die antragstellenden
Mitglieder des Untersuchungsaus-
schusses bekannt, dass der Bundes-
minister der aus dem Erkenntnis vom
3. Marz 2021 folgenden Verpflichtung
nicht nachgekommen sei. Der Ver-
fassungsgerichtshof stellte daraufhin
mit Beschluss vom 5. Mai 2021 gemal}
Art. 146 Abs. 2 B-VG an den Bundes-
prasidenten den Antrag auf Exekution
dieses Erkenntnisses.

Bei dieser Antragstellung lief sich

der Verfassungsgerichtshof von der
Erwagung leiten, dass Erkenntnisse,
mit denen die Verpflichtung zur Vorlage
von Akten und Unterlagen an einen
Untersuchungsausschuss ausgespro-
chen wird, einen Leistungsbefehl ent-
halten und daher einer Exekution iSd
Art. 146 Abs. 2 B-VG zuganglich sind.

Der Verfassungsgerichtshof hatte
die in Rede stehenden Unterlagen
vom Bundesminister fiir Finanzen
im Rahmen eines Vorverfahrens
angefordert. Der Bundesminister
hatte dem Verfassungsgerichtshof
auf zwei Datentragern insgesamt
15.090 E-Mails libermittelt, darin
enthalten 7.287 E-Mails, die dem
Untersuchungsausschuss bereits
vorgelegt worden waren, und weitere
7.803 E-Mails; von den betroffenen
Bediensteten als ,privat” erachtete
E-Mails waren dem Verfassungsge-
richtshof nicht vorgelegt worden.
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Der Antrag auf Exekution erstreckte sich
daher auf die erwahnten 7.803 E-Mails,
aber auch auf sonstige Akten und
Unterlagen, sollte der Bundesminister
dem Verfassungsgerichtshof nicht alle
angeforderten Akten und Unterlagen
vorgelegt haben.

Der Bundesminister flir Finanzen
ubermittelte daraufhin in mehreren
Lieferungen weitere Unterlagen

an den Untersuchungsausschuss.

Die letzte dieser Lieferungen erfolgte
am 16. Juni 2021. Mit Schreiben vom
17.Juni 2021 informierten die antrag-
stellenden Mitglieder des Untersu-
chungsausschusses den Bundespra-
sidenten, dass die Vorlage ,weiterhin
unvollstandig” sei. Der Bundesprasident
beauftragte daher mit EntschlieBung
vom 24.Juni 2021 den nach der
Geschaftsverteilung zustandigen
Einzelrichter des Landesgerichtes fur
Strafsachen Wien mit der Exekution
des Erkenntnisses vom 3. Marz 2021.
Im Einzelnen wurde der beauftragte
Einzelrichter angewiesen, die im Erkennt-
nis vom 3. Marz 2021 bezeichneten
Daten sicherzustellen, die sichergestell-
ten Daten daraufhin zu sichten, ob

sie von der Vorlagepflicht umfasst
sind, und die von der Vorlagepflicht
umfassten Daten spatestens bis zum
15. Juli 2021 dem Untersuchungs-
ausschuss vorzulegen. Am 2. Juli 2021
berichtete die zustandige Richterin
des Landesgerichtes fur Strafsachen
Wien dem Bundesprasidenten, dass
die Sicherstellung der vom Auftrag des
Bundesprasidenten umfassten Daten
weitgehend abgeschlossen sei.
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Vorlage von Akten und
Unterlagen der Stabsstelle
,Think Austria“

Feststellung, dass der Bundeskanzler
verpflichtet ist, dem Ibiza-Untersu-
chungsausschuss die Akten und Unter-
lagen der Stabsstelle Think Austria
sowie anderer Organisationseinheiten
des Bundeskanzleramtes im Hinblick
auf die Tatigkeit der Stabsstelle Think
Austria aus dem Untersuchungszeit-
raum vorzulegen.

Zweck eines Verfahrens gemafd
Art.138b Abs. 1 Z 4 B-VG ist es,

uber eine Meinungsverschiedenheit
zwischen dem Untersuchungsaus-
schuss bzw. einem Viertel der Mitglieder
eines Untersuchungsausschusses und
einem vorlagepflichtigen Organ Uber
die Verpflichtung, dem Untersuchungs-
ausschuss Informationen vorzulegen,
zu entscheiden. Aus diesem Grund ist
es unerlasslich, dass das vorlagepflich-
tige Organ dem Verfassungsgerichtshof
nicht nur jene Akten und Unterlagen
vollstandig vorlegt, die nach seiner Auf-
fassung fur den Untersuchungsgegen-
stand von abstrakter Relevanz sind,
sondern auch jene Akten und Unterla-
gen, die es nach seiner Priifung als nicht
abstrakt relevant eingestuft hat. Erst
durch eine solche (umfassende) Akten-
vorlage wird der Verfassungsgerichtshof
in die Lage versetzt, die Rechtmallig-
keit der Begriindung fiir die Ablehnung
durch das vorlagepflichtige Organ zu
uberprufen.
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Dieser Verpflichtung zur Vorlage der
Akten und Unterlagen an den Ver-
fassungsgerichtshof stehen auch die
§§ 79e ff. BDG 1979 nicht entgegen.
Allfallige dienstrechtliche Vorgaben
—etwa auch die Regelungen des Ver-
tragsbedienstetengesetzes 1948 —
entbinden das vorlagepflichtige
Organ namlich nicht von seiner
Verpflichtung gemaf Art. 53 B-VG
sowie § 20 Abs. 3 VfGG, die angefor-
derten Akten und Unterlagen dem
Verfassungsgerichtshof (vollstandig)
vorzulegen, damit dieser seiner sich
aus Art. 138b Abs. 174 B-VG
ergebenden Entscheidungspflicht
nachkommen kann.

Begrundet das vorlagepflichtige Organ
die Ablehnung der Vorlage der gefor-
derten Akten und Unterlagen gegen-
Uber dem Untersuchungsausschuss
nicht oder in ungentgender Weise,

so gelten die vom antragstellenden
Viertel der Mitglieder des Untersu-
chungsausschusses geforderten Akten
und Unterlagen als vom Untersu-
chungsgegenstand erfasst, weswegen
auszusprechen ist, dass alle in Rede
stehenden Akten und Unterlagen dem
Untersuchungsausschuss vorzulegen
sind. Dem vorlagepflichtigen Organ

ist es daher in der Folge verwehrt,

sich gegenliber dem Untersuchungs-
ausschuss auf die fehlende abstrakte
Relevanz der begehrten Akten und
Unterlagen zu berufen.
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Vorlage von Akten und
Unterlagen des Bundes-
kanzleramtes

Feststellung, dass der Bundeskanzler
verpflichtet ist, dem Ibiza-Untersu-
chungsausschuss die vollstandigen
E-Mail-Postfacher sowie die lokal

oder serverseitig gespeicherten Dateien
der Bundeskanzler, der Bundesminister
im Bundeskanzleramt sowie bestimmter
Bediensteter des Bundeskanzleramtes
aus dem Untersuchungszeitraum
vorzulegen.

Der Bundeskanzler ist als vorlage-
pflichtiges Organ grundsatzlich zur
Vorlage aller vom einschreitenden
Viertel des Untersuchungsausschus-
ses begehrten Akten und Unterlagen
verpflichtet, auRer er legt mit hinrei-
chender Begriindung dar, warum be-
stimmte Akten und Unterlagen nicht
von (potentieller) abstrakter Relevanz
flir den Untersuchungsgegenstand
sind. Da der Bundeskanzler lediglich
seiner diesbezliglichen Behauptungs-,
nicht aber auch seiner Begriindungs-
pflicht gegenlber dem Ibiza-Untersu-
chungsausschuss entsprochen hat, ist
er verpflichtet, diesem samtliche von
einem Viertel der Mitglieder des Unter-
suchungsausschusses begehrten
Akten und Unterlagen vorzulegen.

Nach Ablauf der dem vorlagepflichtigen
Organ vom Untersuchungsausschuss
oder von einem Viertel seiner Mitglieder
nach § 27 Abs. 4 VO-UA gesetzten
(Nach-) Frist kann die Vorlage von

Akten und Unterlagen an den Unter-
suchungsausschuss lediglich aus den
Grunden des Art. 53 Abs. 4 B-VG

(Beeintrachtigung der rechtmaRigen
Willensbildung der Bundesregierung
oder von einzelnen ihrer Mitglieder
oder ihrer unmittelbaren Vorbereitung)
bei Vorliegen besonderer Umstande
im Einzelfall (etwa weil Sachverhalte,
die das Vorliegen der rechtmalRigen
Willensbildung der Bundesregierung
oder von einzelnen ihrer Mitglieder
oder ihre unmittelbare Vorbereitung be-
treffen, neuen Entwicklungen seit dem
Ende der Frist gemals § 27 Abs. 4 VO-UA
unterliegen konnen) abgelehnt werden.
Das vorlagepflichtige Organ hat solche
Umstande jedoch unverziglich gegen-
Uber dem Untersuchungsausschuss
begrundet vorzubringen.

Weitergabe von Chatprotokollen

Zurtickweisung einer wegen Verletzung
in Personlichkeitsrechten erhobenen
Beschwerde (Art. 138b Abs. 1 Z 7 B-VG)
betreffend die Ubermittlung der Chat-
protokolle eines beschlagnahmten
Mobiltelefons an den Ibiza-Untersu-
chungsausschuss.

Personen, die von der Vorlage von
Akten oder Unterlagen an einen
Untersuchungsausschuss betroffen
sind, kdnnen nur gegen jenes Organ
vorgehen, das dem Untersuchungsaus-
schuss behauptetermalien zu Unrecht
Akten oder Unterlagen vorgelegt hat.
Eine Beschwerde gegen den Unter-
suchungsausschuss selbst kommt in
diesem Fall nicht in Betracht.

Ebenso wenig kann die Verteilung der
vorgelegten Akten und Unterlagen an
die Mitglieder des Untersuchungsaus-



schusses Gegenstand einer Beschwerde
sein. Dabei handelt es sich namlich um
einen parlamentsinternen Vorgang,

der unter der Verantwortung des Prasi-
denten des Nationalrates erfolgt. Weder
der Vorsitzende des Untersuchungsaus-
schusses noch der Verfahrensrichter

ist befugt, die vorgelegten Unterlagen
auf ihre abstrakte Relevanz fiir den
Untersuchungsgegenstand zu priifen
und gegebenenfalls von ihrer Verteilung
an die Mitglieder des Untersuchungs-
ausschusses auszunehmen.

Die (behauptete) Weitergabe der
Chatprotokolle durch Mitglieder des
Untersuchungsausschusses an Dritte
stellt sich nicht als Handlung dar, die
,in Austibung des Berufes” dieser Mit-
glieder erfolgt ist. Eine Beschwerde an
den VfGH ist daher auch in dieser Hin-
sicht ausgeschlossen. Da das behaup-
tete Verhalten nicht unter den Schutz
der parlamentarischen Immunitat fallt,
stehen dem Beschwerdefiihrer andere
Rechtsschutzmoglichkeiten offen.

Judizielles

VfGH 6.10.2021, UA 2/2021
Personlichkeitsrechte von
Auskunftspersonen

Abweisung der Beschwerde einer
Auskunftsperson gegen das Verhalten
eines Mitglieds des Ibiza-Untersu-
chungsausschusses.

Bei der Beschwerdeflhrerin handelt
es sich zwar um keine — vergleichbar
einem Politiker —im offentlichen Leben
stehende Person (,public figure®).
Dennoch hat die Beschwerdefthrerin
in ihrer Funktion als Mitglied des
Aufsichtsrates eines staatsnahen
Unternehmens im Allgemeinen
weitergehende Kritik hinzunehmen
als eine beliebige Privatperson. Die
beanstandeten AuBerungen nehmen
eine Bewertung der Qualifikation der
Beschwerdefiihrerin fir die Tatigkeit
als Mitglied des Aufsichtsrates der
Austro Control GmbH vor, wobei das
Mitglied des Untersuchungsausschus-
ses in seinen AuRerungen zumindest

implizit suggeriert, die Beschwerde-
flhrerin sei im Hinblick auf ihre Aus-
bildung flir die Tatigkeit als Mitglied
des Aufsichtsrates der Austro Control
GmbH nicht qualifiziert. Vor dem Hin-
tergrund der Aufklarungstatigkeit eines
parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses, der unter anderem die Perso-
nalpolitik in staatsnahen Unternehmen
zum Gegenstand hat, bewegt sich
dieses Werturteil im Rahmen zulassiger
Kritik. Die Beschwerdeflhrerin hatte
die Moglichkeit, der inkriminierten —in
eine Frage gekleideten —Vermutung
unmittelbar entgegenzutreten; zudem
hat sie auch neutral formulierte und
einfach zu beantwortende Fragen,

die ihre Ausbildung und Kompetenz
und somit ihre Eignung fur die in Frage
stehende Position eines Aufsichtsrats-
mitgliedes eines staatsnahen Unter-
nehmens betroffen haben, nicht oder
nur ausweichend beantwortet.

Verfassungsgerichtshof — Tatigkeitsbericht 2021
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Meinungstreiheit
und weitere
Grundrechte

In Verfahren nach Art. 144 B-VG pruft
der Verfassungsgerichtshof auf Grund
von Beschwerden gegen Erkenntnisse
oder Beschllsse der Verwaltungsgerichte
—eine entsprechende Rechtsverletzungs-
behauptung vorausgesetzt —, ob der
(die) Beschwerdefiihrer(in) durch die
angefochtene Entscheidungin einem
verfassungsgesetzlich gewahrleis-
teten Recht (z.B. auf Gleichheit aller
Staatsburger vor dem Gesetz, auf
Achtung des Privat- und Familien-
lebens, auf Erwerbsfreiheit oder auf
Meinungsfreiheit) verletzt worden ist.
Ein unter Gesetzesvorbehalt stehendes
Grundrecht wird nach der standigen
Rechtsprechung dann verletzt, wenn
die Entscheidung ohne gesetzliche
Grundlage ergangen ist, auf einem
verfassungswidrigen Gesetz beruht,
sich nur zum Schein auf ein Gesetz zu
stiitzen vermag (sog. denkunmaogliche
Gesetzesanwendung) oder wenn

die Entscheidung auf einer Auslegung
beruht, die das Gesetz verfassungswid-
rig machen wirde. Auch in Normenpru-
fungsverfahren sind — entsprechende
Bedenken vorausgesetzt — verfassungs-
gesetzlich gewahrleistete Rechte Pri-
fungsmaRstab.

Recht auf Zugang zu

Informationen

Verletzung im Recht auf Meinungs-
auBerungsfreiheit durch Nichterteilung
einer Auskunft Gber Bezugsfortzah-
lungen an ehemalige Mitglieder des
Nationalrates.

Art. 10 Abs. 1 EMRK begruindet keine
generelle Verpflichtung des Staates,
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Informationen bereitzustellen oder
Zugang zu Informationen zu gewahren;
ein Recht auf Zugang zu Informationen
kann jedoch im Einzelfall bestehen.
Die in der Rechtsprechung des Europa-
ischen Gerichtshofes fir Menschen-
rechte entwickelten Kriterien dieses
Informationsrechts waren im vor-
liegenden Fall erfillt. Die im Rahmen
journalistischer Recherchen begehrte
Auskunft diente namlich dem vom
Beschwerdeflhrer nachvollziehbar
dargelegten Interesse an Transparenz
und einer Debatte lber die Bezlige
von Nationalratsabgeordneten; sie
war daher jedenfalls geeignet, zu einer
Angelegenheit von offentlichem Inte-
resse beizutragen. Es bestanden auch
keine Anhaltspunkte dafur, dass die
begehrten Informationen nicht bereit
oder verfligbar waren. Die Abweisung
des Auskunftsbegehrens bildete daher
einen Eingriff in das Recht auf Mei-
nungsaulierungsfreiheit.

Die Erteilung der begehrten Auskunft
wirde allerdings einen Eingriff in das
Recht auf Datenschutz der betroffenen
ehemaligen Mitglieder des National-
rates bedeuten. Dieses Grundrecht

und das —vom Recht auf Meinungsau-
RBerungsfreiheit umfasste — Recht

auf Zugang zu Informationen sind
daher gegeneinander abzuwagen.

Das Auskunftspflichtgesetz er6ffnet

die Moglichkeit, diese gebotene Interes-
senabwagung vorzunehmen und einen
angemessenen Ausgleich der beteiligten
Grundrechtspositionen herbeizuftihren.
Dass an der Tatigkeit von Nationalrats-
abgeordneten und damit auch an der
Kenntnis ihrer Bezlige ein gewichtiges
Interesse der Offentlichkeit besteht,
unterliegt keinem Zweifel. Anspruch

auf Bezugsfortzahlung besteht fir
ehemalige Funktionare, die keine
Erwerbstatigkeit austben; insofern
knlpft dieser Anspruch auch an private
Umstande an. Derartige Fortzahlungen
kénnen aber nicht getrennt vom ehema-
ligen Mandat betrachtet werden. An der
Kenntnis dieser Fortzahlungen besteht
daher ein gewichtiges Interesse der
Offentlichkeit. Das entgegengesetzte
Interesse der ehemaligen Nationalrats-
abgeordneten an der Geheimhaltung
der Information, ob und fir welchen
Zeitraum sie eine solche Bezugsfortzah-
lung erhalten haben, tritt demgegen-
Uber in den Hintergrund.

Die dennoch erfolgte Verweigerung
der Auskunft stellte daher einen unver-
haltnismafigen Eingriff in das durch
Art. 10 EMRK verfassungsgesetzlich
gewahrleistete Recht auf Zugang zu
Informationen dar.

Ausnahme vom
Verhiillungsverbot

Verletzung im Recht auf Meinungs-
aulerungsfreiheit durch Verhangung
einer Geldstrafe nach dem Anti-
GesichtsverhiillungsG (AGesVG).

Das inkriminierte Verhalten des
Beschwerdefiihrers (Tragen eines
Kuhkostlims samt Kuhmaske bei einer
fur die Milchwirtschaft werbenden
Veranstaltung) ist jedenfalls eine Kom-
munikationsform, die im Zusammenhang
mit der Intention des Beschwerdefiih-
rers steht, kritisch Uber die Bedingun-
gen der Milchproduktion, auch durch
Verteilen von Flugblattern zu diesem



Rechtsgrundlagen: Art. 13 StGG;
Z 1 und 2 des Beschlusses der
Provisorischen Nationalversamm-
lung vom 30.10.1918; Art. 6 StV
von Wien; Art. 10 EMRK

Thema, zu informieren. Die Verkleidung
als Kuh dient dabei als Stilmittel, die
Aufmerksamkeit der Personen auf sich
zu ziehen und diese vom Standpunkt
des Beschwerdefuhrers, dass Milchpro-
duktion Tierleid erzeugt, zu Uberzeugen.
Die angefochtene Entscheidung des
Landesverwaltungsgerichtes Nieder-
Osterreich, die eine Bestrafung nach

§ 2 AGesVG bestatigt, greift in die durch
Art. 10 EMRK geschitzte Meinungs-
auBerungsfreiheit ein. Eingriffe in diese
sind nach Art. 10 Abs. 2 EMRK zul3assig,
mussen jedoch im Hinblick darauf, dass
die Ausubung dieser Freiheit Pflichten
und Verantwortung mit sich bringt, ge-

setzlich vorgesehen und notwendig sein.

Aus der Rechtsprechung des EGMR
sowie des VfGH ist ableitbar, dass

in Austibung des Rechts auf freie Mei-
nungsaullerung auch das Einsetzen
von Stilmitteln erlaubt sein muss. Vor
diesem Hintergrund ist — und dies ist
verfassungsrechtlich geboten —der
Abs. 2 des § 2 AGesVG dahin zu verste-
hen, dass eine Ausnahme vom grund-
satzlichen Verbot so wie bei den Tat-
bestanden ,im Rahmen kinstlerischer,
kultureller oder traditioneller Veranstal-
tungen® auch die Verwendung eines
Stilmittels (hier: Tiermaske) im Rahmen
wder freien MeinungsaulRerung” erlaubt
sein muss. Davon unberihrt bleiben
freilich sicherheitsbehordliche Befug-
nisse sowie damit im Zusammenhang
stehende Mitwirkungs- und Duldungs-
pflichten insbesondere im Hinblick

auf die Identitatsfeststellung gemaf
§ 35 Abs. 3 zweiter Satz SicherheitspolizeiC.

Judizielles

Kommunikationsgrundrechte

Diese Bestimmungen garantieren mehrere ,Freiheiten":

individuelle
Meinungsfreiheit

Meinungsbildungsfreiheit
Die Freiheit, sich eine eigene Meinung zu bilden

MeinungsauBerungsfreiheit
Die Freiheit, die eigenen Meinung zu dufern sowie
Nachrichten und Informationen weiterzugeben

Informationsfreiheit
Die Freiheit, Nachrichten und Ideen zu empfangen

Medienfreiheit

Ausgehend von diesem Verstand-

nis des § 2 Abs. 2 AGesVG und dem
Umstand, dass der Beschwerdeflhrer
die Kuhmaske und das Kuhkostim
eingesetzt hat, um im Umfeld einer
die Milchwirtschaft bewerbenden Ver-
anstaltung auf die Produktionsbedin-
gungen von Milchprodukten und das
nach Auffassung des Maskentragers
damit verbundene Tierleid aufmerk-
sam zu machen, ist der VfGH der Auf-
fassung, dass dies von der Ausnahme
des § 2 Abs. 2 AGesVG gedeckt ist.
Eine dennoch erfolgte Bestrafung des
Beschwerdeflhrers verletzt den Be-
schwerdeflhrer im verfassungsgesetz-
lich gewahrleisteten Recht auf Freiheit
der MeinungsauRerung.

Adoption durch Lebensgefihrten

Abweisung eines Parteiantrages auf
Aufhebung des § 191 Abs. 2 ABGB;
verfassungskonforme Interpretation
dieser Bestimmung moglich und geboten.

Nach der geltenden Rechtslage steht die
Adoption jedenfalls Einzelpersonen so-
wie Ehegatten und eingetragenen Part-
nern offen. Im Falle der Adoption durch
eine Einzelperson ist es selbstverstand-
lich moglich, dass der Annehmende in
einer Lebensgemeinschaft lebt und ein
angenommenes Kind faktisch von bei-
den Partnern aufgezogen wird. Darliber
hinaus steht es auch Lebensgefahrten
offen, das leibliche Kind des anderen
Partners anzunehmen. Diese Moglich-
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Spezifische Presse-, Rundfunk- und Filmfreiheit

keiten bestehen im Ubrigen unabhangig
von der jeweiligen sexuellen Orientie-
rung der annehmenden Personen.

Der Gesetzgeber geht davon aus, dass
die Adoption in diesen Konstellationen
nicht nur dem Kindeswohl entsprechen,
sondern vielmehr aus diesem Grund
sogar geboten sein kann. Das Gericht
hat in diesem Zusammenhang gemaf

§ 194 Abs. 1 erster Satz ABGB in jedem
Einzelfall zu prifen, ob die Annahme an
Kindes statt dem Kindeswohl entspricht
und eine dem Verhaltnis zwischen leib-
lichen Eltern und Kindern entsprechen-
de Beziehung besteht oder hergestellt
werden soll.

Fir den VfGH bestehen keine Zweifel,
dass die gesetzlichen Voraussetzungen
der Adoption und insbesondere die
Wahrung des Kindeswohles auch in
einer auf Dauer angelegten, stabilen
Lebensgemeinschaft vorliegen konnen.
Eine Auslegung der angefochtenen
Bestimmung, wonach Lebensge-
fahrten generell von der Moglichkeit
der gemeinsamen Adoption aus-
geschlossen waren, verstieRBe gegen
Art. 8 iVm Art. 14 EMRK sowie den
Gleichheitsgrundsatz.

Die angefochtene Bestimmung ist
daher in dem Sinn auszulegen, dass
eine gemeinsame Adoption nicht auf
Ehegatten beschrankt ist. Ein Verbot
der gemeinsamen — gleichzeitigen
oder sukzessiven — Adoption durch
zwei Personen in Lebensgemeinschaft
lasst sich auch aus keiner anderen
Bestimmung ableiten.
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Staatsorganisa-
tionsrecht

In mehreren Entscheidungen standen
staatsorganisationsrechtliche Fragen
im Mittelpunkt, so etwa die Frage der
Vereinbarkeit der Bindung einer Behor-
de an die Willensbildung einer anderen,
nicht-behordlichen Einrichtung mit dem
Rechtsstaatsprinzip oder die Vereinbar-
keit der Besorgung von Hoheitsauf-
gaben durch eine selbstandige Anstalt
offentlichen Rechts mit der Leitungs-
befugnis der obersten Organe sowie
die Vereinbarkeit eines ,Haftungsaus-
schlusses” mit Art. 23 B-VG oder die
Folgen der Anordnung, dass Zivildienst
auferhalb des Bundesheeres zu leisten
ist, fir die Behordenzustandigkeit.
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Zustindigkeit des Heeresperso-
nalamtes fiir Angelegenheiten
des Zivildienstes

Aufhebung einer Wortfolge in
§ 34b Abs. 2 ZDG idF BGBI.116/2020
als verfassungswidrig.

Der (Verfassungs-)Gesetzgeber hat mit
der Erlassung des Zivildienstgesetzes
1974 nicht blof3 —wie im Wehrgesetz
1955 — punktuelle Regelungen fur den
Wehrersatzdienst getroffen, sondern
zwei grundsatzlich voneinander
getrennte Systeme geschaffen. Die
Entflechtung der Wehrpflichtigen,

die den Dienst mit der Waffe ablehnen,
vom Apparat des Bundesheeres wurde
seit der Einflhrung des Zivildienstes

im Jahr 1974 auf einfachgesetzlicher
Ebene umfassend umgesetzt. Der seit
1994 im Verfassungsrang verankerten
Anordnung, dass der Zivildienst aul3er-
halb des Bundesheeres zu leisten ist

(§ 1 Abs. 5 ZDG), kommt daher ange-
sichts des vom Verfassungsgesetzgeber
vorgefundenen Systems (auch) die
Bedeutung zu, dass mit dem Zivildienst
zusammenhangende Verwaltungs-
aufgaben nicht von Behorden besorgt
werden durfen, die —wie das Heeres-
personalamt —dem Bundesminister fur
Landesverteidigung unterstehen und
funktionell Zwecken des Bundesheeres
dienen.

Erteilung von Beschiftigungs-
bewilligungen

Aufhebung des § 4 Abs. 3 AusIBG als
verfassungswidrig; die Authebung tritt
mit Ablauf des 30.Juni 2023 in Kraft.

Nach § 4 Abs. 3 AusIBG bedarf die
Erteilung von Beschaftigungsbewilli-
gungen grundsatzlich der einhelligen
Beflirwortung durch den —aus dem
Leiter der regionalen Geschaftsstelle
des Arbeitsmarktservice und Vertretern
der Sozialpartner gebildeten —
Regionalbeirat. Durch diese Regelung
wird die Auslibung einer behordlichen
Entscheidungszustandigkeit an die
Willensbildung einer Stelle gebunden,
die selbst keine Behorde ist. Es wider-
spricht jedoch dem rechtsstaatlichen
Prinzip, der zustandigen Behorde auf
diese Weise die Verantwortung fiir eine
selbstandige Beurteilung der Voraus-
setzungen fur die begehrte Bewilligung
und damit die Entscheidung selbst

zu nehmen.

Dies umso mehr, als sich dieses Mitent-
scheidungsrecht des Regionalbeirates
auch auf das Beschwerdeverfahren

vor dem Bundesverwaltungsgericht
erstreckt. Das Gesetz enthalt namlich
keinen Anhaltspunkt fir die Annahme,
dass das Bundesverwaltungsgericht
eine Beschaftigungsbewilligung unter
anderen Voraussetzungen zu erteilen
hatte als die regionale Geschaftsstelle,
und zu diesen Voraussetzungen zahlt
eben (auRer in bestimmten Sonderfallen)
auch die einhellige Beflirwortung durch
den Regionalbeirat.



Akkreditierung von Studien
und Privathochschulen durch
eine selbstindige Anstalt
offentlichen Rechts

Keine Authebung der Bestimmungen
des Hochschul-Qualitatssicherungs-
gesetzes (HS-QSG) betreffend die
Betrauung der Agentur fiir Qualitats-
sicherung und Akkreditierung Austria
(AQ Austria) mit der Akkreditierung von
Privathochschulen und Lehrgangen

an Hochschulen.

Im Hinblick auf das (auch) durch die
Leitungsbefugnis der obersten Organe
(Art. 20 Abs. 1 B-VG) gekennzeichnete
Organisationskonzept der Bundesver-
fassung bedarf jede Verwaltungsfiih-
rung durch weisungsfreie Organe einer
verfassungsrechtlichen Ermachtigung.
Eine solche Ermachtigung liegt seit
der B-VG-Novelle BGBI.12/2008 auch
in Art. 20 Abs. 2 B-VG. Danach kdnnen
Organe, die mit bestimmten Aufgaben
der Hoheitsverwaltung betraut sind,
von der Bindung an Weisungen der
ihnen vorgesetzten Organe freigestellt
werden, sofern ein der Aufgabe des
Organs angemessenes Aufsichtsrecht
der obersten Organe vorgesehen ist.

Die Ermachtigung des

Art. 20 Abs. 2 B-VG gilt auch fiir den
Fall, dass Aufgaben der Hoheitsverwal-
tung auf nichtstaatliche (ausgeglieder-
te) Rechtstrager Ubertragen werden.
Eine solche Ubertragung ist aber nur

in den Schranken zuléssig, die der Uber-
tragung hoheitlicher Befugnisse auf
nichtstaatliche Rechtstrager allgemein
gesetzt sind.

Judizielles

Die Betrauung der AQ Austria mit
Aufgaben der Akkreditierung im Hoch-
schulwesen entspricht diesen verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen:

Die der AQ Austria libertragenen Aufga-
ben fallen unter Art. 20 Abs. 2 Z1 B-VG
(,sachverstandige Prifung”); dies ergibt
sich auch daraus, dass die Mitglieder
des Boards der AQ Austria eine entspre-
chende fachliche Qualifikation aufwei-
sen mussen. Zudem besteht ein diesen
Aufgaben angemessenes Aufsichtsrecht
des zustandigen Bundesministers, das
auch die Befugnis umfasst, Mitglieder
des Boards der AQ Austria abzuberufen;
dazu kommt, dass Akkreditierungsent-
scheidungen der Genehmigung durch
den Bundesminister bedurfen.

Der AQ Austria sind auch keine Auf-
gaben Ubertragen, die zu den Kern-
aufgaben der staatlichen Verwaltung
gehorten und daher nicht ausgegliedert
werden durften.

Die Bestimmung des § 24 Abs. 6 HS-QSG,
wonach das Board der AQ Austria
durch Verordnung nahere Bestimmun-
gen Uber die Akkreditierungsvoraus-
setzungen und die methodischen
Verfahrensgrundsatze zu erlassen hat,
ermachtigt das Board der AQ Austria

in verfassungsrechtlich zulassiger Weise
zur Erlassung einer Verordnung. Diese
Verordnungsermachtigung ist namlich
hinreichend bestimmt, hat keine Kern-
aufgabe der staatlichen Verwaltung
zum Gegenstand und bedeutet auch
keine ausschlaggebende Anderung
des Gewichts der Aufgaben des Boards
der AQ Austria gegenuber den dem
zustandigen Bundesminister in diesem
Bereich verbleibenden Aufgaben.
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Haftung des Bundes fiir
Schiden durch rechtswidrige
Ausiibung der Bankenaufsicht

Abweisung von Parteiantragen auf
Aufhebung des § 3 Abs. 1 zweiter
Satz FMABG als verfassungswidrig.

Die Bestimmung des § 3 Abs. 1 zweiter
Satz FMABG, wonach im Fall einer
fehlerhaften Austibung der Bankenauf-
sicht durch die Finanzmarktaufsichts-
behorde (FMA) nur die der Aufsicht
unterliegenden Rechtstrager einen
Amtshaftungsanspruch gegen den
Bund haben, verstoRt nicht gegen

Art. 23 B-VC. Das Finanzmarktaufsichts-
recht dient zwar auch dem Glaubiger-
schutz, doch geht es dabei um den
Schutz der Gldubiger (An- und Einleger)
in ihrer Gesamtheit. Dieser Schutz ist
ein Element des Funktionsschutzes,
den das Finanzmarktaufsichtsrecht

als wesentliches Ziel verfolgt. Ein
verfassungsrechtliches Gebot, die
Amtshaftung auch fir mittelbare Ver-
mogensschaden eintreten zu lassen,
die Glaubiger von Banken und sonstigen
Finanzinstituten erleiden, ist aus

Art. 23 B-VG nicht abzuleiten.

Im Ubrigen ist dem Gesetzgeber aus
dem Blickwinkel des Gleichheitsgrund-
satzes nicht entgegenzutreten, wenn
er —insbesondere vor dem Hintergrund
der Auswirkungen der Finanzkrise des
Jahres 2008 — zu dem Ergebnis gelangt,
dass die wirtschaftlichen Folgen einer
allfalligen Bankeninsolvenz nicht im
Wege der Amtshaftung auf den Steuer-
zahler abgewalzt werden sollen.
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Beschwerdeverfahren
in Asylangelegenheiten

Dem Verfassungsgerichtshof obliegt im Asylverfahren die
Wahrung der Grundrechte von Fremden, die in Osterreich
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben. Im
Verfahren nach Art. 144 B-VG priift er im Besonderen, ob eine
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes eine Verlet-
zung in den verfassungsgesetzlich gewahrleisteten Rechten
auf Leben (Art. 2 EMRK) oder auf Achtung des Privat- und
Familienlebens (Art. 8 EMRK) bewirkt, gegen das Verbot der
Folter und unmenschlicher Behandlung verstoRt (Art. 3 EMRK)
oder ob dem Bundesverwaltungsgericht Willklr vorzuwerfen
ist (Art. | Abs. 1 Bundesverfassungsgesetz BGBI. 390/1973).

Im Berichtsjahr wurden 2.491 Verfahren in Asylrechtssachen
an den Verfassungsgerichtshof herangetragen. Damit be-
trafen rund 47 % des Neuanfalles den Bereich des Asylrechts.
ImJahr 2021 wurden insgesamt 2.470 Asylentscheidungen
getroffen. In 265 Fallen wurde der Beschwerde (teilweise)
stattgegeben. Die Stattgabenquote lag damit — wie in den
anderen Rechtsmaterien — bei rund 11 %.

Wie in den Vorjahren kam — bezogen auf den Herkunftsstaat —
die grofite Gruppe der Einschreiter aus Afghanistan. Auf
Grund der massiven Verschlechterung der Sicherheitslage

in Afghanistan im Laufe des ersten Halbjahres 2021 hat

sich der Verfassungsgerichtshof in seiner Rechtsprechung

mit den grundrechtlichen Grenzen der Zulassigkeit von
Rickfuhrungen auseinandergesetzt. Diese wurden in zwei
Leitentscheidungen (VfGH, 24.9.2021, E 3047/2021, und
30.9.2021, E 3445/2021) definiert. Das Bundesverwaltungs-
gericht war trotz der zunehmend angespannten Lage — seine
bisherige Judikatur fortschreibend — bis zum Sommer des
Berichtsjahres davon ausgegangen, dass Beschwerdefiihrer
ohne spezifische Vulnerabilitaten auf eine innerstaatliche
Fluchtalternative in die (bis dato) als hinreichend sicher ein-
gestuften Stadte Herat und Mazar-e Sharif verwiesen werden
konnten. Dem stand aus Sicht des Verfassungsgerichtshofes
aber ab Mitte Juni 2021 die — sowohl in den verfligbaren
Landerinformationen als auch in der breiten medialen
Berichterstattung uber die Entwicklungen in Afghanistan
dokumentierte — extrem volatile und sich rasch andernde all-
gemeine Sicherheitslage im Land entgegen. Da es sich beim
Bundesverwaltungsgericht um ein Spezialgericht in Asyl-
rechtssachen handelt, verlangt der Verfassungsgerichtshof
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eine tagesaktuelle Beriicksichtigung der Geschehnisse. Dieser
Verpflichtung genugte das Bundesverwaltungsgericht nicht,
wenn es momentbezogen eine kriegerische Auseinander-
setzung an bestimmten Orten verneinte, ohne die ernsthafte
Bedrohung durch eine unmittelbar bevorstehende wesent-
liche Verschlechterung der Sicherheitslage mit in den Blick
zu nehmen. Ab Ende Juli 2021 hatte sich die Berichtslage aus
Sicht des Verfassungsgerichtshofes sodann so verdichtet,
dass von einer generellen Unzulassigkeit von Rickflihrungen
nach Afghanistan auszugehen war. Der Gerichtshof unter-
strich damit die allgemeine Geltung des Folterverbots. Ab
Oktober 2021 ging das Bundesverwaltungsgericht in einzel-
nen Entscheidungen von einer Beruhigung der Sicherheitsla-
ge in Afghanistan nach der Machtiibernahme der Taliban
aus. Auf Grund der im Herbst 2021 vorliegenden Berichte,
nach denen (nach wie vor) von einer volatilen Sicherheitslage
und einer angespannten Versorgungslage auszugehen

war, sah sich der Gerichtshof nicht veranlasst, von seiner
Auffassung abzugehen, dass die Rlckfiihrung nach Afghanistan
zu einer Verletzung der durch Art. 2 und 3 EMRK geschiitzten
Rechte fuhrt (VfGH 16.12.2021, E 4227/2021).

In diesem Zusammenhang hat der Verfassungsgerichtshof
einen Beitrag zur Fortentwicklung des Grundrechtsschutzes
im europaischen Gerichtsverbund geleistet und gleichzeitig
der Subsidiaritat des europaischen Grundrechtsschutzes
Rechnung getragen. Der Europaische Gerichtshof fiir Men-
schenrechte hatte (aus Anlass einer Beschwerde gegen

die Aberkennung des faktischen Abschiebeschutzes eines
Folgeantrags) um die temporare Aussetzung der Abschie-
bung eines afghanischen Staatsangehorigen ersucht. Der
Verfassungsgerichtshof hat in der Folge dem (aus Anlass
der Beschwerde gegen die fortgesetzte Anhaltung in Schub-
haft gestellten) Antrag auf Zuerkennung der aufschieben-
den Wirkung desselben Beschwerdefihrers stattgegeben.
Vor dem Hintergrund der aktuellen Landerinformationen
zu Afghanistan war flr den Gerichtshof nicht zu erkennen,
dass eine zeitnahe — die gesetzlichen Hochstgrenzen der
Anhaltung in Schubhaft berticksichtigende — Abschiebung
des Antragstellers in seinen Herkunftsstaat moglich ware
(VfGH 18.8.2021, E 3115/2021).



Der Verfassungsgerichtshof hat sich im Berichtsjahr in zwei
meritorischen Entscheidungen mit dem —einen Grundpfeiler
des Gemeinsamen Europdischen Asylsystems bildenden —
Prinzip des gegenseitigen Vertrauens auseinandergesetzt.

Im unionsrechtlichen Kontext gilt die Vermutung, dass die
Behandlung von Schutzsuchenden in allen Mitgliedstaaten
im Einklang mit den Erfordernissen der Charta der Grund-
rechte der Europdischen Union, der Genfer Flichtlingskon-
vention sowie der Europaischen Menschenrechtskonvention
erfolgt. Aus Anlass der Beschwerde einer in Griechenland asyl-
berechtigten afghanischen Staatsangehorigen hat der Ver-
fassungsgerichtshof —die Rechtsprechung des Gerichtshofes
der Europaischen Union rezipierend — festgehalten, dass diese
Annahme nicht uneingeschrankt gilt. Er hatte sich in dem
betreffenden Verfahren mit der Frage auseinanderzusetzen,
ob der durch Griechenland gewahrte Schutzstatus einer
neuerlichen Antragstellung auf internationalen Schutz in
Osterreich entgegensteht. In seinem Erkenntnis verwies er
auf die prekare allgemeine Situation fur Schutzberechtigte

in Griechenland, die es der Beschwerdeflihrerin nicht erlaubt,
ihre elementarsten Bediirfnisse zu befriedigen. Eine willkurfreie
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes erfordert

eine einzelfallorientierte Auseinandersetzung mit der konkre-
ten Situation sowie Feststellungen, ob und wieweit fur

die schutzberechtigte Person im Falle ihrer Riickkehr nach
Griechenland Zugang zu einer Unterkunft, Nahrungs-
mitteln und sanitaren Einrichtungen sichergestellt wird
(VfGH 25.6.2021, E 599/2021).

Aus Anlass der Beschwerde eines litauischen Staatsange-
horigen hat sich der Verfassungsgerichtshof mit der Frage
beschaftigt, unter welchen Voraussetzungen der Asylantrag
eines Unionsbiirgers einer inhaltlichen Priifung zu unterzie-
hen ist. Das Unionsrecht sieht (im Protokoll Nr. 24 zum Vertrag
von Lissabon) vor, dass sich die Mitgliedstaaten wechselseitig
als sichere Herkunftsstaaten anerkennen. Der Antrag des
Staatsbiirgers eines anderen Mitgliedstaates gilt in Osterreich
folglich als offensichtlich unbegriindet. Der Verfassungsge-
richtshof hat in der (die Beschwerde abweisenden Entschei-
dung) erkannt, dass diese Vermutung der offensichtlichen
Unbegriindetheit des Asylantrages grundsatzlich widerlegbar
ist. Die schutzsuchende Person hat nachzuweisen, dass die
ausnahmsweise inhaltliche Prifung ihres Schutzersuchens
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erforderlich ist, um den Verpflichtungen Osterreichs nach

der Genfer Fllichtlingskonvention zu entsprechen. Sie muss
daher begriindet darlegen, warum sie sich nicht des Schutzes
des Herkunftsstaates —und insbesondere der dortigen Gerichte —
bedienen konnte, um einer privaten oder (punktuellen)
staatlichen Verfolgung zu entgehen. Im konkret entschiedenen
Fall war kein entsprechendes begriindetes Vorbringen erstat-
tet worden (VfGH 22.6.2021, E 2546/2020).

Im Berichtsjahr hat sich der Verfassungsgerichtshof in beson-
derer Weise mit —in ihren Herkunftsstaaten von Diskriminie-
rung und Verfolgung bedrohten —ethnischen und religiosen
Minderheiten auseinandergesetzt. Er hat Entscheidungen zu
aus Myanmar nach Bangladesch gefliichteten Angehdrigen
der Rohingya (z.B. VfGH 16.12.2021, E 1999/2021), einem jesi-
dischen Kurden aus dem Irak (VfGH 27.9.2021, E 1186/2021),
einer der Glaubensrichtung der Kaka'i angehorenden Staats-
blrgerin des Iraks (VfGH 22.9.2021, E 2845/2021) sowie
einem aus der Region Tigray stammenden Staatsangehorigen
von Athiopien getroffen (VfGH 5.10.2021, E 3008/2021).

Der Gerichtshof hat im Jahr 2021 den bewahrten Austausch
mit den am Asylverfahren beteiligten Institutionen fortge-
flhrt. Gemeinsam mit dem Bundesamt fir Fremdenwesen
und Asyl, dem Bundesverwaltungsgericht, dem Verwal-
tungsgerichtshof und dem UNHCR wurde am 10. November
2021 am Sitz des Bundesverwaltungsgerichtes der Asyltag
abgehalten, an dem neben Vizeprasidentin Madner sechs
verfassungsrechtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter teil-
genommen haben. Von Seiten des Verfassungsgerichtshofes
(vertreten durch die Asylkoordination) wurde im Rahmen der
Veranstaltung ein Impuls zum Thema Sekundarmigration
von Schutzberechtigten geleistet.
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Sachentscheidungen

emild Art. 140 B-VG

ompakt und komplett

Bundesrecht
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ABGB

Ausschluss einer drittwirksamen
Grundbuchseintragung von VerauRe-
rungs- und Belastungsverboten unter
Lebensgefahrten verstoRt weder gegen
Art. 7 B-VG noch gegen Art. 8 EMRK.

Der Gesetzgeber verfolgt mit der
Regelung des § 364c Satz 2 ABGB
einen Interessenausgleich zwischen
dem Erhalt des Familienvermogens
einerseits und dem Interesse der All-
gemeinheit an der Verkehrsfahigkeit
von Liegenschaften andererseits. Ein
Veraullerungs- und Belastungsverbot
mit Drittwirksamkeit soll demnach
nurin engen (personellen) Grenzen
erlangt werden konnen, um die
VeraulRerbarkeit von Liegenschafts-
vermogen nicht in unbilliger Weise
zu beschranken. Aus diesem Grund
Uberschreitet der Gesetzgeber seinen
rechtspolitischen Gestaltungsspiel-
raum nicht, wenn er Lebensgefahrten
von der Moglichkeit ausschlief3t, ein
zwischen ihnen geschlossenes Ver-
aufllerungs- und Belastungsverbot im
Grundbuch eintragen zu lassen und
damit mit Wirkung gegenuber Dritten
auszustatten.

ABGB

Indexierung der Schenkung (zu
Lebzeiten) im Pflichtteilsrecht mit
Verbraucherpreisindex versto i3t
nicht gegen Art. 7 B-VG.

Die in § 788 ABGB enthaltene Regel,
dass die geschenkte Sache auf den
Zeitpunkt zu bewerten ist, in dem die
Schenkung ,wirklich“ gemacht wurde,
also im Zeitpunkt des ,Vermogens-
opfers” zu erfolgen hat, ist aus ver-
fassungsrechtlicher Sicht unbedenklich.
Gleiches gilt fur die in dieser Norm
angeordnete Wertanpassung auf den
Todeszeitpunkt nach dem VPI der Sta-
tistik Austria. Der Gesetzgeber verfolgt
mit dieser Regelung ausweislich der
Materialien das Ziel, die zu Lebzeiten
des Verstorbenen zugewendeten Ver-
mogenswerte moglichst gleichmaRig
an die Verhaltnisse im Todeszeitpunkt
heranzufiihren. Ihm kommt bei den Mo-
dalitaten dieser Anpassung der Bewer-
tung auf den Todeszeitpunkt ein weiter
rechtspolitischer Gestaltungsspielraum
zu. Es steht ihm namlich insbesondere
frei, einfache und leicht handhabbare
Regelungen zu treffen. Auch ist es nicht
gleichheitswidrig, dass eine Schenkung
unter Lebenden gemal? § 788 ABGB
zum Zeitpunkt des ,Vermogensopfers”
und eine Schenkung auf den Todesfall
gemaf § 780 Abs. 2 ABGB zum Todes-
zeitpunkt zu bewerten ist.



ABGB

Gemeinsame Adoption
durch Lebensgefahrten

Die geltende Rechtslage — verfassungs-
konform interpretiert — schlie3t die
gemeinsame (gleichzeitige oder suk-
zessive) Adoption eines Kindes durch
Lebensgefahrten nicht aus.

(- S.37)

ABGB

Eine Regelung, wonach die Entschadi-
gung eines gerichtlichen Erwachsenen-
vertreters nach MalRgabe des Einkom-
mens und Vermoégens der vertretenen
Person erfolgt, verstoR3t nicht gegen
Art. 7 B-VG.

Die Moglichkeit der gerichtlichen
Minderung der Entschadigung sichert
die Angemessenheit dieser im Hinblick
auf Aufwand, Einkommen und Vermdgen
und schitzt vor Beeintrachtigung des
notwendigen Unterhalts der betroffe-
nen Person.

Judizielles

AusIBG

Keine Inldnderdiskriminierung durch
héhere Strafen fiir unberechtigt Be-
schaftigte im Inland als bei grenziiber-
schreitender Arbeitskrafteiiberlassung

Die strengen Voraussetzungen fur den
innerstaatlichen Zugang Drittstaatsan-
gehoriger zum dsterreichischen Arbeits-
markt sind mit grenziberschreitender
Arbeitskrafteliberlassung ohne derarti-
ge Anforderungen nicht vergleichbar.
Rein inlandische Arbeitskraftelberlas-
sungen und jene aus dem Unionsgebiet
betreffen unterschiedliche Personen-
kreise und Sachverhalte, fur die unter-
schiedliche Regelungsregime — auch bei
der Strafhohe —gelten. § 28 Abs. 17 1
verstolit daher nicht gegen den Gleich-
heitssatz in der Auspragung des Verbots
der Inlanderdiskriminierung.

AusIBG

Aufhebung des § 4 Abs. 3 Auslander-
beschéaftigungsG wegen VerstoRes
gegen das Rechtsstaatsprinzip

(= S.38)
Frist fir das Inkrafttreten der
Aufhebung: 30.6.2023
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BundesbehindertenG

Neuerungsverbot des BBG verstoRt
nicht gegen das Rechtsstaatsprinzip
und Art. 136 Abs. 2 B-VG.

Die Abweichung der Verfahrens-
regelung des BundesbehindertenG
(§ 46 dritter Satz) vom VwWGVG ist zur
Abgrenzung des Verfahrensgegen-
standes und zur Strukturierung von
Verfahren wegen deren Eigenheiten
erforderlich; Neuerungsverbot steht
einer Einbringung eines Sachver-
standigengutachtens durch den
Antragsteller als Reaktion aufein
vom Verwaltungsgericht eingeholtes
Gutachten im Rahmen des Parteien-
gehors nicht entgegen; Verlangerung
der Beschwerdefrist und der Frist zur
Erlassung der Beschwerdevorent-
scheidung dient der Konzentration
des Verfahrens vor der Verwaltungs-
behorde.
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Covid-19-Forderungs-
prifungsG

ABBAG-Gesetz
BG, mit dem Férderungen

des Bundes aufgrund der
COVID-19-Pandemie an

das steuerliche Wohlverhalten

gekniipft werden

BFG 2021

BiBuG 2014 und
WTBG 2017

Regelungen betreffend die — nicht
hoheitliche — Gewéhrung und Uber-
priifung von COVID-19-Finanzhilfen
durch Agentur des Bundes

a4

EpidemieG 1950

Regelung der Zustandigkeit der
Bezirksgerichte zur Entscheidung tiber
Absonderung kranker Personen ver-
stoRt gegen das Bestimmtheitsgebot.

Art. 18 iVm Art. 83 Abs. 2 B-VG verpflich-
tet den Gesetzgeber zu einer prazisen
Regelung der Behdrdenzustandigkeit.
Dies bedingt auch eine klare Regelung
hinsichtlich des anzuwendenden
Verfahrensrechts, jedenfalls dann, wenn
dieses die Zustandigkeit mitbestimmt.
Diesen Anforderungen genugt

§ 7 Abs. 1a Satz 2 EpiG, der iZm der
Uberprifung der Zulassigkeit und Auf-
hebung von Freiheitsbeschrankungen
pauschal auf den zweiten Abschnitt des
TuberkuloseG verweist, nicht. Der VfGH
vermag angesichts dieses pauschalen
Verweises schon nicht mit der fur die
Festlegung von Behordenzustandig-
keiten erforderlichen Deutlichkeit zu
erkennen, worin der Prifungsgegen-
stand des BG und damit dessen Zu-
standigkeitsumfang genau liegen soll,
insb., ob sich die Prifung des BG auch
auf einen allfalligen Bescheid der Be-
zirksverwaltungsbehorden oder lediglich
auf eine nachfolgende Anhaltung zu
beziehen hat und gegebenenfalls in wel-
chem Verhaltnis die Kognitionsbefugnis
des BG zu einer allenfalls verbleibenden
Prifungsbefugnis der Verwaltungsge-
richte steht.

EStG 1988

Unterschiedliche steuerrechtliche
Behandlung von Nachzahlungen von
Pensionen und Rehabilitationsgeld
verstoRRt gegen Art. 7 B-VG.

Wenngleich davon auszugehen ist,
dass dem Gesetzgeber bei der Aus-
gestaltung des Zuflussprinzips des

§ 19 Abs. 1 EStG 1988 ein weiter
rechtspolitischer Gestaltungsspiel-
raum zukommt, verletzt er das aus

dem Gleichheitssatz erflieRende
Leistungsfahigkeitsprinzip, wenn allein
wegen des tatsachlichen Zuflusses

eine Besteuerung zu erfolgen hat, ohne
dass das steuerliche Existenzminimum
in Fallen, in denen der Zeitpunkt des
Zuflusses vom Steuerpflichtigen seiner
Art nach nicht beeinflusst werden kann,
hinreichend Berlicksichtigung findet (vgl.
auch idS VfSlg 18.031/2006 zur Mehr-
bedarfsrente).

ForstG 1975

Gegen Bestimmungen des ForstG 1975
betreffend dauernde Bringungsanlagen
auf fremdem Boden bestehen keine
kompetenzrechtlichen Bedenken.

Die Bringung in forstwirtschaftlichen
Angelegenheiten kann unter dem
Kompetenztatbestand des Forstwe-
sens oder der Bodenreform geregelt
werden. § 66a Forstgesetz 1975 steht
im Zusammenhang mit der Bewirt-
schaftung des Waldes und ist im Hin-
blick auf die notwendigen Zielsetzun-
gen des Forstgesetzes 1975 unter den
Kompetenztatbestand ,Forstwesen®
zu subsumieren.



GrunderwerbssteuerG 1987

Einheitswertberechnung bei land-

und forstwirtschaftlicher Ubertragung
durch Erbanfall verstoR3t nicht gegen
Art. 7 B-VG (Gleichheitssatz).

Die Heranziehung des Einheitswerts
als Bemessungsgrundlage flr die
Berechnung der Grunderwerbsteuer
beim Erwerb von land- und forstwirt-
schaftlich genutzten Grundstiicken
von Todes wegen begegnet keinen
Bedenken. Fur die Beguinstigung der
Ubertragung land- und forstwirt-
schaftlich genutzter Grundstiicke
durch Erbanfall an nahe Angehérige
zum Zweck der Fortfihrung der
Bewirtschaftung und der Erhaltung
agrarischer Strukturen bestehen
sachliche Griinde.

Hochschul-
QualititssicherungsG

Akkreditierung von Studien und
Privathochschulen durch eine
selbstdndige Anstalt 6ffentlichen
Rechts ist ,sachverstiandige Priifung”
iSd Art. 20 Abs. 2 B-VG.

(- S.39)

Judizielles

KapitalmarktG

Das in § 5 KMG (aF) vorgesehene
Riicktrittsrecht fiir Verbraucher
war verfassungskonform.

Ein dem Verbraucher- und Anleger-
schutz dienendes Rucktrittsrecht
bei unterlassener oder unrichtiger
Bestatigung einer Veranlagung in
Immobilien gemaf dem Kapital-
marktG verstolit weder gegen das
Eigentumsrecht noch gegen den
Gleichheitssatz, weil damit der Ver-
braucherschutz gestarkt und Druck
erzeugt wird, dass die kapitalmarkt-
rechtlichen Pflichten eingehalten
werden.

KinderbetreuungsgeldG

Fehlende Moglichkeit der Arbeits-
und Sozialgerichte, die Hohe der
Riickersatzpflicht von empfangenen
Versicherungsleistungen zu mindern,
bewirkt keinen Versto3 gegen das
Rechtsstaatsprinzip.

Die hier zu beurteilende Rechtslage
unterscheidet sich maf3geblich

von jener, die zur mit Ablauf des
31.12.2021 in Kraft tretenden Auf-
hebung bestimmter Wortfolgen des

§ 89 Abs. 4 ASGG gefuhrt hat, weshalb
VfSlg. 20.434/2020 nicht Gbertrag-
bar ist. Ratenzahlungen von Riick-
zahlungen von zu Unrecht bezogenen
Leistungen nach KBGG setzen eine
rechtskraftige Entscheidung tiber

das Bestehen des Ruckforderungs-
anspruchs voraus.
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PrivatschulG

Verpflichtende C1-Deutschkenntnisse
fiir Lehrer an bestimmten Privatschulen
verstofRen gegen das Sachlichkeits-
gebot des Art. 7 B-VG.

Das PrivatschulG verlangt von Direk-
toren und Lehrern Kenntnisse der
deutschen Sprache zumindest auf
dem Niveau C1 des Gemeinsamen
Europaischen Referenzrahmens:

Das erfordert u.a. die Fahigkeit,
spontan und flieRend zu sprechen
und sich zu komplexen Sachverhalten
klar, strukturiert und ausfuhrlich zu
aullern. Ausgenommen von dieser
Vorgabe ist nur das auslandische
Lehrpersonal an einer Handvoll in
einer VO zum AusIBG aufgezahlten
Schulen. Dem VfGH war kein nach-
vollziehbarer Grund erkennbar,
warum die einzeln aufgezahlten
Schulen anders zu behandeln sind als
ahnliche Privatschulen internationaler
Ausrichtung. Der Gesetzgeber geht
offenkundig selbst nicht davon aus,
dass das Verwendungserfordernis des
Nachweises einer Sprachkompetenz in
der deutschen Sprache auf zumindest
dem Referenzniveau C1 flr Lehrkrafte
bei allen Privatschulen erforderlich sei,
um die zwischenmenschliche Kommu-
nikation fur eine ,nachhaltige Erzie-
hungsarbeit” zu gewahrleisten.
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SicherheitspolizeiG

Sonderfrist fiir Richtlinien-
beschwerden verstoRt nicht
gegen Art. 136 Abs. 2 B-VG.

Die sechswochige Frist fir Richt-
linienbeschwerden in § 89 Abs. 2 SPG
ist nicht an der Frist flr Verhaltens-
beschwerden nach § 7 Abs. 4 VwWGVG
zu messen. Es ist verfassungsrechtlich
zulassig, wenn der Gesetzgeber fiir
das Verfahren Uber die Richtlinienbe-
schwerde, das dem Verfahren vor
dem Landesverwaltungsgericht
vorgeschaltet ist, nicht die Frist fur
Verhaltensbeschwerden vorsieht.

StaatsbiirgerschaftsG 1985

Die Festlegung jedweder NAG-Uber-
tretung als Verleihungshindernis im
StbG 1985 verstoRt gegen Art. 7 B-VG.

Fir den eine gravierende Rechtsfolge
darstellenden Ausschluss von der Ver-
leihung der Staatsbirgerschaft selbst
bei geringfiigigen Ubertretungen des
Niederlassungs- und AufenthaltsG
fehlt eine sachliche Rechtfertigung,
zumal der Gesetzgeber im unmittel-
baren Sachzusammenhang aus-
drucklich davon ausgeht, dass ein

im Hinblick auf den Unrechtsgehalt
und damit die Strathche oder die
Bedeutung der Ubertretenen Verwal-
tungsvorschrift qualifizierter Verstol’
vorliegen muss, um ein Verleihungs-
hindernis zu begrinden.
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StGB

StrafrechtsinderungsG 2015

Ein allgemeines, auch die Verjah-
rungsbestimmungen erfassendes
Giinstigkeitsprinzip lasst sich aus
Art. 7 Abs. 1 EMRK nicht ableiten.

Das Gebot der rlickwirkenden Anwen-
dung milderer Strafgesetze steht der
Anderung einer Verjahrungsbestim-
mung nicht entgegen, die auf vor dem
Inkrafttreten der Novelle begangene
Straftaten anzuwenden ist, sofern
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der
geanderten Bestimmung Verjahrung
noch nicht eingetreten war.

VIGG

Ausschluss der Wiederaufnahme des
Verfahrens bei Parteiantragen auf
Normenkontrolle verstoBt gegen

Art. 7 B-VG und das Rechtsstaatsprinzip.

Wie schon der Ausschluss der Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand bei
Parteiantragen auf Normenkontrolle
(VfSlg. 20.107/2016) ist auch der
Ausschluss der Wiederaufnahme
von Verfahren, die durch Parteiantrag
eingeleitet werden, verfassungs-
widrig. Der Zweck des Institutes der
Wiederaufnahme des Verfahrens ist
die Authebung einer gerichtlichen
Entscheidung wegen eines der im
Gesetz genannten schwerwiegenden
Mangel und ihre Ersetzung durch eine
fehlerfreie Entscheidung. Bei der Ab-
wagung zwischen dem Interesse an
Rechtssicherheit und Bestandskraft
eines Rechtsaktes einerseits und des-
sen RechtmalRigkeit andererseits hat
der Gesetzgeber zwar einen rechts-
politischen Gestaltungsspielraum,
der grolRer ist, wenn es um ein Ver-
fahren geht, bei dem der individuelle
Rechtsschutz des Einzelnen nicht im
Vordergrund steht. Im Hinblick auf
die besondere Bedeutung, die die
Bundesverfassung der Normenkontrol-
le auch im Zusammenhang mit dem
individuellen Rechtsschutz beimisst,
ist das Rechtsinstitut der Wiederauf-
nahme insoweit mindestens ebenso
wichtig wie das der Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand.



ZahnirzteG ZivildienstG 1986

ZahnirztekammerG
Zivildienst darf nicht der Vollziehung
durch eine dem/der Bundesminister/
Fiihrung von Zahnarztelisten durch in fiir Landesverteidigung unterstellte
die berufliche Interessenvertretung Behorde unterliegen.

bedarf Zustimmung der Lander.
Der VfGH hat Teile des

Wie der VfGH zum ArzteG bereits § 34b Abs. 2 ZDG idF BGBI 1 16/2020
mehrfach ausgesprochen hat, ist als verfassungswidrig aufgehoben.
Art. 102 B-VG auf die Ubertragung (= S.38)

von Aufgaben staatlicher Verwal-
tung auf Selbstverwaltungskorper
anwendbar. Die Fuhrung der Zahn-
arzteliste, die Ausstellung des Zahn-
arzteausweises und die Erlassung der
ZahnarzteausweisVO nach dem ZAG
sind Angelegenheiten des Kompe-
tenztatbestandes ,Gesundheitswe-
sen“gemafl Art. 10 Abs. 1Z 12 B-VG,
die in mittelbarer Bundesverwaltung
zu vollziehen sind. Eine Regelung,
die vorsieht, dass diese Aufgaben der
Osterreichischen Zahnarztekammer
obliegen, die in diesen Angelegen-
heiten an die Weisungen des BM fr
Gesundheit gebunden ist, bedarf
gemafd Art. 102 Abs. 4 B-VG der
Zustimmung der Lander. Da es an
dieser mangelt, ist die Ubertragung
verfassungswidrig.
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Landesrecht

Sbg. BaupolizeiG 1997

Verfassungsrechtliche Grenze der
Beschrankung von Parteirechten
wurde nicht liberschritten.

Die im Sbg. BaupolizeiG 1997 vorge-
sehene fuinfjahrige Befristung

des Rechts von Nachbarn auf Besei-
tigung von — gegen Abstandsregeln
verstofRenden — bereits vollendeten
BaumafBnahmen ist nicht unsachlich.
Eine Befristung des Rechts auf Be-
seitigung bei ansonsten unbefristeter
Parteistellung im nachtraglichen
Baubewilligungsverfahren liegt im
rechtspolitischen Gestaltungsspiel-
raum des Gesetzgebers.
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Stmk. PflichtschulerhaltungsG
2004

Stmk. Regelung iiber Schulerhaltungsbei-
trage verstoRt gegen Grundsatzgesetz.

Gemals § 35 Abs. 1 StPEG sind Wohn-
sitzgemeinden zur Entrichtung des
Gastschulbeitrages verpflichtet,

sofern nicht eine Vereinbarung gemanR
§ 30 Abs. 5 StPEG 2004 abgeschlossen
ist. § 8 Abs. 2 Pflichtschulerhaltungs-
GrundsatzG trifft eine abschlieRende
Regelung der Kostenbeteiligung spren-
gelfremder Gebietskorperschaften.
Eine dort (Abs. 2 Satz 4) enthaltene
Einschrankung der Pflicht zur Vorschrei-
bung eines Gastschulbeitrages ledig-
lich fur Gebietskorperschaften, die zu
einem Schulsprengel gehdren oder in
Lsonstiger Weise” an einer offentlichen
Pflichtschule beteiligt sind, oder fuir
nicht beteiligte Gebietskorperschaften
findet sich in § 35 Abs. 1 StPEG 2004
indes nicht; dieser widerspricht damit
aber dem Grundsatzgesetz und ist
daher verfassungswidrig.

Tir. FlurverfassungsL.G 1996

Unvereinbarkeit des Amtes des Subs-
tanzverwalters einer Agrargemein-
schaft mit bestimmten anderen
Amtern nur in eine Richtung vorzuse-
hen, verstoflt gegen Art. 7 B-VG.

Die (lediglich) im Fall, dass eine

Person bereits zum Obmann, Stellver-
treter des Obmannes, Mitglied des
Ausschusses oder Rechnungsprifer
einer Agrargemeinschaft gewahlt wur-
de und anschlieBRend zum Substanzver-
walter bestellt werden soll, eintretende
Unvereinbarkeit ist im Hinblick darauf,
dass dies nicht auch fur die umge-
kehrten Sachverhaltskonstellationen
angeordnet ist, unsachlich.

Tir. JagdG 2004

Wildschadensverhiitung und bundes-
staatliche Kompetenzverteilung

§ 52 Abs. 2 lit. a TIG 2004 entspricht
weitgehend der Regelung des Geset-
zesentwurfes, den der VfGH in seiner
Entscheidung VfSlg. 4348/1963 kom-
petenzrechtlich zu beurteilen hatte.
Diese die Wildschadensverhitung
betreffende Bestimmung steht nicht
im Widerspruch zur bundesstaatli-
chen Kompetenzverteilung und

zur Rucksichtnahmepflicht des
Landesgesetzgebers auf bundes-
gesetzliche Vorschriften.

Tir. JagdG 2004

Wildschadensverhiitung
und Eigentumsschutz

Die Regelung des Tir. JagdG 2004
Uber die Erteilung von Auftragen

an den Jagdausubungsberechtigten
bei Auftreten waldgefahrdender
Wildschaden ist verhaltnismaliig.
Die als Eigentumsbeschrankung zu
qualifizierende Regelung dient der
Vermeidung von Wildschaden und
verfolgt das im 6ffentlichen Interesse
gelegene Ziel der Jagdbewirtschaf-
tung. Die Verpflichtung zu MaRnah-
men zur Hintanhaltung von Wild-
schaden steht im Einklang mit dem
umfassenden Aufgabenspektrum
des Jagdauslbungsberechtigten.



Judikatur-

dokumentation

Das Evidenzblro hat im Berichtsjahr rund 570 Entscheidungen
flr die Aufnahme in das Rechtsinformationssystem des Bundes
(RIS) im Volltext und in Form von Rechtssétzen zur Verfigung
gestellt. Weiters ist der 85. Band der Amtlichen Sammlung
JAusgewahlte Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes
(1. Halbband 2020 Nr. 20.362—20.399)“ erschienen und es
wurden die Arbeiten fiir den 86. Band (2. Halbband 2020
Nr.20.400—-20.435) abgeschlossen, dessen Erscheinen

im Marz 2022 erfolgt ist.
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Veranstaltungen
und internationale
Kontakte



Kalendarium
2021

EU-Kommissar Hahn zu Gast am VIGH

Prasident Grabenwarter und Dr. Johannes Hahn erdrterten
die Situation der Justiz in Polen und die Gutachten der
Venice Commission.

Online Prisidenten-Runde und
XVIII. Kongress der CECC (als Live-
Stream aus Prag)

Prasident Grabenwarter referierte zum Thema
,The Right to Life”.
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Fachgesprich mit dem deutschen
Bundesverfassungsgericht

ey

‘.._1."-"'

In der online abgehaltenen Arbeitssitzung diskutierten
Mitglieder der beiden Gerichtshofe unter Vorsitz der
Prasidenten Harbarth und Grabenwarter tber den
Grundrechtsschutz im europaischen Mehrebenensystem
(Referent/in: Prof. Dr. Gabriele Britz und Dr. Johannes Schnizer)
und das Verhaltnis zwischen Unionsrecht und nationalem Recht
in der jiingeren Rechtsprechung (Referent/in: Prof. Peter M. Huber
und Dr. Sieglinde Gahleitner).

Fachaustausch mit den Verfassungsgerichten
der Slowakei und Ungarns

Prasident Grabenwarter traf den Prasidenten des Verfassungs-
gerichts von Ungarn Dr. Tamas Sulyok sowie den Prasidenten
des Verfassungsgerichts der Slowakischen Republik Ivan
Fiacan zu einem Fachgesprach in Pannonhalma.

Treffen mit Prisident Prof. Rajko Knez
(Slowenisches Verfassungsgericht) in
Possnitzberg, Steiermark

Beide Treffen dienten dem Austausch tber die Herausforder-
ungen, die die Pandemie nicht nur fiir die Arbeitsweise an den
Gerichten, sondern auch in Bezug auf die dazu anhangigen
Rechtssachen mit sich bringt. Darlber hinaus wurde die Bedeu-
tung der Zusammenarbeit der nationalen Verfassungsgerichte
untereinander und mit den europaischen Gerichten betont.



4-57.2021
»Sechser-Treffen® — Fachtagung sechs nationaler
und europiischer Hochstgerichte am VIGH

Der Verfassungsgerichtshof empfing Delegationen des EuGH,
des EGMR, des deutschen Bundesverfassungsgerichts, des
Schweizerischen Bundesgerichts und des Staatsgerichtshofs
von Liechtenstein zum Austausch uber folgende Themen:
,Das Nebeneinander verschiedener Grundrechtskataloge

in der Rechtsprechung der Verfassungsgerichte und der
europaischen Gerichtshofe” (Referent/in: Prof. Peter M. Huber
[BVerfG], Prasident Prof. Koen Lenaerts [EuGH], Prof. Gabriele
Kucsko-Stadlmayer [EGMR]) und ,,Entscheidungen zu MaR-
nahmen der Pandemiebekampfung im Lichte von Rechtsstaat
und Demokratie” (Referent: Prof. Peter Bussjager [StGH FL],
Kammerprasident Prof. Hans Georg Seiler [Schweizerisches BG],
Prof. Georg Lienbacher [VfGH]).

2492021
Internationale Konferenz in Riga
organisiert vom EuGH und vom VIG Lettlands

Fir den Verfassungsgerichtshof nahmen Vizeprasidentin
Madner und Dr. Schnizer teil; Dr. Schnizer referierte zum
Thema ,Niveau des Grundrechtsschutzes im Recht-
sprechungsverbund von EuGH und Verfassungsgerichten®

19.-20.9.2021
Bilaterales Treffen beim Bundesverfassungs-
gericht in Karlsruhe

Die Arbeitsgesprache, an denen auf osterreichischer Seite
Prasident Grabenwarter, Vizeprasidentin Madner sowie die
Mitglieder Dres. Schnizer, Hortenhuber, Lienbacher, Holoubek,
Gahleitner und das Ersatzmitglied Dr. Mayrhofer teilnahmen,
hatten den ,Grundrechtsschutz in Europa“ (Referent/in:

Prof. Holoubek und Prof. Christine Langenfeld) und ,die
Beschwerdelegitimation im Zusammenhang mit Umwelt-
schutz” (Referentinnen: VP Madner und Prof. Gabriele Britz)
zum Gegenstand.
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110.2021
Verfassungstag

- S.54-65

5.10.2021
Festakt zum 100-jihrigen Jubilium der
Liechtensteinischen Verfassung in Vaduz

Festrede von Prasident Grabenwarter

15-16.10.2021
Bundeslindertagung vftm | wissen in St. Pélten

-S.18

26.10.2021
Tag der offenen Tiir 2021 als virtueller Rundgang

Fir den Tag der offenen Tur wurden zusatzliche Seiten mit
Audio- und Videobeitragen sowie einem virtuellen Rundgang
im Gerichtshof auf der Website des Verfassungsgerichtshofes
gestaltet.

12.11.2021
Verabschiedung und Amtseinfithrung am
deutschen Bundesverfassungsgericht

Prasident Grabenwarter wohnte der Verabschiedung des
vormaligen Prasidenten Dr. Andreas VoRRkuhle und des ehe-
maligen Verfassungsrichters Dr. Johannes Masing sowie der
Amtseinfihrung von Prasident Dr. Stephan Harbarth, Vize-
prasidentin Dr. Doris Konig, und der Verfassungsrichterinnen
Dres. Astrid Wallrabenstein und Ines Hartel in Karlsruhe bei.

Verfassungsgerichtshof — Tatigkeitsbericht 2021 53



Vertassungstag

War es dem Verfassungsgerichtshof im Vorjahr bedingt
durch die Corona-Pandemie verwehrt, das 100-jahrige
Jubildaum der Bundesverfassung und somit seinen eigenen
denkwdrdigen Geburtstag zu feiern, konnte er dies nun
—zumindest im kleinen Kreis —nachholen. Seit 1970 hatte
der Gerichtshof mit seinem Festakt zum 1. Oktober 1920,
an den Tag der Beschlussfassung uber das Bundes-Verfas-
sungsgesetz, erinnert. Zur 101. Wiederkehr dieses bedeut-
samen Tages konnte Prasident Grabenwarter gemeinsam
mit den Verfassungsrichterinnen und -richtern, wieder Gaste,
darunter den friheren Bundesprasidenten Heinz Fischer
und als Vertreter der Bundesregierung die Ministerinnen
Karoline Edtstadler und Alma Zadic¢ begruf3en.

In seiner Eroffnungsrede hob Prasident Grabenwarter hervor,
dass der Gerichtshof auch in diesem neuerlich von COVID-19
und allen damit verbundenen Schwierigkeiten gepragten Jahr
seinen Aufgaben nachgekommen ist. Zahlreiche dringende
Verfahren, darunter viele mit Bezug auf Corona-MalRnahmen,
wurden zligig durchgefiihrt und Antworten auf komplexe
Rechtsfragen gegeben.

Die in der Offentlichkeit gefiihrte heikle Diskussion um Grund-
rechtseingriffe in einer Demokratie nahm Bundesprasident
Van der Bellen zum Anlass darauf hinzuweisen, dass dies
stets auf der Frage beruhe ,wie viel wir von einem Grundrecht
hergeben, um ein anderes zu achten® Diese Abwagung sei in
all ihren Facetten auch zwischen den Werten der Freiheit und
der Gesundheit zu treffen. Es gelte aber auch Uber die Heftig-
keit nachzudenken, mit der diese Debatte gefuhrt werde.
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Darin liege viel gesellschaftliches Spaltpotenzial, wahrend
,die Corona-Pandemie nur gemeinsam —also wenn moglichst
alle geimpft sind —in den Griff zu bekommen® sei.

Der Bundesprasident betonte in seiner Rede die Funktion
des Verfassungsgerichtshofes als Wahrer der Grundrechte
und sprach dabei jene Entscheidungen an, mit denen jiingste
Abschiebungen nach Afghanistan als verfassungswidrig
erkannt worden waren. Zu Recht sei hier in jedem Einzelfall
auf die individuelle Fluchtgeschichte sowie die Gegebenheiten
im Herkunftsland einzugehen und zu Recht werde fir solche
Entscheidungen ein nachvollziehbarer Begrindungswert
gefordert. Zufrieden zeigte sich der Bundesprasident schlief3-
lich Gber das Funktionieren der in der Verfassung vorgesehe-
nen Kontrolimechanismen. Dies habe sich bei der erstmaligen
Anwendung von Art. 146 Abs. 2 B-VG, wonach die Exekution
von Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes dem
Bundesprasidenten obliege, gezeigt.

Die flir das Jubilaumsjahr 2020 geschriebenen und von beiden
Autoren an das Geschehen der Zwischenzeit adaptierten
Festreden wurden von Sabine Gruber und Andreas VolRkuhle
gehalten. Sie werden auch unter dem Titel ,Verfassungstag
2021 in Buchform, versehen mit wissenschaftlichem Apparat
und herausgegeben vom Verfassungsgerichtshof, erscheinen.
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Festreden

Andreas Vof§kuhle:
Nicht nur dem Anfang

wohnt ein Zauber inne!

Zum Modellcharakter des dsterreichischen
VIGH als selbstindiges Verfassungsgericht

l. Einleitung

Die Verabschiedung des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der letzten Sitzung der
konstituierenden Nationalversamm-
lung vor 101 Jahren am 1. Oktober

1920 stellt nicht nur eine Zasur in der
Geschichte Osterreichs dar, sie steht
auch fur den Beginn einer einzigartigen
institutionellen Erfolgsgeschichte,
deren internationale Strahlkraft ihres-
gleichen sucht. Durch die Artikel 137
bis 148 wurde der Gsterreichische Ver-
fassungsgerichtshof als organisatorisch
verselbststandigtes ,Fachgericht fur
Verfassungsstreitigkeiten” mit weit-
reichenden Befugnissen insbesondere
zur Normenkontrolle etabliert. Zwar

sah schon die wenige Monate vorher
am 29. Februar 1920 verabschiedete
tschechoslowakische Verfassung ein
spezialisiertes Verfassungsgericht vor.
Dieses nahm seine Tatigkeit aber erst im
November 1921 auf und wurde nach
kurzer Zeit durch die Praxis der sog.
Ermachtigungsgesetze faktisch wieder
beseitigt. Vorbildgebend fur alle vor
allem nach dem Zweiten Weltkrieg neu
eingerichteten selbstandigen Verfas-
sungsgerichte und nicht zuletzt auch
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flr das Bundesverfassungsgericht in
Deutschland sollte der 6sterreichische
Verfassungsgerichtshof werden.

Vor diesem Hintergrund ist es mir eine
grofRe Ehre und personliche Freude,

an diesem besonderen Verfassungstag
zu ihnen sprechen zu dirfen. Ich nutze
die Gelegenheit, Ihnen die herzlichsten
Geburtstagsglickwunsche des Prasi-
denten des Bundesverfassungsgerichts,
Herrn Prof. Dr. Stephan Harbarth, sowie
der ehemaligen und aktiven Richte-
rinnen und Richter des Bundesverfas-
sungsgerichts zu lberbringen,

die sich ihnen und dem osterreichi-
schen Verfassungsgerichtshof in
einzigartiger Weise freundschaftlich
verbunden flhlen. Gleichzeitig mochte
ich das grofRe 100-jahrige Jubilaum,
das wir heute nachtraglich begehen,
zum Anlass nehmen, dem Einfluss des
Osterreichischen Verfassungsgerichts-
hofes auf die Entwicklung der Ver-
fassungsgerichtsbarkeit in Europa und
der Welt nachzuspiren. Dazu habe ich
sieben Aufmerksamkeitsfelder identifi-
ziert, durch deren Betrachtung sich aus
meiner Sicht der Modellcharakter des
Verfassungsgerichtshofes exemplarisch
erschliel3t.

II. Was kdnnen wir vom 0sterreichischen
Verfassungsgerichtshof lernen? —
Sieben Aufmerksamkeitsfelder

1. Theoretische Fundierung der selb-
standigen Verfassungsgerichtsbarkeit

Das erste Aufmerksamkeitsfeld liegt
aufder Hand und ist unmittelbar
verbunden mit der Person des wohl
bedeutendsten Rechtstheoretikers

des 20. Jahrhunderts: Hans Kelsen.
Hans Kelsen war nicht nur maf3geblich
zusammen mit Karl Renner, Ignaz Seipl,
Michael Mayr und Robert Danneberg
an der Ausarbeitung des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes beteiligt und gehorte
der richterlichen Erstbesetzung des
Gerichts an. Zusammen mit der Wiener
Schule des Rechtspositivismus ent-
wickelte er auch das bis heute gultige
theoretische Fundament der modernen
Verfassungsgerichtsbarkeit. Es basiert
auf mindestens drei Grunderkennt-
nissen, die vielen von uns selbstver-
standlich erscheinen, die damals aber
revolutionar waren und die auch schnell
wieder aus dem Blick geraten konnen:
Erstens setzt jede Verfassungsgerichts-
barkeit ,eine klare Unterscheidung zwi-



schen Verfassungsrecht einerseits und
Recht unterhalb der Verfassungsstufe
andererseits” voraus. Die von Adolf J.
Merkl begriindete und von Hans Kelsen
weiterentwickelte Lehre vom Stufenbau
der Rechtsordnung lieferte eine Erkla-
rung flr diese Unterscheidung, die zur
Konsequenz hat, dass der demokratisch
legitimierte Gesetzgeber nicht tun und
lassen kann, was er will, sondern der
Verfassung unterworfen ist. Die zweite
Grunderkenntnis betrifft das Wesen

der Demokratie und den alten Einwand,
eine Handvoll Richterinnen und Richter
konnten doch nicht ein Gesetz fir ver-
fassungswidrig erklaren, das von der
Mehrheit der unmittelbar durch das
Volk gewahlten Abgeordneten eines
Parlaments erlassen worden sei. Es
war Hans Kelsen, der dagegen heraus-
gearbeitet hat, dass der demokratische
Prozess sich nicht auf das Mehrheits-
prinzip beschranken Idsst, sondern ein
von der Freiheit des Einzelnen gedach-
tes Demokratieverstandnis zwingend
den Schutz der oppositionellen Minder-
heiten und ihrer Rechte einschlief3t.
Dieser Schutz im Sinne einer effektiven
Machtkontrolle lasst sich am besten
—das ist die dritte Grunderkenntnis —
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durch ein von ,jeder anderen staat-
lichen Autoritat unabhangiges Organ®
gewahrleisten. Kelsen kommt daher

in seinem Wiener Staatsrechtslehrer-
referat im Jahr 1928 zu dem Schluss:
\Wenn man das Wesen der Demokratie
nicht in einer schrankenlosen Majori-
tatsherrschaft, sondern in dem steten
Kompromifs zwischen den im Parla-
ment durch Majoritat und Minoritat
vertretenen Volksgruppe erblickt, dann
ist die Verfassungsgerichtsbarkeit ein
besonders geeignetes Mittel, die Idee
zu verwirklichen® Wie richtig Kelsen mit
seiner Einschatzung lag, zeigt aktuell die
Desavouierung der Verfassungsgerichte
in Polen, Ungarn und anderen Landern
durch die jeweiligen Regierungen unter
Hinweis auf den ,Willen des Volkes*.
Wir konnen angesichts dieser besorg-
niserregenden Entwicklung immer

nur wieder insistieren, dass es zu den
vornehmsten Aufgaben der Verfas-
sungsgerichte gehort, ,den Schutz von
gesellschaftlichen Minderheiten, von
parlamentarischer wie auBBerparlamen-
tarischer Opposition und der kommu-
nikativen Freiheiten — der Freiheit der
MeinungsauBerung, der Presse, der
Versammlung und der Vereinigung —
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zu gewahrleisten. Damit er6ffnen und
bewahren sie Raume, in denen ein kriti-
scher und fruchtbarer gesellschaftlicher
Diskurs stattfinden kann und eine At-
mosphare des freien Meinungskampfs
um die besten politischen Konzepte
herrscht. Dass Verfassungsgerichte
dabei ihre eigenen Grenzen im Auge
behalten mussen und sich selbst nicht
an die Stelle des Gesetzgebers stellen
durfen, ist unbestreitbar. Die Schwierig-
keit, das Spannungsverhaltnis zwischen
demokratischer Mehrheitsentscheidung
und verfassungsrechtlicher Bindung
immer wieder angemessen aufzulosen,
spricht aber nicht gegen die Notwendig-
keit ihrer Existenz.”

2. Verfassungskultur als
Funktionsvoraussetzung der
Verfassungsgerichtsbarkeit

Die Funktionsfahigkeit eines Verfassungs-
gerichts hangt nicht nur von seiner
kompetenziellen und organisatorischen
Ausstattung ab. Mindestens genauso
wichtig ist seine kulturelle Einbettung.
Auch insoweit Iasst sich vom osterrei-
chischen Verfassungsgerichtshof
Einiges lernen. Auffallig ist zunachst,
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dass —wie in den meisten Staaten —
zwar die Regierungsparteien ganz tber-
wiegend die Richterinnen und Richter
auswahlen und vorschlagen, es aber
—anders als z.B. beim US Supreme
Court — keine validen Anhaltspunkte
flir eine an (partei-)politischen Ge-
sichtspunkten ausgerichtete Entschei-
dungsfindung gibt. Sicherlich werden
einzelne Entscheidungen kritisiert
und es wird mitunter auch der Vor-
wurf politischer Einseitigkeit erhoben.
Schaut man indes auf die letzten drei
Jahrzehnte, dann sind solche kritischen
Momente aber Ausnahmen geblieben,
die an dem grundsatzlich groRen
Vertrauen der Blrgerinnen und Burger
in ihr Verfassungsgericht nichts gean-
dert haben. Das spricht flir umsichtige
Rekrutierungsentscheidungen der Poli-
tik, dazu tragt aber sicherlich auch der
Umgang der Richterinnen und Richter
untereinander bei. Aufschlussreich

ist hier das Resiimee, das Kurt Heller
nach 30 Jahren Mitgliedschaft im Ver-
fassungsgerichtshof in der Festschrift
flr Gerhart Holzinger zieht: ,Neben
dem fachlichen Interesse war auch
der Stil der Beratungen, der standige
Versuch, einstimmig oder mit mog-
lichst groBer Mehrheit zu entscheiden,
um zu einer alle Argumente bertck-
sichtigenden Losung zu kommen, be-
reichernd. Ich kann mich auch an viele
Gelegenheiten erinnern, bei denen in
Einzelfragen Uberstimmte Mitglieder
sich nicht in einen Schmollwinkel
zuruickzogen, sondern weiter an der
Begrindung mitwirkten und dabei
durch ihre fortdauernd kritischen
Bemerkungen halfen, allfallige sprach-
liche Schwachpunkte der Begriindung
der Mehrheitsentscheidung zu ver-
bessern. Der fur mich beispielgeben-
de Stil der Beratungen wurde auch
maligebend durch die Prasidenten
gepragt, von denen ich vier miterleben
durfte. In privaten Zusammenkiinften
der Richter wurden selten juristische
Debatten gefuhrt. Vielmehr wurde z.B.
Uber kinstlerische Probleme, die Quali-
tat von Opern- oder sonstigen musika-
lischen Auffihrungen, Gber moderne
Kunst und dergleichen diskutiert. Ich
finde das essentiell, weil ich ,bloRe
Juristen® flr ungeeignet halte, eine
Funktion auszulben, die viel Augen-
mal} und Bescheidenheit erfordert.”
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3. Verfassungsgerichte als
entwicklungsoffene Institutionen

Wenn alles bleiben soll, wie es ist,
muss sich alles andern.” Dieser be-
rihmte Ausspruch, den Tancrediim
Gattopardo seinem Onkel, dem Fursten
Don Fabrizio entgegenschleudert, gilt
in gewisser Weise auch fur Verfas-
sungsgerichte. Sie mussen sich fortent-
wickeln, um ihren Auftrag im Wandel
der Zeiten uberzeugend wahrnehmen
zu konnen. Das ist dem osterreichi-
schen Verfassungsgerichtshof in den
vergangenen hundert Jahren erstaun-
lich gut gelungen. Drei Entwicklungen
aus neuerer Zeit verdienen es, beson-
ders hervorgehoben zu werden:

Am wohl eindrucksvollsten ist die
Veranderung der Interpretationspraxis,
die bis in die 1980er Jahre durchge-
hend gepragt war von der auslegungs-
und wertkritischen Haltung der
Wiener Schule des Rechtspositivismus.
Zwar existieren bis heute weiterhin
Bereiche, in denen eine historisch-sys-
tematische Sichtweise dominiert, etwa
bei der Auslegung von Kompetenzbe-
griffen, bei der man nach wie vor gerne
auf die —nomen est omen —sog. ,Ver-
steinerungstheorie” zurlickgreift. Mit
der Entdeckung der Grundrechte treten
aber zunehmend ,formale Auslegungs-
wege zugunsten von Abwagungsvor-
gangen zurlick” Besonders innovativ
erscheint das ,extensive Verstandnis
des Gleichheitssatzes” Damit einher
geht eine Veranderung der im Vergleich
sehr zurlickhaltenden Begriindungen
des Gerichtshofs, die ihren Ausgang
haufigin sog. ,Grundrechtsformeln®
nehmen. Auch finden zunehmend
Impulse aus der auslandischen Verfas-
sungsrechtsdogmatik Eingang in die
Begriindung, obwohl der Gerichtshof
noch 1973 die unmittelbare Berlck-
sichtigung der Inhalte einer fremden
Verfassung in seiner Judikatur aus-
drucklich abgelehnt hatte.

Eine zweite groRRe Entwicklungslinie
ist gepragt von der Verarbeitung

der Einfllisse aus dem europaischen
Rechtsraum, auf die ich gleich noch
gesondert eingehe. Die dritte Entwick-
lungslinie betrifft die Kommunikation
des Gerichtshofs nach aulRen. Lange

Zeit orientierte man sich diesbezuglich
an der alten Spruchweisheit: Gerichte
sprechen durch ihre Urteile, nicht Gber
sie. Der aufgeklarten Offentlichkeit
des 21. Jahrhunderts ist dieser Stand-
punkt indes kaum mehr vermittelbar.
Die Burgerinnen und Burger wollen
verstehen, warum die Gerichte so und
nicht anders entschieden haben, sie
wollen wissen, wie Richterinnen und
Richter denken und arbeiten und sie
wollen eine Idee davon bekommen,
wie die Dinge zusammenhangen. Vor
allem darauf beruht ihr Vertrauen und
nicht so sehr auf einer wie auch immer
gearteten institutionellen Autori-
tatsvermutung. Gleichzeitig missen
Gerichte im digitalen Medienzeitalter
versuchen, die Deutungsmacht tber
ihre Entscheidungen zu behalten.
Dementsprechend hat sich auch die
Offentlichkeitsarbeit des Verfassungs-
gerichtshofes radikal geandert. Ver-
sandte man friiher nur bei wichtigen
Entscheidungen Pressemitteilungen,
so hielt etwa Prasident Ludwig Adamo-
vich im Jahre 1997 erstmals vor einer
Session eine Pressekonferenz ab. Von
ihm stammt nicht nur die Idee, den
Verfassungstag festlich zu begehen,
sondern auch die Initiative zur Einrich-
tung einer Homepage des Verfassungs-
gerichtshofes und zur Veréffentlichung
jahrlicher Tatigkeitsberichte. Im Jahre
2003 legte Prasident Karl Korinek die
Medienarbeit in die Hande eines ehe-
maligen Journalisten, was eine weitere
Professionalisierung der Offentlich-
keitsarbeit bewirkte. Vor allem ihm und
Prasident Gerhart Holzinger kommt
das Verdienst zu, durch zahlreiche
Interviews sowie Radio- und Fernseh-
auftritte den Blrgerinnen und Blrgern
den Osterreichischen Verfassungsge-
richtshof und seine staatstheoretische
Einbettung naher gebracht zu haben.
Sicherlich ist es nicht immer leicht,
nachhaltige Offentlichkeitsarbeit mit
dem Gebot richterlicher Zuruckhaltung
in Einklang zu bringen, das entbindet
aber nicht davon, es immer wieder zu
versuchen. Der osterreichische Verfas-
sungsgerichtshof hat hier Pionierarbeit
geleistet.



4. Produktive Wechselwirkungen
zwischen Verfassungsgerichtspraxis
und Verfassungsrechtswissenschaft

Vorbildlich gelungen ist auch die beson-
ders enge Riickkoppelung der eigenen
Rechtsprechungstatigkeit mit dem
wissenschaftlichen Diskurs, die unmit-
telbare Auswirkungen auf die Qualitat
und Entwicklungsfahigkeit der richter-
lichen Entscheidungstatigkeit zeitigt,
und die es in dieser Form nur in weni-
gen Landern gibt. Die Entscheidungs-
praxis des Verfassungsgerichtshofes

ist nicht nur zentraler Gegenstand

des akademischen Unterrichts, sie wird
auch durch die rechtswissenschaftliche
Forschung intensiv vor- und nachberei-
tet. Zudem profitiert das Gericht vom
,personellen Import”in Gestalt von
sog. ,Professoren-Richtern® die in den
letzten drei Jahrzehnten ungefahr ein
Drittel der Richterschaft ausmachten.
Das zeigt sich etwa an der bereits ange-
sprochenen Veranderung der Interpreta-
tionspraxis und der partiellen Abkehr
vom formalistischen Verfassungsden-
ken. Wesentliche Inspirationsquelle
durfte hier die Innsbrucker Schule um
Glnther Winkler und Felix Ermacora
gewesen sein, die ihrerseits beide
Schuler des langjahrigen Prasidenten
des Verfassungsgerichtshofes Walter
Antoniolli waren und mit diesem viele
Jahre gemeinsame Seminare abhielten.
Jedenfalls hat sich der spatere Prasident
Karl Korinek in seinem wegweisenden
Innsbrucker Staatsrechtslehrerreferat
uber die ,Verfassungsgerichtsbarkeit im
Cefuge der Staatsfunktionen“ ausdriick-
lich auf den damaligen Vorsitzenden der
Staatsrechtslehrervereinigung Gunther
Winkler bezogen als er forderte, der
Verfassungsgerichtshof musse starker

die in der Verfassung enthaltenen
Wertungen konkretisieren. Wer vor
diesem Hintergrund die Gefahr einer

zu groRen Verwissenschaftlichung des
Gerichts wittert, der denkt zu stark in
Stereotypen. Richtig ist sicherlich, dass
gerade die Mischung aus unterschiedli-
chen Berufsbiographien den Gerichtshof
besonders dazu befahigt, ausgeglichene
und anschlussfahige Entscheidungen zu
treffen. Ob jemand aber gerne schnell
zur Sache kommt oder lieber dogmati-
sche Glasperlenspiele betreibt, ist eher
personlichkeitsabhangig.

5. Selbstbewusste Rezeption
des europdischen Rechts

Das fuinfte Aufmerksamkeitsfeld habe
ich bereits angesprochen: die selbst-
bewusste Rezeption des europaischen
Rechts. Lediglich in Osterreich besitzt
die Europaische Menschenrechtskon-
vention (EMRK) Verfassungsrang;

er wurde rickwirkend 1964 durch

ein eigenes Bundesverfassungsgesetz
hergestellt. Folglich konnen alle Rechte
der EMRK wie genuin innerstaatliche
Grundrechte vor dem Verfassungsge-
richtshof geltend gemacht werden.

Es verwundert daher kaum, dass die
Rechtsprechung des Europdischen
Gerichtshofs flir Menschenrechte
(EGMR) eine ganz erhebliche Bedeutung
flr die Entwicklung der Judikatur des
Verfassungsgerichtshofes entfaltet hat,
zumal der Gerichtshof zunehmend statt
der ,eigenen” Grundrechte die der EMRK
zur Anwendung bringt. Dieser Umstand
hat ganz unzweifelhaft die allgemeine
Akzeptanz der EMRK und der Recht-
sprechung des EGMR innerhalb der
Konventionsstaaten deutlich gestarkt.
Es ware aber verfehlt, dem Verfassungs-

»Richtig ist sicherlich, dass gerade
die Mischung aus unterschiedlichen
Berufsbiographien den Gerichtshof

besonders dazu befihigt,
ausgeglichene und anschlusstihige
Entscheidungen zu tretfen.«
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gerichtshof vorzuwerfen, er hatte sich
dem EGMR ohne Not vollstandig unter-
worfen. Vielmehr finden sich gerade

in jingerer Zeit einige bemerkenswerte
Falle, in denen Wien StralRburg nicht
gefolgt ist.

Das Bemuhen um eine konstruktiv-
kritische Haltung gegenuiber dem
europaischen Recht pragt auch den
Umgang mit dem Recht der Europai-
schen Union, das grundsatzlich weder
Gegenstand noch MaRstab der ver-
fassungsgerichtlichen Normenkontrolle
ist. Seit seiner Leitentscheidung aus
dem Jahre 2012 geht der Verfassungsge-
richtshof aber davon aus, das ,jedenfalls
dann, wenn die betreffende Garantie
der Grundrechte-Charta in ihrer
Formulierung und Bestimmtheit
verfassungsgesetzlichen Rechten der
Osterreichischen Bundesverfassung
gleicht®, die Rechte der Grundrechte-
Charta verfassungsrechtlich gewahrleis-
teten Rechten gleichgestellt sind und
vor dem Verfassungsgerichtshof durch-
gesetzt werden konnen. Mit dieser
Volte erschlief3t sich der Gerichtshof
nicht nur einen neuen Prifungsmall-
stab, er begibt sich auch in die Rolle
eines eigenstandigen und weithin sicht-
baren Interpreten des Unionsrechts,
freilich um den Preis neuer Abstimmungs-
notwendigkeiten mit dem EuGH, dem
ungeklarte Auslegungsfragen im Zweifel
nach Art. 267 Abs. 3 AEUV vorzulegen
sind. Ob und wie sich diese komplizierte
Verschrankung zweier Grundrechts-
kataloge in der Praxis bewahrt, ist noch
nicht ganz absehbar. Den Ersten Senat
des Bundesverfassungsgerichts haben
diese Unsicherheiten aber nicht davon
abgehalten, in seiner viel beachteten
Entscheidung zum Recht auf Vergessen
Il (BVerfGE 152, 216 ff.) in europarecht-
lich voll determinierten Rechtsbereichen
einen ahnlichen Weg einzuschlagen.

6. Knotenpunkt des Netzwerkes der
europaischen Verfassungsgerichte

Auch jenseits seiner originaren Recht-
sprechungstatigkeit spielt der oster-
reichische Verfassungsgerichtshof seit
jeher eine ganz zentrale Rolle im ,euro-
paischen Verfassungsgerichtsverbund®
Das hat verschiedene Grlinde. Den
einen, vielleicht wichtigsten, versuche
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ich gerade zu skizzieren: Der Osterreichi-
sche Verfassungsgerichtshof war und
istin vielerlei Hinsicht als spezialisiertes
Verfassungsgericht mit Befugnis zur
Gesetzesprifung exemplarisch. Ein
anderer Grund ist die unvergleichliche
diplomatische Kompetenz, die fast

alle osterreichischen Institutionen
—wahrscheinlich als Folge der Erfahrun-
gen aus der Zeit des osterreichischen
Vielvolkerstaates — mit sich bringen

und die auch der Osterreichische
Verfassungsgerichtshof fir sich in
Anspruch nehmen kann. Er gehorte
1972 zu den sechs Grindungsgerichten
der Konferenz der Europaischen Ver-
fassungsgerichte und hat sich nicht nur
frih fur Europa stark gemacht, er hat
auch geholfen, manche Dissonanzen
zwischen den Verfassungsgerichten
der EU-Mitgliedstaaten zu bereinigen.
Vor allem hat er mit dafur gesorgt,

dass die Verfassungsgerichte der
europaischen Osterweiterung integriert
wurden und er war immer wieder
wunderbarer Gastgeber sowohl groRer
Konferenzen, wie zuletzt der 16. Konfe-
renz der Europaischen Verfassungsge-
richte im Jahre 2014, als auch vieler
bilateraler Arbeitstreffen. Wobei die
Rede von ,dem Verfassungsgerichtshof”
es nicht trifft. Es waren Sie, verehrte
aktive und ehemalige Kolleginnen

und Kollegen, die dieses diplomatische
Meisterwerk vollbracht haben und
hoffentlich zum Wohle aller weiter
vollbringen. Geholfen hat dabei, so
meine Wahrnehmung, ein Bindemittel,
das in den Zeiten der Globalisierung
leicht unterschatzt wird: die deutsche
Sprache. Deutsch ist nicht nur die meist-
gesprochene Muttersprache der Euro-
paischen Union, sie ist auch die zweit-
wichtigste Fremdsprache in Europa nach
Englisch und wird von ca. 145 Millionen
Menschen in der Europaischen Union
gesprochen. Es war deshalb richtig und
wichtig, sich flir Deutsch als eine der
Arbeitssprachen der Weltkonferenz

der Verfassungsgerichte einzusetzen.

7. Fragilitat der Verfassungsgerichts-
barkeit

Meine Analyse des Modellcharakters
des osterreichischen Verfassungsge-
richtshofes ware unvollkommen, wenn
nicht auch die dunklen Momente in
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seiner Geschichte zur Sprache kamen.
Sie sensibilisieren uns fur den Umstand,
dass Verfassungsgerichte fragile Gebilde
sind, die schnell ihrer Funktionsfahig-
keit beraubt werden kénnen, wenn der
politische Zeitgeist es zulasst.

Besonders perfide erscheint im Rickblick
die unter dem Schlagwort ,Entpolitisie-
rung” durchgefihrte Verfassungsnovelle
aus dem Jahre 1929, die vordergriindig
den Einfluss der Politik auf die Beset-
zung der Richterbank begrenzen sollte,
unter anderem durch die Einfihrung
der Unvereinbarkeitsbestimmung des

in der Folge trotz eines Angebots des
damaligen Blirgermeisters von Wien
Karl Seitz eine Wiederbestellung ablehn-
te und Osterreich verlieR. Auch andere
ehemalige Mitglieder des Gerichtshofes
wurden nicht wiederernannt. Der aus
heutiger Sicht ziemlich ungeheuerli-
che Vorgang schlug damals aber keine
groReren politischen Wellen, weil die
Parteien parallel zur Reform eine Verein-
barung geschlossen hatten, in der sie
die Nominierungsrechte fur die neuen
Verfassungsrichter neu aufteilten.

Das eigentliche Ziel der Reform war
also nicht eine ,Entpolitisierung®,

»Verfassungsgerichte ... leben
ausschliefSlich von der Akzeptanz
der politischen Akteure und dem

Vertrauen der Biirgerinnen und

Biirger. Beides muss jeden Tag

neu erarbeitet werden.«

Art. 147 Abs. 4 B-VG, der zufolge dem
Verfassungsgerichtshof neben Mitglie-
dern der Bundesregierung oder einer
Landesregierung auch keine Mitglieder
eines allgemeinen Vertretungskor-

pers sowie Angestellte oder sonstige
Funktionare einer politischen Partei
mehr angehoren durften. Um dieses
Vorhaben umzusetzen, sah § 25 des
Verfassungs-Ubergangsgesetzes 1929
die Entlassung aller aktiven Richter
zum 31.Janner 1930 vor. Auf Lebenszeit
ernannte Richter wurden damit durch
Verfassungsgesetz einfach abgesetzt.
Dieser dreiste Angriff auf die richterliche
Unabhangigkeit offenbart die eigent-
lichen Motive der Novelle. Es ging um
die Entfernung missliebiger Richter.
Schon vorher war von christlich-sozialer
Seite die vermeintliche sozialdemo-
kratische Dominanz innerhalb des
Gerichts zum Thema gemacht worden.
Die Kritik entztindete sich vor allem an
der Entscheidung zur sog. ,Dispensehe”,
die auf keinen geringeren als den Ver-
fassungsrichter und Sozialdemokraten
Hans Kelsen zurlickgefihrt wurde, der

sondern —wie Adolf J. Merkl zutreffend
bemerkte —eine ,Umpolitisierung"
Diese Strategie der ,Umpolitisierung”
sollte in unterschiedlichen Varianten
auch in anderen Landern bis in die
Gegenwart Schule machen.

Auch die faktische Ausschaltung des
Verfassungsgerichtshofes im Jahre
1933 geschah in kaum verdeckter Weise
durch einen juristischen Winkelzug.

Die Bundesregierung anderte durch
Erlass einer auf das Kriegswirtschaft-
liche Ermachtigungsgesetz gestutzten
Verordnung die Regelungen lber die
Beschlussfahigkeit in § 6 VfGG. Die
aufVorschlag des Nationalrates oder
des Bundesrates ernannten Mitglieder
und Ersatzmitglieder des Verfassungs-
gerichtshofes durften danach nur

noch dann an dessen Sitzungen und
Verhandlungen teilnehmen und hiezu
eingeladen werden, wenn und solange
dem Verfassungsgerichtshof samtliche
Mitglieder und Ersatzmitglieder ange-
horten, die aufgrund solcher Vorschlage
ernannt worden waren (§ 6 Abs. 3 VfGG).



Dementsprechend genlgte der Rucktritt
eines auf Vorschlag der beiden Parla-
mentskammern nominierten Mitglieds,
um sechs Mitgliedern das Stimmrecht
zu entziehen. Es handelte sich um eine
vollig unpraktikable Regelung, die nur
ein Ziel hatte: den Gerichtshof lahm-
zulegen. Das Vorhaben gelang. Leider
fanden sich sofort sieben Richter, die
unter Bruch ihres Eides zurticktraten,
nachdem ihnen das Bundeskanzleramt
versprochen hatte, sie fir den neu zu
schaffenden Verfassungsgerichtshof
wieder zu ernennen. Dass nur ein klei-
ner Teil von ihnen tatsachlich wieder
ernannt wurde, ist kein wirklicher Trost.

Der Neuanfang nach dem Zweiten Welt-
krieg war fir den Verfassungsgerichtshof
aus unterschiedlichen Griinden nicht
leicht. So hat der Osterreichische Gesetz-
geber —begunstigt durch Regierungs-
konstellationen, die Uiber eine Zweidrittel-
mehrheit im Parlament verfligten —
politisch unliebsame verfassungsgericht-
liche Entscheidungen bis in die 1990er
Jahre nicht selten dadurch korrigiert, dass
er Vorschriften, die der Verfassungs-
gerichtshof wegen Verstol3es gegen die
Verfassung aufgehoben hatte, einfach
als Verfassungsbestimmung neu er-

lie3. Das in dieser Praxis zum Ausdruck
kommende eher pragmatisch-politische
Verhaltnis zur eigenen Verfassung wurde
und wird bis heute begtinstigt durch

das fehlende Inkorporationsgebot: Ver-
fassungsanderungen mussen nichtin der
Stammurkunde der Verfassung vorge-
nommen werden, sondern jede einzelne
bundesgesetzliche Regelung kann als
Verfassungsbestimmung® ausgeflaggt
werden (Art. 44 Abs. 1 B-VG). Gliick-
licherweise hat der Gerichtshof in einer
bemerkenswerten Entscheidung dem
Overruling durch den eigenen Gesetzge-
ber unter Hinweis auf das rechtsstaat-
liche Grundprinzip der osterreichischen
Bundesverfassung spater einen Riegel
vorgeschoben und es auf Ausnahmefalle
beschrankt (VfSlg. 16.327/2001). Ge-
blieben ist das Gefuhl, verletzbar zu sein.
Verfassungsgerichte besitzen —zu Recht —
keine Truppen. Sie leben ausschlieBlich
von der Akzeptanz der politischen Akteure
und dem Vertrauen der Blrgerinnen

und Burger. Beides muss jeden Tag neu
erarbeitet werden.

1. Ausblick

Und genau an diesem Punkt setzen
meine Wunsche fir die Zukunft an.
Heute erleben wir den Jubilar an
seinem 101. Geburtstag in bester
Verfassung. Viele mutige Entscheidun-
gen in den letzten Jahren, etwa zur
Gleichstellung gleichgeschlechtlicher
Beziehungen (VfSlg. 19.942/2014;
20.225/2017), zur Bundesprasidenten-
wahl (VfSlg. 20.071/2016), zum

Sozialhilfe-Grundsatzgesetz

(VfSlg. 20.359/2019), zum Bundestroja-
ner (VfSlg. 20.356/2019), zum ,dritten
Geschlecht”(VfSlg. 20.266/2018)

oder zur Suizidhilfe (VfGH 11.12.2020,

G 139/2019) haben den Respekt vor dem
Verfassungsgerichtshof innerhalb und
auRerhalb von Osterreich nochmals
gestarkt. Als vorbildlich darf aktuell auch
die schnelle Reaktion auf die COVID-
Malnahmen in einer Vielzahl von Ent-
scheidungen gelten. Ferner wurde die
ehemalige Prasidentin Brigitte Bierlein
sogar zur Kanzlerin gekurt. Und mit
Christoph Grabenwarter wurde einer der
international sichtbarsten und renom-
miertesten Staatsrechtslehrer Osterreichs
zu ihrem Nachfolger gewahlt. Das sind
alles sehr gute Nachrichten. Sie konnen
aber nicht dartiber hinwegtauschen, dass
die Idee der Verfassungsgerichtsbarkeit
weltweit und insbesondere auch in Europa
unter Druck geraten ist. Ich mochte daher
mit einer Bitte schlieRen: Bleiben Sie,
verehrte Richterinnen und Richter, wach-
sam, denken Sie an das grofRe Erbe, das
Ihnen nicht nur zur Verwaltung, sondern
auch zur Fortentwicklung lbertragen
ist, setzen Sie sich weiter so engagiert fur
die Starkung rechtsstaatlicher Strukturen
in Europa ein und —das ist ein person-
licher Wunsch — bewahren Sie ein Stlck
weit den klaren Blick des Osterreichischen
Positivismus. Ein bisschen Entzauberung
tut uns allen immer wieder gut!

Veranstaltungen und internationale Kontakte

Verfassungsgerichtshof — Tatigkeitsbericht 2021

61



Sabine Gruber:
RechtSchaften

Verehrte Festgaste!

Eines Morgens wachen Sie auf und
lhr Haar ist schiitter und weil3, Ihre
Augen glanzen nicht mehr, sie liegen
unter hangenden Lidern und uber
dunklen Ringen tief in den Augenhoh-
len. Die Welt zeigt sich lhnen ohne
Brille unscharf und verschwommen.

Wenn Sie Glick haben, konnen Sie noch
aus dem Bett, lhre ersten Schritte fihlen
sich an, als sei lhr Korper mit Gewichten
behangen. Ihr Riicken ist leicht oder
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stark gekrimmt. Sie halten sich unwill-
kirlich an der Kommode fest, atmen
tief durch und gehen langsam weiter.
Besitzen Sie ein Haus mit FulRboden-
heizung, sind Sie wahrscheinlich barfuf8
unterwegs, sonst schlurfen Sie in Ihren
alten Hausschuhen durch lhre Miet-
wohnung. Mit jedem zusatzlichen Jahr
wird lhnen der Weg zum Bad langer
erscheinen, das Atmen wird schwerer,
die Muskelkraft geringer werden.

Wenn Sie noch jung sind, werden Sie
sich in diesen Beschreibungen nicht

wiederfinden. Dann haben Sie vermut-
lich noch nicht oder nur in Ansatzen er-
fahren, wie schmerzhaft das Wissen um
die Unumkehrbarkeit der Zeit sein kann,
auch nicht, was es bedeutet, nicht mehr
in den Zustand der Selbstvergessenheit
zurlickzufinden, weil der Korper durch
die kleinen und groReren Gebrechen
standig Aufmerksamkeit fordert.

Leichtigkeit und Ablenkung werden
auch eine Frage des Vermogens sein,
und ob oder in welchem AusmaR Sie

in diesem Augenblick kérperlich be-
eintrachtigt sein werden, wird bis zu
einem bestimmten Grad auch von lhrer
Herkunft, ihrem beruflichen Werdegang
und lhrem finanziellen Hintergrund
abhangen.

Auf jeden Fall erinnert Sie ein solcher
Aufwachmoment, ob Sie wollen oder
nicht, daran, dass der grol3te Anteil lhrer
verfligbaren Zeit bereits vergangen ist,
und von der Ewigkeit, die Sie als Kind
manchmal in der Langeweile verreg-
neter Nachmittage gespurt haben, ist
auch nur noch Erinnerung Ubrig oder die
[llusion, etwas davon sei in den Biichern,
in der gesammelten oder selbst produ-
zierten Kunst oder in lhren Immobilien
aufbewahrt, die Sie an ihre Kinder und
Kindeskinder weiterzugeben hoffen.

Fir manche ist Ewigkeit allerhdchstens
eine Glaubensfrage; sie verorten sie
im Jenseits oder gehen davon aus, dass
dort, auf der anderen Seite, angesichts
verpasster, nicht gelebter oder nicht
vorhandener Chancen, das bessere
Leben wartet, auf jeden Fall eines, das
flir die ertragenen Ungerechtigkeiten
und die zahlreichen Leiden eine Beloh-
nung in Aussicht stellt.

Vor Ihnen steht keine Juristin. Die
Literaturgeschichte ist zwar voll von
berlihmten Dichtern mit juristischer
Ausbildung — Goethe, Kleist, Eichendorff,
Heine, Grillparzer, Kafka usw. —aber

von Dichterjuristinnen?

Vor lhnen steht nicht einmal eine
Osterreicherin, sondern eine italienische
Staatsburgerin deutscher Mutterspra-
che mit Hauptwohnsitz in Wien, die

bei einem Muinchner Verlag publiziert.
Immerhin zahle ich in Osterreich Steuern.



Was nun berechtigt mich, hier zu spre-
chen, Ihnen gleich zu Beginn lhre ferne
oder nahe Zukunft auszumalen?

Sie, verehrte Damen und Herren, werden
—aller Voraussicht nach — lhre letzten
Lebensjahre nicht mit Flaschensammeln
auf der Strafe verbringen. Sie werden
auch nicht zu jenen, von Altersarmut be-
troffenen Menschen gehoren, die bereits
Mitte des Monats nicht mehr wissen, mit
welchem Geld sie Lebensmittel einkau-
fen sollen, die dazu gezwungen sind, ihr
Essen zu purieren oder zu verkochen, weil
ihnen das Geld fur den Zahnersatz fehlt,
von dem Taschengeld fur Friseur, Pedikure
und Zigaretten ganz zu schweigen.

Ich werde mich als Dichterin hiten,

in die komplexen Teilgebiete des Rechts
vorzudringen, doch es gibt Gemeinsam-
keiten zwischen Ihnen als Rechtsex-
perten und -expertinnen und mir als
Schriftstellerin: Wir befassen uns beide
mit der Wirklichkeit, bedienen uns beide
des Mittels der Sprache. Wahrend aber
das Recht dazu da ist, soziale Prozesse
verbindlich zu regeln, sie zu steuern
und zu gestalten, sind literarische
Werke Seismographen von gesellschaft-
lichen Entwicklungen, Spiegel von
komplexen, widerspruichlichen Welten.
Wahrend Juristinnen und Juristen zu
Entscheidungen kommen mussen, die
Konflikte I6sen oder verhiiten, wahrend
das Recht Grenzen zieht, kann oder
sollich als Schriftstellerin in meinen
Texten mehrdeutig sein, dirfen meine
Figuren Grenzen uberschreiten und alle
erdenklichen menschlichen Ordnungen
in Frage stellen. Indes staatsbiirgerliches
Verhalten von staatlichen Organen er-
zwungen werden kann, kbnnen meine
literarischen Protagonisten unseren
Wertehaltungen zuwiderhandeln.

Trotz der vielen Gegensatze vereinen
Recht und Literatur, dass sie beide

nach einer genauen Lekttre verlangen.
Die Auslegung eines Gesetzes beginnt
beim Wortlaut, auch die Interpretation
von Literatur sollte ihren Ausgangspunkt
in der Sprache suchen.

Es waren Theaterstlicke und Romane,
die mich als Jugendliche lehrten, die
Wirklichkeit nicht als unveranderlich
wahrzunehmen, die Moglichkeiten
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politischer und gesellschaftlicher Hand-
lungsspielraume zu erkennen. Es waren
Theaterstiicke wie Bertolt Brechts Der
kaukasische Kreidekreis, die mich darauf
aufmerksam machten, dass Recht nicht
zwangslaufig Gerechtigkeit bedeutet,
dass die Reichen und Machtigen in
einem korrupten Rechtssystem bevor-
zugt werden, dass sich Gesetze nicht auf
die Blutsverwandtschaft stitzen durfen,
wenn es —wie im genannten Stlick —
etwa um das Wohl eines Kindes geht.
Dass Zugehorigkeit sich auch anders
definiert als Gber Blutsbande.

Literarische Phantasie begriff ich friih
als einen Akt des Widerstands, als
einen besonderen Weg zur Wahrheit.

Ich komme aus einer nicht-akademi-
schen, kleinburgerlichen Familie. Mein
Vater war Schriftsetzer, meine Mutter
Hausfrau. Doch hatte ich das Gliick,
mit Eltern gesegnet zu sein, auf die
das Wort rechtschaffen zutrifft, die
sich Zeit ihres Lebens der Gerechtigkeit
verpflichtet sahen, fur die Redlichkeit,
Bescheidenheit und Toleranz gelebte
Wirklichkeit waren, an deren Arbeit-
samkeit und Verzicht zugunsten der
Ausbildung ihrer Tochter und an deren
Flrsorge fur die eigene Familie, aber
auch familienfremden Menschen und
vor allem Alteren gegenliber ich solidari-
sches Handeln lernte.

An dem Glauben, dass durch Leistung
und Rechtschaffenheit eine fortschrei-
tende Demokratisierung moglich sei,
hielt mein Vater bis zuletzt fest, obwohl
er durch die digitale Revolution seinen
Beruf verloren hatte und sich neu orien-
tieren musste und obwohl ihm, dem
politisch interessierten Zeitungsleser
im fortgeschrittenen Alter, klar wurde,
dass sein sozialrechtlich geschiutztes
Arbeitsverhaltnis mehr und mehr der
Vergangenheit angehorte, dass die
durch den Marktradikalismus ausdiffe-
renzierten Sozialstrukturen immer neue
Exklusionen nach sich ziehen. Vielleicht
hinderte ihn auch sein Minderheitensta-
tus als deutschsprachiger Stdtiroler in
ltalien daran, sich einer Nationalgesell-
schaft zugehorig zu fuhlen, sich von
Nicht-Staatsburgern und Rechtlosen
abzugrenzen, womoglich aber war es
das Vermogen, berufsbedingt genau
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zu lesen, empathisch zu denken, wes-
halb er frei von Statuskonkurrenz und
ohne Bitterkeit sagen konnte, dass ohne
Steuerhinterziehung und Korruption in
der Regel kein exorbitanter pekuniarer
Reichtum zu erreichen sei und dass es
nicht Ziel sein konne, sich durch Ausbeu-
tung anderer oder durch die Zerstorung
der Natur zu bereichern.

Rechtsempfinden beginnt in der Familie,
Fremdverstehen ist auch eine Frage der
Sozialisation und Bildung, es kann durch
Erziehung eingelbt werden, durch
emotionale Ansteckung erfolgen, doch
es istimmer die Kraft der Imagination,
der Umgang mit Erzahlungen und nicht
zuletzt mit Literatur und Kunst, die uns
die Grausamkeiten und das Unertrag-
liche in der Welt nachempfinden und
uberdenken lassen.

Wer nicht selbst alt oder krank ist,
wird sich schwertun, die Lebenssitua-
tion der Vulnerablen nachzuvollziehen.
Vor allem zu Beginn der Pandemie
zeigten viele eine affektive Empathie
fur besonders Gefahrdete, welche
jedoch Uber ein temporares, meist kurz-
fristiges Mitflihlen nicht hinausging.
Damit aber Empathie zu Veranderun-
gen fuhrt, braucht es eine bewusste
Perspektiveinnahme, Emotionen sind
nur ein erster Schritt, der noch keine
moralischen Implikationen enthalt.
Man kénnte auch sagen: analytisches
Fremdverstehen ist Voraussetzung fur
politisches Denken, aber auch fur eine
gerechtere Politik, Emotionen reichen
auf Dauer allenfalls flr effekthascheri-
sches, populistisches Politainment.

Immer wieder wurde wahrend der
Lockdowns diskutiert, ob die Corona-
MaRnahmen der Regierung zur Ge-
wahrleistung eines funktionierenden
Gesundheitssystems, aber vor allem
zum Schutz der einem hoheren Mortali-
tatsrisiko Ausgesetzten verhaltnis-
maRig seien, ob die Verabsolutierung
des Lebensschutzes im Hinblick auf die
wirtschaftlichen Folgen der Quarantane-
politik gerechtfertigt sei. In den sozialen
Netzwerken aber auch in der politischen
Offentlichkeit und unter Juristen und
Juristinnen hatte diese Debatte zahl-
reiche, den Wert des Lebensschutzes
einschrankende Statements zur Folge.
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Man bezog sich dabei auf die psychi-
schen, physischen, kulturellen und
sozialen Nebenfolgen der Quarantane-
verordnungen und argumentierte, es
kénne nicht alles vor dem Schutz von
Leben zurlicktreten. Es wiirden, hief8
es, moglicherweise Menschen gerettet,
die aufgrund ihres Alters und ihrer Vor-
erkrankungen in kurzer Zeit ohnehin
sterben wiirden.

Wahrend der Pestepidemien und im
Dreiligjahrigen Krieg waren die Alten
nichts als Uberflussige Esser, die es zu
beseitigen galt. Besonnenheit unter
den Jingeren war auch durch diverse
Totentanzdarstellungen auf Kirchhof-
mauern nicht zu erreichen. Lediglich die
Alten der gehobenen Stande konnten
sich durch Machtaustbung und durch
moglichst lange Beibehaltung ihrer
Amter ihre Wiirde erhalten, so wie auch
die Bauern einst die Hoflibergabe hin-
auszogerten, weil sie nach Weitergabe
des Erbes unter den Rang ihrer Knechte
rutschten. Die Pandemie hat die bereits
bestehenden Ressentiments gegen die
bedurftigen Alteren und Vulnerablen
verstarkt.

Schwache war schon im historischen
Faschismus kein schiitzenswerter
Zustand und ist es auch heute vor
allem unter Neorechten und Neofa-
schisten nicht. Sie bemihen auRerdem
das Bild vom eingeschleppten Virus
und haben ihre eigenen, meist auslan-
dischen Stindenbocke als Urheber

fur die Krise.

Eine der Errungenschaften der Auf-
klarung ist es, dass vor dem Gesetz alle
Menschen gleich sind. Dieses in die
Verfassung eingeschriebene Menschen-
recht, das auch den Schutz des Schwa-
cheren vor dem Starkeren impliziert,
geriet durch die Pandemie heftig ins
Wanken. Schien man beispielsweise

in Vor-Pandemie-Zeiten noch die aktiven
Turnschuh-Alten im Dauerunruhestand
zu bewundern, weil sie im Gegensatz

zu den Pflegefallen konsumieren und
produzieren, also dem Anforderungs-
profil der neoliberalen Marktgesellschaft
entsprechen, entziindete sich vor allem
zu Beginn der Pandemie an den Alte-
ren —egal ob krank oder gesund —die
Diskussion, ob es denn vernlnftig sei,
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fiir den Schutz von zehn Prozent der Be-
volkerung die gesamte Volkswirtschaft
herunterzufahren, die Bewegungsfrei-
heit der Blrger und Blirgerinnen einzu-
schranken.

Inzwischen hat sich die Debatte um die
Frage der Impfpflicht erweitert. Kinder,
fir die kein Impfstoff zugelassen ist,
aber auch jene Alten und Kranken, fir
die eine COVID-Erkrankung nachweislich
zu einer hoheren Sterblichkeit flihrt,
haben aus ethischen Grinden ein Recht
darauf, geschutzt zu werden. Es gibt
eine Verantwortung, die lber die Eigen-
verantwortung hinausgeht, dies betrifft
in erster Linie jene Berufszweige, die

in engen Kontakt mit Menschen stehen
wie beispielsweise das Personal von
Kindergarten und Schulen oder Pflege-
krafte. Es ist Aufgabe der Gesetzgeber,
Impfverweigerer daran zu hindern, das
Leben der Schwachsten zu riskieren.

Lebenschance kann und darf nicht an
irgendwelche Qualitaten des Menschen
gebunden werden, weder an das Ge-
schlecht, noch das Alter, noch an den
sozialen Status oder die wirtschaftliche
Rentabilitat und Nutzlichkeit. Es konne,
so Jirgen Habermas im Gesprach mit
dem Rechtsexperten Klaus Glnther in
DIE ZEIT, entwirdigende Situationen
geben, etwa Umstande einer unheil-
baren Krankheit, des liberwaltigenden
Elends oder der erniedrigenden Unfrei-
heit, unter denen eine Person wtinsche,
lieber tot zu sein, als ein solches Leben
flhren zu missen. Aber abgesehen von
tragisch ausweglosen Situationen konne
eine Entscheidung dieser Art nur in ers-
ter Person, also vom Beteiligten selbst,
getroffen werden. Kein anderer, erst
recht keine an Grundrechte gebundene
Staatsgewalt diirfe Blrgern eine solche
Entscheidung abnehmen.

Wahrend die einen eine hohere Mortali-
tatsrate der Alteren und Vulnerablen
akzeptieren wollen, werfen andere
wiederum der alteren Generation vor,
die Jungen seien die Leidtragenden der
Pandemie, sie bezahlten den Schutz

der Gefahrdeten mit Jobverlust und
Einkommensknick. Es wurde 6ffentlich
in DER STANDARD diskutiert, ob nicht
ein Solidarbeitrag der Alteren zugunsten
derJungen fallig sei. Angesichts der

Tatsache, dass Stand Dezember 2019
rund die Halfte der 6sterreichischen
Pensionen unter 1.170 Euro im Monat
lag, fragt man sich, ob das Ausspielen
der Generationen, der Konkurrenzkampf
zwischen Jung und Alt, abgesehen von
der ohnehin fehlenden Verfassungskon-
formitat denn Uberhaupt eine lohnende
Strategie ware.

Unter der Corona-Pandemie treten
politische Fehlentwicklungen deutlicher
zutage. Das bisherige Wirtschafts- und
Wohlstandsniveau, soviel dirfte allen
klar geworden sein, kann nicht mehr

als ,Quasi-Normalitat” vorausgesetzt
werden. Wir befinden uns in dem Uber-
gang von der Industriegesellschaft

in eine postindustrielle, globalisierte
Gesellschaft, in welcher der Finanzkapi-
talismus den Industriekapitalismus
ersetzt hat. Die alten Organisationspla-
ne der Industriegesellschaft funktionie-
ren nicht mehr. Rasante technologi-
sche Entwicklungen, unkontrollierte
Finanzmarkte und gieriges Profitstreben
vergroBern die Kluft zwischen Arm und
Reich immer mehr. Die hohe Mobilitat,
die gleichzeitig mit dem Verlust sozialer
Verankerung einhergeht, die perma-
nente Krisenanfalligkeit der Wirtschaft
und die Frage nach der Finanzierbarkeit
des Lebensabends verursachen auch

in hochentwickelten, reichen, demo-
kratisch regierten Landern bei vielen
Menschen Unsicherheit und Angst.

Sie erhoffen sich Hilfe von der Regie-
rung, vom Staat, fuhlen sich mit ihren
Problemen alleingelassen; ihre Wut
richtet sich gegen vermeintlich geheime
Drahtzieher, gegen den Club der Bilder-
berger, die Europdische Union, gegen
Auslander und Migrantinnen sowie
vor allem gegen jene Politiker und Politi-
kerinnen, die nicht ,das eigene Volk”
vor allen anderen schitzen.

Auch die Aufkiindigung der Solidaritat
mit den Alteren, die nun — zu Pande-
miezeiten — verstarkt zu beobachten ist,
zeugt von blanker Zukunftsangst. In den
Alteren, die nicht zu den Ristigen zéh-
len, spiegelt sich auRerdem die Zukunft:
der eigene Verfall.

Diejenigen Parteien, welche diese nach-
vollziehbaren Angste furr ihre Politik der
nationalen Abschottung und fur ihren



souveranistischen Egoismus ausnutzen,
betreiben zugleich die Einschrankung
demokratischer Grundrechte, missach-
ten die gesetzlich verankerten Standards
und internationalen Abkommen und
befeuern den Ruf nach einer starken
Fuhrerpersonlichkeit. Damit rutteln sie
an den Grundpfeilern der Demokratie
und versuchen unter formaler Beibehal-
tung der Verfassung den Geist derselben
durch eine autoritare Realverfassung
auszuhohlen.

dass sie sich streng an der Verfassung
orientieren, ihre Unabhangigkeit
gewahrleistet ist. Dass das Rechts-
system transparent ist und den Schutz
aller gewahrt. Dass sie die Moglichkeit
unumschrankter Machtausibung
unterbinden und uns davor bewahren,
dass einzelne Politiker gesellschaftliche
Positionen einnehmen konnen, in der
sie unumschrankt Macht ausbauen
und ausuiben kénnen.

»Demokratien haben immer
Feinde und nicht selten
werden Vertassungsliicken
von undemokratischen
Akteuren ausgeniitzt.«

Demokratien haben immer Feinde
und nicht selten werden Verfassungs-
licken von undemokratischen Akteuren
ausgenutzt.

Am Beispiel Polen |asst sich aktuell
zeigen, wie schnell und systematisch
der Abbau des Rechtsstaates erfolgen
kann. Es wird von der herrschenden
Partei nicht nur die unabhangige Justiz
bekampft, man will nun auch dafir
sorgen, dass die EU-Vertrage als verfas-
sungswidrig erklart werden, vor allem
jene, welche garantieren, dass auch
Polen die Urteile des Europaischen
Gerichtshofes befolgen muss.

Die osterreichische Verfassung ist lako-
nisch und klar abgefasst, in ihrer kargen
Sprache steckt das grofe Potential: Der
ganzliche Verzicht auf schnorkelhafte
Formulierungen und Wertvorstellungen
fordert jedes Mal neu zur Losung gesell-
schaftlicher Probleme in Diskussionen,
Kompromissfindungsprozessen und
demokratischen Abstimmungen heraus.

Verfassungsgerichte sind aber keine
sicheren Institutionen, sie konnen sich
aulerdem nur aus sich selbst heraus,
Kraft ihrer Darlegungen und Begriindun-
gen, verteidigen. Umso wichtiger ist es,

Veranstaltungen und internationale Kontakte

Die amerikanische Politologieprofes-
sorin Judith N. Shklar entwickelt auf

der Grundlage der Moralpsychologie
einen Liberalismus-Begriff, welcher die
Verlierer der Geschichte, ihre politische
Ohnmacht, ihre Furcht vor Grausamkeit
und sozialer Verelendung zum Ausgangs-
punkt nimmt. Unser Ansinnen muss
darauf gerichtet sein, die Perspektive
der Schwachen und der Verliererinnen
einzunehmen, um aus deren Blickwinkel
das Schlimmste abzuwenden.

Ich schame mich, in einem Land zu
leben, das nicht einmal Kindern aus
Moria oder gebildeten, afghanischen
Frauen, die sich mihsam ein selbst-
bestimmtes Leben erkampft haben
und nun seit der Machtlibernahme der
Taliban um ihr Leben bangen miussen,
Schutz bietet.

Im Jahr 2050 werden laut Statistik in
Deutschland —furr Osterreich stellt sich
die Situation vermutlich ahnlich dar —
mindestens 35 Prozent der Bevolkerung
Uber 60 Jahre alt sein.

Bis dato hat das staatliche Gesundheits-
system mit seinem einigermafien
gerechten Zugang fur die Versorgung
der Kranken und Schwachsten gesorgt.
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Die Kosten werden von der Solidargemein-
schaft getragen. Was geschieht, wenn
aus dem sozialen Gesundheitswesen
mehr und mehr ein gesundheitswirt-
schaftlicher Investitionsort mit hohen
Renditen wird?

Was wird erst mit den mittellosen
Alten geschehen, wenn sich jetzt schon
Banken weigern, alteren Menschen ab
70 Jahren —wohlgemerkt trotz Bonitat
und Sicherheiten — eine neue Kreditkarte
auszuhandigen, wenn es jetzt schon
keine rechtliche Handhabe gegen Alters-
diskriminierung —in diesem Fall im
Bank- und Versicherungswesen — gibt?
Wenn jetzt schon Stimmen laut wer-
den, die den Alten und Kranken einen
sozialvertraglichen, friihen Abgang
wulnschen?

Gerade in Zeiten bedrohlicher Krisen
zeigt sich, wie wichtig die rigorose
Einhaltung der Verfassung ist. Zur
Bewaltigung der genannten Krisen
bedarf es eines umfassenden neuen
Gesellschaftsvertrags, eines sozial
ausgewogenen und okologisch nachhal-
tigen Entwicklungsmodells. Damit dies
gelingen kann, missen die humanisti-
schen Grundwerte unseres Gemein-
wesens, die freiheitlich-demokratischen
Regeln flr Staat und Politik sowie die
Rechte und Pflichten der Burger und
Blrgerinnen garantiert sein.

Eines Morgens wachen Sie auf und
werden lhrem Korper nicht mehr davon-
laufen konnen. Die Welt wird sich Ihnen
entziehen. Sie werden den Menschen,
fir den Sie sich gehalten haben, nicht
mehr im Spiegelbild finden. Sie stehen
nicht mehr auf, Sie sprechen nicht mehr
und haben dennoch eine Stimme.

Es ist die Stimme all derer, die von der
Mitte an den Rand unserer Gesellschaft
gedrangt werden, es ist die Stimme der
Kraftlosen, der Verletzten, es ist die Stim-
me der nicht mehr oder noch immer
nicht am politischen Prozess partizipie-
renden Burger und Blrgerinnen, die sich
nicht Gehor verschaffen konnen. Recht
ist auch dazu da, fehlendes Mitgefiihl
auszugleichen, die Verstummenden
und Verstummten einzubeziehen.
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Internationaler

Austausch

Die wegen des anhaltenden Infektions-
geschehens auch in diesem Jahr weltweit
wie regional verhangten Lockdowns und
Reiseeinschrankungen wirkten sich auf
bereits geplante grenziberschreitende
Begegnungen in Form von Absagen

und Terminverschiebungen aus. Einige
kamen aber wieder virtuell zustande.

So fand der von der Konferenz der Euro-
paischen Verfassungsgerichte (CECC)
im Regelfall alle drei Jahre organisierte
Kongress mit einjahriger Verzogerung
und als Videokonferenz statt. Das ging
allerdings damit einher, dass bestimmte
heikle Themen (etwa zu Fragen der Mit-
gliedschaft oder der Rechtsstaatlichkeit
mancher Mitglieder) von der Tagesord-
nung genommen wurden, um sie einer
personlichen Diskussion vorzubehalten.
Ein urspriinglich fiir den Herbst 2020
geplantes bilaterales Treffen mit dem
deutschen Bundesverfassungsgericht
wurde Anfang Mai als Online-Fachge-
sprach gefuihrt. An dieser Arbeitssitzung
beteiligte sich die Mehrheit der Rich-
terinnen und Richter beider Gerichte,
um Uber den Grundrechtsschutz im
europdischen Mehrebenensystem zu
diskutieren. Analysiert wurde auch die
jungere Rechtsprechung der Gerichte
zum Verhaltnis zwischen Unionsrecht
und nationalem Recht.

Da diesem Fachaustausch seit jeher
ein besonders hoher Stellenwert bei-
gemessen wird, kam es dank erneuter
Einladung durch den Prasidenten des
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Bundesverfassungsgerichts Prof. Stephan
Harbarth doch noch zu einem physischen
Treffen. Auch flr diesen am Sitz des
Karlsruher Gerichts auf einen Tag ange-
setzten Fachaustausch kam die Mehrheit
der Richterschaft beider Gerichte zu-
sammen, um sich mit dem Grundrechts-
schutz in Europa und der Beschwerde-
legitimation im Zusammenhang mit
Umweltschutz zu befassen. Dabei

haben Frau Vizeprasidentin Madner und
Verfassungsrichter Dr. Holoubek es Gber-
nommen, aus oOsterreichischer Sicht tber
die genannten Themen zu referieren.

Dank der glinstigeren Reisebedingungen
im Sommer konnte der Gerichtshof die
flr Marz geplante Tagung der deutsch-
sprachigen Verfassungsgerichte und der
europaischen Gerichtshofe nachholen.
Zu diesem sog. Sechser-Treffen (der Kurz-
name leitet sich von der Zahl der betei-
ligten Gerichte ab) entsandten sowohl
der Gerichtshof der Europaischen Union
als auch der Europaische Gerichtshof
fur Menschenrechte, das Bundesverfas-
sungsgericht, das Schweizerische Bun-
desgericht und der liechtensteinische
Staatsgerichtshof Delegationen nach
Wien. Insgesamt versammelten sich

33 Richterinnen und Richter, um Uber
das Nebeneinander der verschiedenen
Grundrechtskataloge in der Recht-
sprechung der Gerichte zu diskutieren.
Besprochen wurden zudem einschlagige
Entscheidungen zu MalRnahmen der
Pandemiebekampfung im Lichte von
Rechtsstaat und Demokratie.

Eine Fortsetzung fand der Dialog mit
den Prasidenten der Verfassungsge-
richte Ungarns und der Slowakei Tamas
Sulyok und Ivan Fiacan, die Prasident
Grabenwarter im ungarischen Pan-
nonhalma traf. Inhalt des Gesprachs
waren die Erfahrungen der Gerichte

in Zeiten der Pandemie, aber auch die
Zusammenarbeit der nationalen Ver-
fassungsgerichte mit den europdischen
Gerichten.

Bei der vom EuGH gemeinsam mit
dem Verfassungsgericht Lettlands An-
fang September in Riga organisierten
internationalen Konferenz vertraten
Vizeprasidentin Madner und Verfas-
sungsrichter Dr. Schnizer, der Uber das
Niveau des Grundrechtsschutzes im
Rechtsprechungsverbund referierte,
den Verfassungsgerichtshof.

Im Rahmen von Kurzbesuchen traf
Prasident Grabenwarter unter anderem
die Prasidenten Prof. Stephan Harbarth
(Bundesverfassungsgericht) und Prof.
Rajko Knez (slowenisches Verfassungs-
gericht). Bei ihren Gesprachen ging es
um spezifische Fragen des Europarechts.
Im Verlauf des Herbstes nahm Prasident
Grabenwarter zudem an zwei Festakten
teil: jenem anldsslich des Prasidenten-
wechsels am Bundesverfassungsgericht
und als Festredner zum hundertjahrigen
Jubilaum der liechtensteinischen Ver-
fassungin Vaduz.



Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Sechser-Treffens in Wien, 6. Juli 2021, auf den Stufen des Belvedere
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Eine Wanderausstellung

Gleichheit .-
vor dem
Gesetz
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Die fur das Jubildaumsjahr 2020 geplante
Wanderausstellung ,Verfassungsge-
richtshof auf Tour”, die sich vor allem

an ein Zielpublikum von Schilerinnen
und Schilern ab 14 Jahren richtete,
konnte ab Mai 2021 ihre Reise durch

alle Bundeslander antreten.

Die Ausstellung in zwei Containern
sollte einerseits Grundsatzliches zur
Bundesverfassung veranschaulichen,
aber auch die Arbeitsweise des Verfas-
sungsgerichtshofes und einige seiner
Erkenntnisse besser verstandlich machen.
Bedauerlicherweise mussten in diesem
Jahr neuerlich einige Anpassungen im
Zeitplan und im Ablauf der Tour vorge-
nommen werden, da die Schulschlie-
Bungen und andere Beschrankungen
zur Pandemiebekampfung grofle
Veranstaltungen nicht zulieRen.

SchlieRlich konnte die Ausstellung am
3. Mai erstmals an ihrem Standort in
Graz er6ffnet werden. Erfreulicherweise
konnte in jedem Bundesland zumindest
an einem Standort eine Erdffnungsver-
anstaltung stattfinden, deren Umfang
sich gegen Sommerbeginn deutlich

vergroRerte, als auch Schulveranstaltun-
gen wieder zuldssig waren.

Prasident Grabenwarter, Vizeprasidentin
Madner und einige weitere Mitglieder
des Verfassungsgerichtshofes nahmen
die Er6ffnungen der Ausstellung mit den
Landeshauptleuten, Landesamtsdirekto-
ren, Landtagsprasidenten und verschie-
denen weiteren hochrangigen Gasten
vor. Zu den Er6ffnungstagen wurde stets
ein kleiner Kreis von Gasten aus der
Politik, der Justiz, der Verwaltung sowie
Vertreterinnen und Vertreter von Schulen,
in den meisten Bundeslandern dann
auch ganze Schulklassen eingeladen.

Besonders zu erwahnen ist die Eroff-
nung der Wanderausstellung an ihrem
Standort am slowenischen Gymnasium
in Klagenfurt. An diesem Standort wurde
die Ausstellung von Landeshauptmann
Peter Kaiser, dem Prasidenten des
slowenischen Verfassungsgericht Rajko
Knez, der provisorischen Schulleiterin
des Bundesgymnasiums und Bundes-
realgymnasiums fir Slowenen, Rosalia
Kuchling, und Prasident Christoph Gra-
benwarter mit Ansprachen in sloweni-



scher und deutscher Sprache eroffnet.
Die Rede, die Landeshauptmann Kaiser
in diesem Rahmen gehalten hat, finden
Sie unter Pkt. V.3. Besonders feierlich
war die musikalische Umrahmung

des Festaktes durch den Schulchor des
slowenischen Gymnasiums, der trotz
entfallener Proben in diesem Schuljahr
einen groRartigen Eindruck in sein
Repertoire geboten hat.

Da die Ausstellung nach Ostern in

den drei 6stlichen Bundeslandern

nicht gezeigt werden konnte, war eine
Sommerpause der Wanderausstellung
erforderlich, bevor die letzten Standorte
im Herbst nachgeholt werden konnten.
In den Sommerferien konnten die Aus-
stellungscontainer in der Maria-There-
sien-Kaserne in Wien zur Weiterbildung
flr Angehorige des dsterreichischen
Bundesheeres genutzt werden. Prasi-
dent Grabenwarter und Bundesminis-
terin Klaudia Tanner eréffneten die Aus-
stellung in Anwesenheit hochrangiger
Vertreter des Bundesheeres mit einem
feierlichen Festakt.

VfGH auf Tour

Die Er6ffnungsveranstaltungen waren
jedoch nicht nur gepragt von Anspra-
chen, sondern in den meisten Bundes-
landern konnten auch Schulklassen
eingeladen werden, die Ausstellung

zu besuchen. Dabei hatten die Schi-
lerinnen und Schiiler die Gelegenheit,
dem Prasidenten, der Vizeprasidentin,
Mitgliedern, aber auch Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern des Verfassungsge-
richtshofes Fragen zu stellen und ihr
Wissen danach in einem Quiz zu testen.

In Wien besuchten auch Bundes-
prasident Alexander Van der Bellen,
Burgermeister Michael Ludwig und
Bundesministerin fur EU und Verfas-
sung Karoline Edtstadler die Wanderaus-
stellung, die genau am Verfassungstag
am 1. Oktober auf der Freyung, direkt
vor dem Gebdude des Gerichtshofes,
ihren Standort hatte. Auch hier fand

ein Eroffnungsevent statt, an dem zwei
Schulklassen der Vienna Business School
Schénborngasse teilnahmen. Die Eroff-
nung selbst nahmen Prasident Graben-
warter, Vizeprasidentin Madner und das
Mitglied des Verfassungsgerichtshofes
Dr. Lienbacher gemeinsam mit Bundes-
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100 Jahy

Bundesverfassung
Infopaint

ministerin Alma Zadic vor, die danach
auch fir Fragen der Schiilerinnen und
Schiler zur Verfligung standen. Die Ver-
fassungssprecher der Parlamentsparteien
waren zu diesem Termin eingeladen,
um aus ihrer Sicht als Abgeordnete die
zahlreichen Fragen der Besucherinnen
und Besucher zu beantworten.

Insgesamt haben, trotz der bisweilen
strengen Restriktionen zum Museums-
besuch, weit lber 5.000 Personen die
Wanderausstellung besucht. Der Verfas-
sungsgerichtshof bemiht sich weiterhin
den Kontakt zu interessierten Schulen
im Rahmen des Projekts ,Verfassung
macht Schule” aufrecht zu halten.

Da die Pandemie Schulbesuche und
Fihrungen erschwert, wird es ein
groReres Angebot an Informationen
auf der Homepage des Verfassungsge-
richtshofes geben. Dartiber hinaus wird
auch ein neues Konzept flr Fihrungen
erarbeitet, mit dem insbesondere auch
junge Blrgerinnen und Biirger Informa-
tionen Uber die Verfassung und den
Verfassungsgerichtshof erhalten kénnen.
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Die Tour

Infopoint Vertassungsgerichtshot auf Tour —

Er6ttnungsveranstaltungen in den Bundeslindern

Er6ffnung der Ausstellung durch Prasi-
dent Grabenwarter mit Landeshaupt-
mann Hermann Schitzenhofer, dem
(damaligen) Rektor der Karl-Franzens
Universitat Graz Martin Polaschek sowie
der Ausstellungskuratorin Katharina
Knoll mit mehreren Ehrengasten und
den Landesschulsprecherinnen und
-sprechern der Steiermark

Er6ffnung der Ausstellung durch das
Mitglied des Verfassungsgerichtshofes
Dr. Schnizer mit Blirgermeister Kurt
Wallner und dem Rektor der Montan-
universitat Leoben Wilfried Eichlseder

Er6ffnung der Ausstellung durch
Prasident Grabenwarter mit Landes-
hauptmann Thomas Stelzer und
Landtagsprasident Wolfgang Stanek,
den Landesschulsprecherinnen und
-sprechern Oberosterreichs, Schilerin-
nen und Schilern der Linz International
Business School sowie mehreren
Mitgliedern bzw. Ersatzmitgliedern

des Verfassungsgerichtshofes

Er6ffnung der Ausstellung durch
Landeshauptmann Markus Wallner
und die Prasidentin der Vorarlberger
Rechtsanwaltskammer Birgitt Brein-
bauer mit weiteren Ehrengasten und
einigen Schilerinnen und Schulern
des BRG und BORG SchillerstraBe
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Er6ffnung der Ausstellung durch Prasi-
dent Grabenwarter mit Landtagsprasi-
dentin Sonja Led|-Rossman und der
Ausstellungskuratorin Katharina Knoll
im Beisein von einigen Ehrengasten
sowie Schilerinnen und Schiilern

der HBLFA Tirol

Eroffnung der Ausstellung durch Vize-
prasidentin Madner, Landtagsprasidentin
Brigitta Pallauf und das Mitglied des
Verfassungsgerichtshofes Dr. Lienbacher
im Beisein von Prasident Grabenwarter,
einigen Festgasten sowie Schiilerinnen
und Schilern des Akademischen Gym-
nasiums Salzburg

Zweisprachige Eroffnungsveranstaltung
in slowenischer und deutscher Sprache
am Standort des BG und BRG fur Slowe-
nen mit Prasident Grabenwarter, dem
Prasidenten des slowenischen Verfas-
sungsgerichts Rajko Knez, Landeshaupt-
mann Peter Kaiser und die Schulleiterin
Rosalia Kuchling

Er6ffnungsveranstaltung flr den
mehrwochigen Standort fiir das
osterreichische Bundesheer in der
Maria-Theresien-Kaserne mit Prasident
Grabenwarter, Bundesministerin fur
Landesverteidigung Klaudia Tanner
und hochrangigen Vertretern des
Bundesheeres

Eroffnung der Ausstellung durch Prasi-
dent Grabenwarter, Landtagsprasidentin
Verena Dunst und dem Prasidenten der
burgenlandischen Rechtsanwaltskammer
Thomas Schreiner mit einigen weiteren
Ehrengasten sowie Schiilerinnen und
Schulern des Theresianum Eisenstadt

Eroffnung der Ausstellung durch
Prasident Grabenwarter und Bundes-
ministerin flr Justiz Alma Zadi¢ in
Anwesenheit von Vizeprasidentin
Madner, weiteren Mitgliedern des
Verfassungsgerichtshofes, etlichen
Festgasten und einigen Verfassungs-
sprechern der Parlamentsparteien,
die am Rande des Ausstellungsbesuches
ein Meet & Greet mit Schilerinnen
und Schulern der Vienna Business
School Schonborngasse abhielten

Eroffnung der Ausstellung durch
Prasident Grabenwarter und Landtags-
prasidenten Karl Wilfing im Beisein
von einigen Gasten sowie Schilerinnen
und Schilern der HAK Ybbs

Abschluss der Ausstellung bei einem
Pressegesprach von Prasident Graben-
warter mit dem damaligen Burgermeis-
ter Siegfried Nagl und Altblrgermeister
Alfred Stingl|
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VfGH auf Tour in Salzburg, 21.6.2021: LTAbg Heilig-Hofbauer, VfGH-Prasident Grabenwarter, LTPrasidentin Pallauf,
LTAbg Egger, VfGH-Vizeprasidentin Madner und Verfassungsrichter Lienbacher
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VfGH auf Tour in Wien, 15.9.2021: VfGH-Prasident Grabenwarter, VfGH auf Tour in Graz, 3.5.2021: LH Schiitzenhofer
VfGH-Vizeprasidentin Madner, LH Ludwig
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Unsere Veriassing ...

VfGH auf Tour in Salzburg, 21.6.2021: VfGH-Vizeprasidentin
Madner mit Schiilerinnen und Schiilern des Akademischen
Gymnasiums

VfGH auf Tour in Wien, 16.9.2021: Justizminiserin Zadi¢, VfGH-Prasident Grabenwarter,
Schiilerinnen und Schiiler der Vienna Business School Schonborngasse
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Erottnung in Klagenturt

Rede des Landeshauptmannes von Kirnten

Dr. Peter Kaiser am 28. Juni1 2021

Sehr geehrter Herr Prasident
Univ.-Prof. DDr. Christoph Grabenwarter!

Sehr geehrter Herr Prasident
Prof. Dr. Rajko Knez!

Sehr geehrte Schulleiterin
des BG/BRG fiir Slowenen
Prof. Mag. Rosalia Kuchling!

Die heute stattfindende Eroffnung der
Ausstellung Verfassungsgerichtshof
auf Tour” ist wichtig. Sie zeigt die Ent-
wicklung und Bedeutung der Gewalten-
trennung in einer liberalen Demokratie.
Sie ist gerade auch deshalb ein Grund
auf die eigene Identitat, kulturelle Viel-
falt, Gemeinschaft und unser Rechts-
system stolz zu sein.

Danasna otvoritev razstave ,Ustavno
sodisce” je vasna, ker prikazuje razvoj in
pomembnost locitve oblastnih funkcij

v zivahni demokraciji. Ravno zaradi tega
je tudivzrok ponosa na lastno identiteto,
kulturno raznolikost, skupnost in nas
pravni sistem.

Die osterreichische Bundesverfassung
feierte am 1. Oktober 2020 ihr 100-
jahriges Bestehen. Diese rechtliche
Identitat Osterreichs gewahrt — mit
den schlimmsten Unterbrechungen,
die nicht unerwahnt und niemals ver-
gessen werden sollen —den Schutz
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der Menschen in unserer Gesellschaft.
Dieser Schutzgedanke der Verfassung
und der darin enthaltenen Grundrechte
bewahren jeden Einzelnen vor Willkur
und sichern seine Rechte in unserer
Republik. Eine Politik der ,Ismen“ darf,
wie uns die Geschichte gezeigt hat,
niemals dazu fiihren, dass getrennte
Gewalten in einer Hand vereint werden.
Die Gerichtsbarkeit —insbesondere der
Verfassungsgerichtshof —ist Garant
unserer liberalen Demokratie.

Die Osterreichische Bundesverfassung
gehort mit ihren 100 Jahren zu den
altesten Verfassungen Europas. Welt-
weit zum Vorbild wurde die Einrichtung
eines eigenen Verfassungsgerichts.
Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs
und der Demokratisierung Europas galt
das Modell des osterreichischen Verfas-
sungsgerichtshofes fur viele Lander als
Vorbild moderner Verfassungsgerichts-
barkeit. Die Verfassung zeigt uns heute
den Weitblick und die ausgepragte
Verantwortung der Architekten der
Verfassung und auch der politischen
Verantwortungstrager fur eine junge
Republik. Wir sollten uns dieser Vorbild-
wirkung bewusst sein und sie verant-
wortungsvoll leben.

Die Verfassung ist auch Wegweiser

in unsere zweite Republik, welche ich
niemals gegen eine dritte Republik ein-
getauscht sehen mochte. Eine bessere

Regierungsform als die in vielen Staaten
Europas und auch in Osterreich gelebte
liberale Demokratie kann ich mir nicht
erdenken. Auch wenn die liberale Demo-
kratie oft viel von uns allen fordert, muss
uns die Freiheit fir den Einzelnen jede
dieser Anstrengungen wert sein. Die
Verfassung greift bis heute regelnd ein
und verhilft dem Recht zum Durchbruch.
Insbesondere heute und hier vor dem
BG/BRG fir Slowenen ist es fir mich
hochste Zeit, die Rolle des Verfassungs-
gerichtshofes in der Frage der zweispra-
chigen topographischen Aufschriften in
Karnten anzusprechen. Damit Minder-
heiten —zum Beispiel Volksgruppen mit
eigener Sprache —nicht in der Mehr-
heitsbevolkerung aufgehen, brauchen
sie Rechte zum Schutz ihrer Besonder-
heiten, ihrer Sprache oder auch Religion.
Der Verfassungsgerichtshof steht ihnen
in diesen Fragen zur Seite. Das Bewusst-
sein, dass neben der gestaltenden Legis-
lative und der ausfiihrenden Exekutive
die unabhangige Gerichtsbarkeit als
unverbrichlicher Teil besteht, schafft
flr die Menschen in diesem Land die
Sicherheit, dass der Rechtsstaat obsiegt.

Die historischen Ereignisse verbinden
unser Bundesland in besonderer Weise
mit dem Verfassungsgerichtshof. Heute
bedanke ich mich als Landeshauptmann
von Karnten fur das Erkenntnis des Ver-
fassungsgerichtshofes aus dem Jahre
2001 zu zweisprachigen topographi-



Prasident des slowenischen Verfassungsgerichts
Rajko Knez, LH Peter Kaiser, LHStv"" Gaby Schaunig,
VfGH-Prasident Christoph Grabenwarter

schen Aufschriften. Heute glaube ich
nicht, dass es der Politik ohne den Ver-
fassungsgerichtshof moglich gewesen
ware, auch den spateren ,Ortstafelkom-
promiss” zu erreichen. Als damaliger
Abgeordneter zum Karntner Landtag
bin ich mir der Kontroversen ob des
Urteils und auch der aus heutiger Sicht
beschamenden politischen Diskussion
bewusst. Die folgenden Entwicklungen
der Geschichte, insbesondere auch

die Europaisierung, ermoglichen heute
mit einem kleinen Blick zurlick — uns
des Wertes und der Tragweite dieser
Entscheidung flr unser Bundesland
bewusst zu sein.

Heute, im Jahr des 10. Jubildaums

des ,Ortstafelkompromisses” und

20. Jubilaums des VfGH-Erkenntnisses
zu zweisprachigen topographischen
Aufschriften in Karnten, erkennen wir
die Wichtigkeit hochstgerichtlicher
Entscheidungen, die in Karnten auch
dazu beigetragen haben, dass wir heute
Gemeinsamkeit, Vielfalt und Einigkeit
als unsere wichtigsten Guter erkennen.
Heute sind sich die Karntnerinnen

und Karntner bewusst, dass zwei
Landessprachen bereichern, dass das
Miteinander starkt und das Grenzen
verschwinden. Als Landeshauptmann
bedanke mich heute stellvertretend
beim Verfassungsgerichtshof fir diesen
muhevollen, aber richtigen Weg.

VfGH auf Tour

Oskar Negt meint: ,Demokratie und
Menschenrechte mussen taglich,
stindlich neu erkampft werden.“ Heute
stehen wir vor der Situation, dass wir

in Europa die liberale Demokratie ver-
teidigen mussen. Diese Bereitschaft
taglich bewusst zu leben und illiberale
Bemihungen im Staat hintanzuhalten,

liegt in der Verantwortung von uns allen.

Die osterreichische Bundesverfassung
ist das unerschitterliche Fundament

unserer freien, demokratischen Republik.

Der Verfassungsgerichtshof ist als
,Huter der Verfassung” Garant fur
ihre Einhaltung und ihr Fortbestehen.
Ustava Avstrije je neomajena osnova

nase svobodne, demokraticne Republike.

Ustavno sodisce je kot ,varuh ustave”
porok njenega upostevanja in obstoja.

Verfassungsgerichtshof — Tatigkeitsbericht 2021

Bewahren wir das Wichtige und Gute.
Es lebe unsere Republik Osterreich.
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Im Gesprich m :;

0. Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ludwig Adamovich

»In einer Demokratie
muss die herrschende
Autoritit verantwortlich
gemacht werden kénnen.«

Der ehemalige Prasident des Verfassungs-
gerichtshofes arbeitete jahrzehntelang
an Schaltstellen der Republik. Er spricht
uber die , dissenting opinion®, die Exeku-
tion von VfGH-Entscheidungen und

die Verantwortung jedes Einzelnen.




Das Interview fiihrten
der Generalsekretar

DDr. Stefan Leo Frank und
die Mediensprecherin des
Verfassungsgerichtshofes
Mag. Cornelia Mayrbaurl.

Adamovich: Da wie dort steht dieselbe
Grundhaltung dahinter: Gegen staat-
liche MaBnahmen gibt es, wenn sie uns
nicht passen, Widerstand. Das Wort
Widerstand kennen wir aus der letzten
Zeit (von Gegnern der MalRnahmen
gegen COVID-19, Anm.), aber es wird
ja schon viel langer verwendet. Es ging
und geht um physischen Widerstand,
heute nicht in der Intensitat wie beim
AusreifRen von Ortstafeln, aber es glim-
mert, es gliht, es hat schon Zwischen-
falle gegeben und man muss damit
rechnen, dass sich das intensiviert.
Von der intellektuellen Grundhaltung
her ist zu sagen, irgendwo steht da

die Parole ,.Stimme des Volkes gegen
geschriebenes Recht” beziehungswei-
se dessen Anwendung. Heute spricht
man von Grundrechten und Freiheit,
ohne die von der Verfassung vorgege-
benen Beschrankungen zu sehen. Ich
habe jedenfalls bisher von keinem der
Aktivisten das Wort Gesetzesvorbehalt
gehort, allerdings auch nicht von den

Im Gesprach

Regierungsvertretern. Der Ausdruck
,Gesetzesvorbehalt” eignet sich offen-
bar nicht fir eine Diskussion, aber dass
es so etwas gibt, das geradezu der
Schltssel fur den Konflikt ist, wird weit-
gehend vernachlassigt.

Es hat schon bisher Exekutionsfalle
gegeben, ,\Wald- und Wiesenfalle®, bei
denen die ordentlichen Gerichte mit
der Vollstreckung betraut wurden. Aber
der Fall, den Sie ansprechen, hatte eine
vollig neue Qualitat. Die Verfassung
lasst dem Bundesprasidenten hier
einen ziemlich weiten Spielraum, und
der Bundesprasident musste sich damit
auseinandersetzen, welche Vorgangs-
weise sowohl zum Ziel fuhrt, als auch
das schon aufgeheizte Klima nicht noch
weiter anheizt. Man ist dann zu der
Losung gekommen, den zustandigen
Richter des Landesgerichts flir Straf-
sachen Wien zu betrauen. Jedenfalls
hat sich gezeigt, dass es ganz gut

ware, wenn in der Verfassung Uber die
Durchfiihrung von Exekutionen etwas
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mehr stiinde. Mit der jetzigen Ver-
fassungsformulierung wollte man dem
Bundesprasidenten freie Hand lassen.
Andererseits steht sie ja in einem
martialischen Zusammenhang, das
Bundesheer wird in Art. 146 Abs. 2 B-VG
ausdriicklich genannt. Sonst hillt der
Verfassungstext sich aber in Schweigen
—das fallt natirlich auf. Man sollte
einmal bei gutem Wind —namlich vor
dem nachsten konkreten Fall — tiber die
Sache nachdenken.

Es hat sich an der Spruchpraxis des
Gerichtshofes ja deutlich gezeigt, dass
man nicht alle Verordnungen rechtlich
gleich bewerten kann, sondern dass die
RechtmaRigkeit in jedem einzelnen Fall
zu prufen ist und man dementspre-
chend zu unterschiedlichen Ergebnissen
kommen wird. In Deutschland diirfen
Verordnungen nur aufgrund ausdruickli-
cher gesetzlicher Ermachtigung erlassen
werden, in Osterreich kommt es darauf
an, dass die erlassene Verordnung eine
inhaltliche gesetzliche Grundlage hat.
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Ja, und abgesehen davon ist die Praxis
eine ganz andere. An sich kénnten die
Verordnungen allein vom zustandigen
Minister mit Zustimmung des Hauptaus-
schusses erlassen werden, aber in Wirk-
lichkeit befasst sich die ganze Bundes-
regierung damit, und natirlich auch die
Landeshauptleute. Dies sorgt fiir zusatz-
liche Verwirrung. Das Gesundheitswesen
ist nach der Verfassung Bundessache in
Gesetzgebung und Vollziehung. Die Voll-
ziehung ist durch den Landeshauptmann
und die ihm unterstellten Landesbehor-
den in ,mittelbarer Bundesverwaltung"
zu fUhren; in funktionaler Sicht handelt
es sich weiterhin um Bundesverwaltung.
Der nicht verfassungsrechtlich verdorbe-
ne Burger wird mit Sicherheit dieser Kons-
truktion mit Unverstandnis begegnen.

80

Ich bin da eher gespalten. Der Ge-
danke ist offensichtlich gewesen, diese
Falle aus dem rein parteipolitischen
Konflikt herauszuhalten, und das ist
auch verstandlich, wenn ich sehe, wie
es da zugeht. Auf der anderen Seite
steckt das Politische da in einem noch
hoheren MaR drin als in den sonstigen
Kompetenzen. Ein wenig habe ich den
Eindruck, dass die bisherige Judikatur
dazu neigt, die Rechte des Parlaments
gegenuber den Rechten des Einzelnen,
vor allem gegentiber Personlichkeits-
rechten, starker zu gewichten als dies
nach Ansicht so mancher am Platze
ware. Da gibt es schon Anlass fur be-
rechtigte Kritik.

Man kann sich dem unter verschiede-
nen Gesichtspunkten nahern. Es ist
interessant, dass die Volkerrechtler, die
ja mitinternationalen Gerichten zu

tun haben, bei denen es teilweise die
Ldissenting opinion” gibt, eher dafr
sind. Und zwar mit dem Argument,

aus der friheren ,dissenting opinion”
kénne sich einmal eine neue Judikatur
entwickeln. Das ist nicht zu leugnen.
Andererseits, und das ist eher ein
aulerrechtlicher Gesichtspunkt: Das,
was mich stutzig macht, ist doch der
Umstand, dass die Figur ,dissenting
opinion” immer dann auf der Bildflache
erscheint, wenn eine machtige politi-
sche Institution mit einer Entscheidung
des Gerichtshofes nicht zufrieden ist.
Das ist wie das Amen im Gebet. Ich
habe mir in einem solchen Moment
erlaubt, einem Journalisten gegenuber
zu sagen: ,Man merkt die Absicht und
ist verstimmt.”, worauf im politischen
Bereich ein deutliches Murren aus-
gebrochen ist. Man kann jedenfalls ein
Instrument korrekt gebrauchen, man
kann es aber auch missbrauchen. Meine
Gefuhle sind da nicht sehr positiv, alles
in allem genommen.



Ich gebe Ihnen ein Beispiel. Ein sehr
kontroverser Fall betraf die steuerliche
Absetzbarkeit von Unterhaltsleistun-
gen fir Kinder, wo der Verfassungs-
gerichtshof entschied, dass solche
Leistungen auch bei Eltern mit hohe-
rem Einkommen durch entlastende
MafRnahmen berlcksichtigt werden
missen (VfSlg. 12.940/1991, Anm.).
Der Referent, dessen Entscheidungsvor-
schlag das Richterkollegium auch folgte,
galt im Allgemeinen als der SPO nahe
stehend, die Uber die Entscheidung
aber wenig gllicklich war. Der Fall zeigt
deutlich, dass man nicht so simpel
sagen kann: Da ist ein Roter, da ist ein
Schwarzer, ein Blauer oder ein Griiner,
also wird der Fall soundso ausgehen.
Die Parteizugehorigkeit sagt uber die
Entscheidung im Einzelfall nicht viel
aus, zumal eine Reihe von Vorfragen
zu losen ist.

Im Gesprach

Es ware interessant —aber das wird
wohl nie passieren —, wirde ein Teil der
Mitglieder auf eine Weise nominiert
werden, bei der die Politik weniger
beteiligt ist, etwa durch gesetzliche
Interessenvertretungen der juristischen
Berufe oder Fakultaten. Mir hat immer
die italienische Regelung sehr gut ge-
fallen, bei der ein Teil der Verfassungs-
richter vom Prasidenten der Republik,
ein weiterer Teil von den Kammern

des Parlaments und der restliche Teil
von den anderen obersten Gerichten
bestellt wird. Es gibt viele, die sagen:
Macht es so wie in der ordentlichen
oder in der Verwaltungsgerichtsbarkeit
(Besetzung durch den Bundesprasiden-
ten aufVorschlag der Bundesregierung,
die ihrerseits Vorschlage des jeweiligen
Gerichts einholt, Anm.). Aber die ideale
Weise gibt es nicht. Ein anderes wirk-
liches Problem ist: Es gab und gibt pro-
minente Verfassungsrechtler, die den
Gerichtshof kritisieren — und die nicht
hineingekommen sind.
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Die Franzosen haben bei der Verfas-
sungsgerichtsbarkeit gewissermafen
mit Adam und Eva angefangen, als

die De Gaulle-Verfassung von 1958

den Conseil Constitutionnel ins Leben
gerufen hat. Es war eine neuartige
Institution und daher haben sie auch
keine Vorjudikatur gehabt auf die sie
hatten Ricksicht nehmen mussen.
Daher haben sie sich leichter getan, wie
ich Gberhaupt den Eindruck gewonnen
habe, dass das Verfahren wesentlich
weniger formalisiert ist als bei uns. Das
ist ja auch der Grund daflr, warum es
einige Zeit gedauert hat, bis der Conseil
Constitutionnel sich selbst als Gericht
verstanden hat. Das war keine Selbst-
verstandlichkeit.

Der Wunsch nach Vorabprifung ist
verstandlich, aber man muss bedenken,
dass es bei uns eine Judikatur gibt, die
jetzt doch schon 100 Jahre zurtckreicht
und Uber die man nicht hinwegkann.
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Naturlich konnte man lapidar sagen
—wie es auch schon vorgekommen ist —,
dass man diese nicht aufrecht zu er-
halten vermag. Aber das schafft Rechts-
unsicherheit.

Das muss es, aber es stellt sich die Frage
nach den Grenzen und den Methoden.
Als ich 1984 das Amt als Prasident des
Verfassungsgerichtshofes angetreten
habe, gab es Presseaussendungen zu
getroffenen Entscheidungen, und das
war’s. Dann habe ich gelegentlich Inter-
views gegeben, wo dann manchmal
nachher die Fetzen geflogen sind —im
Besonderen in der Ortstafelcausa, aber
auch andere Male. Womit die Frage
gegeben war: Hat es Sinn, sich mit
AuRerungen eines Politikers ausein-
anderzusetzen, der mit ganz anderen
Methoden arbeitet als ein Gericht? Es
ist ja bekannt, mit welcher Sprache sich
Politiker heute dufRern. Ein Gericht kann
nicht so vorgehen, das geht ganz ein-
fach nicht.

Auf der anderen Seite muss man sich
offenkundige Bosartigkeiten und Fehl-
information nicht gefallen lassen. Da
ist es schwer, die richtigen Worte zu fin-
den, und das wird immer schwer sein.
Die Gefahr, dass einem das Wort im
Mund umgedreht wird, ist gro. Lange
hat es gar keinen Mediensprecher, keine
Mediensprecherin gegeben, vielmehr
hat die damalige Generalsekretarin

das miterledigt, so gut es ging. Erst
gegen Ende meiner Funktionsperiode
hat man gefunden, es brauche jemand
Professionellen, und das ist vollig richtig
—jemanden, der den Ton kennt.
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Am Beginn der zweiten Republik hatte
jeder Minister nur ganz wenige Mit-
arbeiter. Ungemutlich wurde es, als
Franz Olah ein ganzes Gegenkabinett
eingerichtet hat, und dieser Trend hat
in den folgenden Jahren angehalten.
Verscharfend kommt hinzu, dass die
Damen und Herren in solchen Kabinet-
ten meistens recht jung sind, von der
Materie nicht allzu viel verstehen, aber
das Ohr des Ministers haben.

Das ist natlrlich geeignet, das an sich
schon sehr fragile Instrument der Minis-
terverantwortung stark zu beschadigen.
Warum? Wenn irgendetwas in die
Offentlichkeit geht, was es nicht sollte,
und der Minister darauf angesprochen
wird, kann er sich leicht auf den Kabi-
nettsmitarbeiter ausreden, der dazu
nicht legitimiert war. Umgekehrt: Wenn
der Mitarbeiter angesprochen wird, der
aus Eigenem tatig war, kann er sagen,
der Minister wollte das so. Es ist vollig
undurchsichtig, was sich abspielt und
daher ist die Ministerverantwortung so
gut wie tot. Dazu kommt noch, dass das
ja ein politisches Instrument ist zum
Unterschied von der rechtlichen Minis-
terverantwortlichkeit. Das ist natirlich
Ubel. Aber was soll man machen?

Auch das ist, wie so oft, ein menschliches
Problem. Ein verninftiger Minister wird
darauf schauen, dass das nicht ausufert,
er wird Mitarbeiter haben, aber es muss
nicht eine Armee sein. Je sicherer ein Mi-
nister in seinem Metier ist, umso weniger
ist er auf ein groRRes Kabinett angewiesen.

Die Republik ist ein juristisches Gebilde
und braucht Menschen, die dort woh-
nen und gegebenenfalls in 6ffentlichen
Funktionen tatig sind. Der Bundes-
prasident hat in einer Rede angesichts
verallgemeinernder Korruptionsvor-
wirfe gesagt: ,So sind wir nicht” Ich
flirchte, nicht wenige sind schon ,,so0"
in dem Sinn, wie er es gesagt hat. Es
fehlt an politischer Bildung und es
fehlt an einem gewissen Bewusstsein
dafur, dass nicht nur die ,,GroRkopfer-
ten“ daflr verantwortlich sind, was im
Staat passiert, sondern jeder Einzelne.
Man muss sich nur die derzeitigen Co-
rona-Demonstrationen ansehen, dann
weifs man, was ich meine. An gewissen
Mitmenschen habe ich einfach Zweifel,
es ist ein Teil, den ich mich hite, zu
quantifizieren, aber ein Teil hat gewisse
anarchistische Zuge.

Als die Republik wiedererstanden ist,
sind manche laut aufgetreten, die sag-
ten:,Ich war ja schon immer gegen den
Nationalsozialismus® Aber die Frage
ist: Wo waren denn die anderen? Daran
leidet die Republik noch heute.

Die Formulierung finde ich gut, aber
moglicherweise ist es so, dass die Besse-
rung ihre Zeit braucht. Osterreich hat in
einem relativ kurzen Zeitabschnitt sehr
unterschiedliche politische Modelle
kennengelernt, darunter auch autori-
tare, und das geistert halt immer noch



herum. Wobei Demokratie ja nicht
bedeutet, dass es keine Autoritat geben

darf, das ist ein grof3es Missverstandnis.

Nur muss die herrschende Autoritat
eine sein, die verantwortlich gemacht
werden kann, und dieses Instrumenta-
rium muss funktionieren.

Mit der politischen Bildung sieht es
sehr schlecht aus. Damit besteht hier
ein breites Betatigungsfeld fiir Polemik.
Das beherrschen einige ganz aus-
gezeichnet. Naturlich kann man das
Modell der Demokratie als solches
kritisieren, aber zwischen Polemik und
legitimem Konkurrenzkampf gibt es
einen Unterschied.

Im Gesprach

Verfassungsgerichtshof — Tatigkeitsbericht 2021

O. Univ.-Prof. Dr. Drh.c. mult. Ludwig
Adamovich (geb. 1932), 1974 bis 1976
o. Univ.-Prof. fur 6ffentliches Recht an
der Universitat Graz, ab 1976 Leiter des
Verfassungsdienstes im Bundeskanzler-
amt, ab 1977 Sektionschef, war von
1984 bis 2002 Prasident des Verfassungs-
gerichtshofes. Seit 2004 fungiert er

als Berater des Bundesprasidenten fir
verfassungsrechtliche Angelegenheiten.
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Statistik

Die insgesamt 5.253 Erledigungen des
Verfassungsgerichtshofes im Zeitraum

vom 1.1.2021 bis 31.12.2021 lassen sich
untergliedern in: 10,3 % Stattgaben

(540)

3,3% Abweisungen
(171)

6,8% Zuriickweisungen
(355)

1,5 % sonstige Erledigungen
Einstellungen, Streichungen
(75)

45,3%
negative*
Entscheidungen
betr. Antrage auf
Verfahrenshilfe
(2.378)

32,4% Ablehnungen
(1.703)



VII.1.

Graphische Darstellung der Entwicklung

des Geschiftsganges seit 1947

Die Darstellung wurde hinsichtlich der Jahre
1996 und 1997 um 11.122 Beschwerden einer

Serie zur Mindestkorperschaftsteuer bereinigt.
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Erledigte Gesetzespriitungsvertahren
2000 bis 2021
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VII.3.

Gesetzes- und Verordnungspriifungsverfahren

in Zahlen

Grafische Darstellung der im Jahr 2021
erledigten Normenprifungsverfahren:

Gesetzespriifungsverfahren

. Verordnungspriifungsverfahren

163 160
95
52
36
:
Amtswegige Cerichtsantrage Parteiantrage Individualantrage  Abstrakte
Prufungen Normenkontrolle
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Gesetzespriifungsverfahren 2021

Einstellungen,

Stattgaben Abweisungen Ablehnungen Zurlickweisungen ..VH_A.b_/ Streichungen,
Zurlckweisungen | sonst. Erledigungen
Amtswegige
. 32 4 0 0 0 0 36
Prufungen
Cerichtsantrage 23 46 0 24 0 2 95
Parteiantrage 0 28 50 38 39 8 163
Individualantrage 0 2 6 29 13 2 52
Abstrakte
0 7 0 1 0 0 8
Normenkontrolle
Gesamt 55 87 56 92 52 12 354
Einstellungen,
Stattgaben Abweisungen Ablehnungen Zurlickweisungen ..VH-A.b-/ Streichungen,
Zurlickweisungen | sonst. Erledigungen
Amtswegige
. §'8 (6} 0 0 0 0 0 6
Prifungen
Cerichtsantrage 9 e 0 @ 0 (1] 106
Parteiantrige o 0 (5 ) (4] (2] 0 15
Individualantrage Q @ ° a o 160
Abstrakte
(3] (2] 0 @ 0 0 17
Normenkontrolle
Gesamt 80 61 34 116 11 2 304
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VII.4.
Durchschnittliche Verfahrensdauer

Im internationalen Vergleich ist die durchschnittliche Dauer
der Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof, die sich aus
der nachstehenden Ubersicht ergibt, bemerkenswert kurz.
Angemerkt sei, dass sich eine tiber dem Durchschnitt liegende
Verfahrensdauer im Einzelfall insbesondere wegen der Not-
wendigkeit ergeben kann, ein inzidentes Normenprifungsver-
fahren durchzufiihren oder ein Vorabentscheidungsverfahren
beim Gerichtshof der Europdischen Union anzustrengen.

Verfahrensdauer vom Eingang der Rechtssache bis zur
Abfertigung der Entscheidung:

Verfahrensdauer
in Tagen
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225
PEL

153
115
134

Mehrjahriger Durchschnitt (2002—2021): 192 Tage (6,5 Monate)

Asylrechtssachen, in denen die Erledigungsdauer kiirzer war, Die deutliche Verringerung der Verfahrensdauer ab
wurden bei der Berechnung der Verfahrensdauer in dieser dem Berichtsjahr 2015 ist vor allem auf eine Anderung
Auswertung nicht berucksichtigt. Bei ihrer Einbeziehung des Verfassungsgerichtshofgesetzes zurtickzufiihren,
verringert sich die durchschnittliche Verfahrensdauer im Be- die es dem Verfassungsgerichtshof nun erméglicht, auch
richtsjahr auf 118 Tage (d.s. etwas weniger als vier Monate). Entscheidungen in Verfahrenshilfeangelegenheiten

aullerhalb einer Session zu treffen
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Statistische Gesamtiibersicht

KOMPETENZEN DES Offene Neu Erledigt: im Zeitraum von 1.1.202 bis 31.12.2021 Offene
VERFASSUNGSGERICHTSHOFES Falle Falle
Stand Zugang Stattgabe | Abweisung | Zuriick- Einstellung | Ablehnung | VH Streich./ | Ingesamt | Stand
112021 | 2021 weisung negativ sonst. Erl. | erledigt 31.12.2021
Klagen nach 9 26 0 3 5 0 0 12 3 23 12
Kompetenzkonflikte 4 4 2 0 2 0 0 2 0 6 2
Verfahren betr. U-Ausschiisse 1 6 4 1 2 0 0 0 0 7 0
Verordnungspriifungen 125 322 80 61 116 2 34 11 0 304 143
Gesetzespriifungen 74 374 55 87 92 3 56 52 9 354 94
Staatsvertragspriifungen 5 1 0 2 3 0 0 0 0 5 1
Wahlpriifungsverfahren 4 5 1 4 3 0 0 0 0 8 1
Wahlpriifungsverfahren 0 1 0 1 0 0 0 0 0 1 0
Anfechtungen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Wahlerevidenzbeschwerden 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Erkenntnisbeschwerden 1.184 4.588 398 12 128 26 1613 2301 63 4.541 1231
Sonstiges 13 5 0 0 4 0 0 0 0 4 14
Gesamt 1.419 5332 540 171 355 31 1.703 2.378 75 5.253 1.498
Statistik Verfassungsgerichtshof — Tatigkeitsbericht 2021 91
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	EU-Kommissar Hahn zu Gast am VfGH 
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	Bilaterales Treffen beim Bundesverfassungs-
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	Verfassungstag
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	Tag der offenen Tür 2021 als virtueller Rundgang
	12.11.2021
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	IV.2.1.
	Andreas Voßkuhle:
	Zum Modellcharakter des österreichischen 
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